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Nr. 428

Inkraftsetzung von Beschlüssen

der Verbands-KODA

Der nachfolgende 22. Beschluss der 45. Sitzung der Ver-
bands-KODA am 15. November 2010 wird mit Datum
vom 15. November 2010 in Kraft gesetzt.

ArbeitsVertragsOrdnung für die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Dienst des Verbandes der
Diözesen Deutschlands (AVO-VDD)1

Präambel

Die Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands hat am 22.11.1993 mit Wirkung vom 01.01.1994
für die Dienststellen und Einrichtungen des Verbandes der
Diözesen Deutschlands eine „Grundordnung des kirchli-
chen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnis-
se“ beschlossen.2

Auf der Grundlage dieser „Grundordnung“ hat die Ver-
bands-KODA am 09.03.1994 nach § 10 Absatz 1 der Ver-
bands-KODA-Ordnung die nachstehende

„Arbeitsvertragsordnung für die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Dienst des Verbandes der Diözesen
Deutschlands (AVO-VDD)“

beschlossen, die von der Vollversammlung des Verban-
des der Diözesen Deutschlands gemäß § 10 Absatz 2 der
Verbands-KODA-Ordnung am 20.06.1994 mit Wirkung
vom 01.07.1994 in Kraft gesetzt wurde.

Im Hinblick auf eine für alle deutschen Diözesen zu ent-
wickelnde einheitliche „Arbeitsvertragsgrundordnung“ hat
diese Regelung nur vorläufigen Charakter.

A. Allgemeiner Teil3

Abschnitt I

Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung gilt für voll- und teilzeitbeschäftigte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Dienststellen und
Einrichtungen in der Rechtsträgerschaft des Verbandes
der Diözesen Deutschlands.

(2) Diese Ordnung findet keine Anwendung auf Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter mit Dienstverträgen, in
welchen beamtenrechtliche Regelungen vereinbart
sind (so genannte Dienstvertragsbeamte) sowie auf
Geistliche und Ordensmitglieder.4

§ 1a
Kirchlicher Dienst

Nach Artikel 1 der „Grundordnung des kirchlichen Diens-
tes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ tragen alle
in einer Einrichtung der katholischen Kirche Tätigen durch
ihre Arbeit ohne Rücksicht auf die arbeitsvertragliche Stel-
lung gemeinsam dazu bei, dass die Einrichtung ihren Teil
am Sendungsauftrag der Kirche erfüllen kann (Dienst-
gemeinschaft).

§ 1b
Rechtsgrundlagen

(1) Für die in § 1 genannten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter gelten die Bestimmungen dieser Arbeitsver-
tragsordnung und die gemäß der Verbands-KODA-
Ordnung beschlossenen und erlassenen kirchlichen
Arbeitsrechtsnormen.

(1a)Beschlüsse der Zentralen Kommission zur Ordnung
des Arbeitsvertragsrechtes im kirchlichen Dienst
(Zentral-KODA) gemäß § 3 Absatz 1 Zentral-KODA-
Ordnung werden mit ihrer In-Kraft-Setzung Bestand-
teil dieser Ordnung.5

Verband der Diözesen Deutschlands
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(2) Ferner gelten

– der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
(TVöD-Bund)

– Abschnitte VII und IX (Bund) des Tarifvertrags
für den öffentlichen Dienst (TVöD) – Besonderer
Teil Verwaltung  – (BT-V)

– der Tarifvertrag für die Kraftfahrer und Kraft-
fahrerinnen des Bundes (KraftfahrerTV Bund)

– der Tarifvertrag für Auszubildende des öffent-
lichen Dienstes (TVAöD) – Allgemeiner Teil und
Besonderer Teil BBiG –

– der Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten
des Bundes in den TVöD und zur Regelung des
Übergangsrechts (TVÜ-Bund)

einschließlich der Anlagen sowie die dazu abgeschlos-
senen Zusatz-, Änderungs- und ergänzenden Tarif-
verträge in der jeweils am 13.09.2005 geltenden
Fassung.6  Ab dem 13.09.2005 gelten Änderungen,
wenn sie gemäß der Verbands-KODA-Ordnung be-
schlossen und erlassen sind.

(3) Diese Arbeitsvertragsordnung und die in ihr in Bezug
genommenen Regelungen sind gemäß den Grund-
sätzen des kirchlichen Dienstes, insbesondere der
„Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ auszulegen und ent-
sprechend anzuwenden.

§ 2
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

(1) Mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind
schriftliche Arbeitsverträge unter Einbeziehung der
von der Verbands-KODA beschlossenen und nach der
Verbands-KODA-Ordnung erlassenen Regelungen
abzuschließen.7

(2) 1Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeit-
geber dürfen nur begründet werden, wenn die jeweils
übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittel-
baren Sachzusammenhang stehen. 2Andernfalls gelten
sie als ein Arbeitsverhältnis.

(3) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich
vereinbart werden. 2Sie können gesondert gekündigt
werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

(4) 1Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als
Probezeit, soweit nicht eine kürzere Zeit vereinbart ist.
2Bei Übernahme von Auszubildenden im unmittel-
baren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis in ein
Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit.

§ 3
Allgemeine Arbeitsbedingungen

(1) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren
Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vor-
gesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Ver-
schwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über die Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.

(2) 1Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen,
Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigun-
gen in Bezug auf ihre Tätigkeit nicht annehmen. 2Aus-
nahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers
möglich. 3Werden den Beschäftigten derartige Ver-
günstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeit-
geber unverzüglich anzuzeigen.

(3) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäf-
tigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich
anzuzeigen. 2Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit
untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese
geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen
Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interessen
des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 3Für Nebentätig-
keiten bei dem demselben Arbeitsgeber oder im üb-
rigen öffentlichen Dienst (§ 34 Absatz 3 Satz 3 und 4
kann eine Ablieferungspflicht zur Auflage gemacht
werden; für die Beschäftigten des Bundes sind dabei
die für die Beamtinnen und Beamten des Bundes gel-
tenden Bestimmungen maßgeblich.

(4) 1Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung be-
rechtigt, die/den Beschäftigte/n zu verpflichten, durch
ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie/er zur
Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit
in der Lage ist. 2Bei der beauftragten Ärztin/dem be-
auftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/
einen Betriebsarzt handeln, soweit sich die Betriebs-
parteien nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen
Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten dieser Untersuchung
trägt der Arbeitgeber.

(5) 1Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre
vollständigen Personalakten. 2Sie können das Recht
auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Be-
vollmächtigte/n ausüben lassen. 3Sie können Auszüge
oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

(6) Die Schadenshaftung der Beschäftigten, die in einem
Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber stehen, der
Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA ist, ist bei
dienstlich oder betrieblich veranlassten Tätigkeiten
auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

(7) Für die Schadenshaftung der Beschäftigten des Bundes
finden die Bestimmungen, die für die Beamtinnen und
Beamten des Bundes gelten, entsprechende Anwendung.
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§ 4
Versetzung, Abordnung,

Zuweisung, Personalgestellung

(1) 1Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieb-
lichen Gründen versetzt oder abgeordnet werden.
2Sollen Beschäftigte an eine Dienststelle oder einen
Betrieb außerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt
oder voraussichtlich länger als drei Monate abgeord-
net werden, so sind sie vorher zu hören.

Protokollerklärungen zu Absatz 1:

(1) Abordnung ist die Zuweisung einer vorübergehenden
Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder einem
anderen Betrieb desselben oder eines anderen Arbeit-
gebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsver-
hältnisses.

(2) Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimm-
ten Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder
einem anderen Betrieb desselben Arbeitgebers unter
Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses.

Niederschriftserklärung zu § 4 Absatz 1:

Der Begriff „Arbeitsort“ ist ein generalisierter Oberbegriff;
die Bedeutung unterscheidet sich nicht von dem bisherigen
Begriff „Dienstort“.

(2) 1Beschäftigten kann im dienstlichen/betrieblichen oder
öffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung vorüber-
gehend eine mindestens gleich vergütete Tätigkeit bei
einem Dritten zugewiesen werden. 2Die Zustimmung
kann nur aus wichtigem Grund verweigert werden.
3Die Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt unberührt.
4Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1 werden auf
das Entgelt angerechnet.

Protokollerklärung zu Absatz 2:

Zuweisung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeits-
verhältnisses – die vorübergehende Beschäftigung bei einem
Dritten im In- und Ausland, bei dem der Allgemeine Teil
des TVöD nicht zur Anwendung kommt.

(3) 1Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Dritten
verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei weiter
bestehendem Arbeitsverhältnis die arbeitsvertraglich
geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu er-
bringen (Personalgestellung). 2§ 613a BGB sowie
gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

Protokollerklärung zu Absatz 3:
1Personalgestellung ist – unter Fortsetzung des bestehenden
Arbeitsverhältnisses – die auf Dauer angelegte Beschäfti-
gung bei einem Dritten. 2Die Modalitäten der Personalge-
stellung werden zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten
vertraglich geregelt.

§ 5
Qualifizierung

(1) 1Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges
Lernen liegen im gemeinsamen Interesse von Be-
schäftigten und Arbeitgebern. 2Qualifizierung dient der
Steigerung von Effektivität und Effizienz des öffent-
lichen Dienstes, der Nachwuchsförderung und der
Steigerung von beschäftigungsbezogenen Kompeten-
zen. 3Die Tarifvertragsparteien verstehen Qualifi-
zierung auch als Teil der Personalentwicklung.

(2) 1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach
diesem Tarifvertrag ein Angebot dar, aus dem für die
Beschäftigten kein individueller Anspruch außer nach
Absatz 4 abgeleitet werden kann. 2Beteiligungsrechte
nach der MAVO werden dadurch nicht berührt.8

(3) 1Qualifizierungsmaßnahmen sind

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen
und sozialen Kompetenzen für die übertragenen
Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung),

b) der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und
Weiterbildung),

c) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qua-
lifizierung für eine andere Tätigkeit; Umschulung)
und

d) die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesen-
heit (Wiedereinstiegsqualifizierung).

2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme
wird dokumentiert und den Beschäftigten schriftlich
bestätigt.

(4) 1Beschäftigte haben – auch in den Fällen des Absat-
zes 3 Satz 1 Buchst. d – Anspruch auf ein regelmäßiges
Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft, in dem
festgestellt wird, ob und welcher Qualif izierungsbedarf
besteht. 2Dieses Gespräch kann auch als Gruppen-
gespräch geführt werden. 3Wird nichts anderes ge-
regelt, ist das Gespräch jährlich zu führen.

(5) 1Die Kosten einer vom Arbeitgeber veranlassten
Qualifizierungsmaßnahme – einschließlich Reise-
kosten – werden, soweit sie nicht von Dritten über-
nommen werden, grundsätzlich vom Arbeitgeber
getragen. 2Ein möglicher Eigenbeitrag wird durch eine
Qualifizierungsvereinbarung geregelt. 3Diese Verein-
barung regelt eine faire Kostenverteilung zwischen
Dienstgeber einerseits und Mitarbeiterin oder Mitar-
beiter andererseits unter Berücksichtigung des betrieb-
lichen und individuellen Nutzens. 4Ein Eigenbeitrag
der Beschäftigten kann in Geld und/oder Zeit erfolgen.9
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(6) Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen
gelten als Arbeitszeit.

(7) Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die
Qualifizierungsplanung einbezogen werden.

(8) Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sollen
Qualifizierungsmaßnahmen so angeboten werden, dass
ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermöglicht
wird.

(9) Im Übrigen gilt die Ordnung zur Fort- und Weiterbil-
dung (Anlage 1 zur AVO-VDD).10

Abschnitt II

Arbeitszeit

§ 6
Regelmäßige Arbeitszeit

(1) 1Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der
Pausen für

a) die Beschäftigten des Bundes durchschnittlich
39 Stunden wöchentlich,

b) die Beschäftigten der Mitglieder eines Mitglied-
verbandes der VKA im Tarifgebiet West durch-
schnittlich 39 Stunden wöchentlich, im Tarifgebiet
Ost durchschnittlich 40 Stunden wöchentlich.

2Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorge-
schriebenen Pausen in die Arbeitszeit eingerechnet.
3Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, aus
notwendigen betrieblichen/dienstlichen Gründen auch
auf sechs Tage verteilt werden.

(2) 1Für die Berechnung des Durchschnitts der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum
von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend
von Satz 1 kann bei Beschäftigten, die ständig Wech-
selschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein
längerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

(3) 1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse
zulassen, wird die/der Beschäftigte am 24. Dezember
und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgelts
nach § 21 von der Arbeit freigestellt. 2Kann die Frei-
stellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienstlichen
Gründen nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeit-
ausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewähren.
3Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich für jeden
gesetzlichen Feiertag sowie für den 24. Dezember und
31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um
die dienstplanmäßig ausgefallenen Stunden.

Protokollerklärung zu Absatz 3 Satz 3:

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die
Beschäftigten, die wegen des Dienstplans am Feiertag frei
haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten
müssten.

(4) Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen
kann auf der Grundlage einer Betriebs-/Dienstver-
einbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12
ArbZG von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes
abgewichen werden.

Protokollerklärung zu Absatz 4:

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und
Feiertagen die tägliche Arbeitszeit auf bis zu zwölf Stunden
verlängert werden, wenn dadurch zusätzliche freie Schichten
an Sonn- und Feiertagen erreicht werden.

(5) Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter be-
trieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten zur Leistung
von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-,
Schichtarbeit sowie – bei Teilzeitbeschäftigung auf-
grund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer
Zustimmung – zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft,
Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet.

(6) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein wö-
chentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden
eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeits-
zeitkorridors geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden
werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festge-
legten Zeitraums ausgeglichen.

(7) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der Zeit
von 6 Uhr bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit von
bis zu zwölf Stunden eingeführt werden. 2Die innerhalb
der täglichen Rahmenzeit geleisteten zusätzlichen Ar-
beitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2
Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

(8) Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht
bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.

(9) Für einen Betrieb/eine Verwaltung, in dem/der ein
Personalvertretungsgesetz Anwendung findet, kann
eine Regelung nach den Absätzen 4, 6 und 7 in einem
landesbezirklichen Tarifvertrag – für den Bund in
einem Tarifvertrag auf Bundesebene – getroffen wer-
den, wenn eine Dienstvereinbarung nicht einver-
nehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber ein
Letztentscheidungsrecht hat.

Protokollerklärung zu § 6:

Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden
Mitbestimmungsrechte unabhängig von den Vorgaben zu
Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (Absätze 6 und 7) mög-
lich. Sie dürfen keine Regelungen nach Absatz 4 enthalten.
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§ 7
Sonderformen der Arbeit

(1) 1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schicht-
plan, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen
Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen
Beschäftigte durchschnittlich längstens nach Ablauf
eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen
werden. 2Wechselschichten sind wechselnde Arbeits-
schichten, in denen ununterbrochen bei Tag und Nacht,
werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird.
3Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens
zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan,
der einen regelmäßigen Wechsel des Beginns der täg-
lichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in
Zeitabschnitten von längstens einem Monat vorsieht,
und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens
13 Stunden geleistet wird.

(3) Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, die sich auf
Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßi-
gen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten
Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzu-
nehmen.

(4) 1Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf An-
ordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen
Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden
Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen.
2Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen,
dass Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobil-
telefon oder einem vergleichbaren technischen Hilfs-
mittel ausgestattet sind.

(5) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

(6) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbe-
schäftigte über die vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit
hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit
von Vollbeschäftigten (§ 6 Absatz 1 Satz 1) leisten.

(7) Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers
geleisteten Arbeitsstunden, die über die im Rahmen
der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten
(§ 6 Absatz 1 Satz 1) für die Woche dienstplanmäßig
bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinaus-
gehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalender-
woche ausgeglichen werden.

(8) Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstun-
den Überstunden, die

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors
nach § 6 Absatz 6 über 45 Stunden oder über die
vereinbarte Obergrenze hinaus,

b) im Falle der Einführung einer täglichen Rahmen-
zeit nach § 6 Absatz 7 außerhalb der Rahmenzeit,

c) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit
über die im Schichtplan festgelegten täglichen
Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan
vorgesehenen Arbeitsstunden, die bezogen auf die
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schicht-
planturnus nicht ausgeglichen werden,

angeordnet worden sind.

§ 8
Ausgleich für Sonderformen der Arbeit

(1) 1Der/Die Beschäftigte erhält neben dem Entgelt für
die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschläge. 2Die
Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitbeschäftig-
ten – je Stunde

a) für Überstunden
in den Entgeltgruppen 1 bis 9    30 v. H.,
in den Entgeltgruppen 10 bis 15    15 v. H.,

b) für Nachtarbeit    20 v. H.,

c) für Sonntagsarbeit    25 v. H.,

d) bei Feiertagsarbeit
– ohne Freizeitausgleich 135 v. H.,
– mit Freizeitausgleich   35 v .H.,

e) für Arbeit am 24. Dezember und
am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr   35 v. H.,

f) für Arbeit an Samstagen von
13 Uhr bis 21 Uhr, soweit diese
nicht im Rahmen von Wechsel-
schicht- oder Schichtarbeit anfällt  20 v. H.

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellen-
entgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe.
3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach
Satz 2 Buchst. c bis f wird nur der höchste Zeitzuschlag
gezahlt. 4Auf Wunsch der/des Beschäftigten können,
soweit ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und
die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen,
die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge entspre-
chend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde
in Zeit umgewandelt und ausgeglichen werden. 5Dies
gilt entsprechend für Überstunden als solche.

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1:

Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche
Arbeitsleistung nach der jeweiligen Entgeltgruppe und der
individuellen Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4.
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Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d:
1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders aus-
gewiesen und bezeichnet werden. 2Falls kein Freizeitaus-
gleich gewährt wird, werden als Entgelt einschließlich des
Zeitzuschlags und des auf den Feiertag entfallenden Tabellen-
entgelts höchstens 235 v. H. gezahlt.

(2) Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und
die aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht in-
nerhalb des nach § 6 Absatz 2 Satz 1 oder 2 festgeleg-
ten Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen werden, erhält
die/der Beschäftigte je Stunde 100 v. H. des auf eine
Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der
jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

Protokollerklärung zu Absatz 2:

Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die Stunden
gemeint, die im Rahmen von Gleitzeitregelungen im Sinne
der Protokollerklärung zu § 6 anfallen, es sei denn, sie sind
angeordnet worden.

(3) 1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale
je Entgeltgruppe bezahlt. 2Sie beträgt für die Tage
Montag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonn-
tag sowie für Feiertage das Vierfache des tariflichen
Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle.
3Maßgebend für die Bemessung der Pauschale nach
Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt.
4Für die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft
außerhalb des Aufenthaltsortes im Sinne des § 7 Ab-
satz 4 wird die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme
einschließlich der hierfür erforderlichen Wegezeiten
jeweils auf eine volle Stunde gerundet und mit dem
Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen Zeitzu-
schlägen nach Absatz 1 bezahlt. 5Wird die Arbeitsleis-
tung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort
im Sinne des § 7 Absatz 4 telefonisch (z. B. in Form
einer Auskunft) oder mittels technischer Einrichtun-
gen erbracht, wird abweichend von Satz 4 die Summe
dieser Arbeitsleistungen auf die nächste volle Stunde
gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie
mit etwaigen Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt.
6Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die Buchung
auf das Arbeitszeitkonto nach § 10 Absatz 3 Satz 2
zulässig ist. 7Satz 1 gilt nicht im Falle einer stunden-
weisen Rufbereitschaft. 8Eine Rufbereitschaft im Sinne
von Satz 7 liegt bei einer ununterbrochenen Rufbereit-
schaft von weniger als zwölf Stunden vor. 9In diesem
Fall wird abweichend von den Sätzen 2 und 3 für jede
Stunde der Rufbereitschaft 12,5 v. H. des tariflichen
Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle ge-
zahlt.

Protokollerklärung zu Absatz 3:

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine
Pauschale gezahlt wird, ist auf den Tag des Beginns der Ruf-
bereitschaft abzustellen.

(4) 1Das Entgelt für Bereitschaftsdienst wird landesbe-
zirklich – für den Bund in einem Tarifvertrag auf
Bundesebene – geregelt. 2Bis zum In-Kraft-Treten
einer Regelung nach Satz 1 gelten die in dem jewei-
ligen Betrieb/der jeweiligen Verwaltung/Dienststelle
am 30. September 2005 jeweils geltenden Bestim-
mungen fort.

(5) 1Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leisten,
erhalten eine Wechselschichtzulage von 105 Euro
monatlich. 2Beschäftigte, die nicht ständig Wechsel-
schichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzu-
lage von 0,63 Euro pro Stunde.

(6) 1Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit leisten, erhalten
eine Schichtzulage von 40 Euro monatlich. 2Beschäf-
tigte, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, erhalten
eine Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stunde.

§ 9
Bereitschaftszeiten

(1) 1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/
der Beschäftigte am Arbeitsplatz oder einer anderen
vom Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung
halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbständig,
ggf. auch auf Anordnung, aufzunehmen und in denen
die Zeiten ohne Arbeitsleistung überwiegen. 2Für Be-
schäftigte, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht
unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gel-
ten folgende Regelungen:

a) Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifliche
Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der
regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht gesondert
ausgewiesen.

c) Die Summe aus den faktorisierten Bereitschafts-
zeiten und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit
nach § 6 Absatz 1 nicht überschreiten.

d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten
darf durchschnittlich 48 Stunden wöchentlich nicht
überschreiten.

3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorüber-
gehend angelegte Organisationsmaßnahme besteht, bei
der regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang
Bereitschaftszeiten anfallen.

(2) 1Im Bereich der VKA bedarf die Anwendung des Ab-
satzes 1 im Geltungsbereich eines Personalvertretungs-
gesetzes einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung.
2§ 6 Absatz 9 gilt entsprechend. 3Im Geltungsbereich
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des Betriebsverfassungsgesetzes unterliegt die Anwen-
dung dieser Vorschrift der Mitbestimmung im Sinne
des § 87 Absatz 1 Nr. 2 BetrVG.

(3) Im Bereich des Bundes gilt Absatz 1 für Beschäftigte
im Sinne des Satzes 2, wenn betrieblich Beginn und
Ende der täglichen Arbeitszeit unter Einschluss der
Bereitschaftszeiten für diese Beschäftigtengruppen
festgelegt werden.

Protokollerklärung zu § 9:
Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und Schicht-
arbeit.

§ 10
Arbeitszeitkonto

(1) 1Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein Arbeits-
zeitkonto eingerichtet werden. 2Für einen Betrieb/eine
Verwaltung, in dem/der ein Personalvertretungsgesetz
Anwendung findet, kann eine Regelung nach Satz 1
auch in einem landesbezirklichen Tarifvertrag – für
den Bund in einem Tarifvertrag auf Bundesebene –
getroffen werden, wenn eine Dienstvereinbarung nicht
einvernehmlich zustande kommt und der Arbeitgeber
ein Letztentscheidungsrecht hat. 3Soweit ein Arbeits-
zeitkorridor (§ 6 Absatz 6) oder eine Rahmenzeit
(§ 6 Absatz 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeitkonto
einzurichten.

(2) 1In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festgelegt,
ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb/in der gan-
zen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird.
2Alle Beschäftigten der Betriebs-/Verwaltungsteile, für
die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von
den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.

(3) 1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei An-
wendung des nach § 6 Absatz 2 festgelegten Zeitraums
als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben,
nicht durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach § 8
Absatz 1 Satz 5 und Absatz 2 sowie in Zeit umge-
wandelte Zuschläge nach § 8 Absatz 1 Satz 4 gebucht
werden. 2Weitere Kontingente (z. B. Rufbereitschafts-/
Bereitschaftsdienstentgelte) können durch Betriebs-/
Dienstvereinbarung zur Buchung freigegeben werden.
3Die/Der Beschäftigte entscheidet für einen in der
Betriebs-/Dienstvereinbarung festgelegten Zeitraum,
welche der in Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeits-
zeitkonto gebucht werden.

(4) Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch
ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit
während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto
(Zeiten nach Absatz 3 Satz 1 und 2) tritt eine Min-
derung des Zeitguthabens nicht ein.

Niederschriftserklärung zu § 10 Absatz 4:

Durch diese Regelung werden aus dem Urlaubsrecht entlehnte
Ansprüche nicht begründet.

(5) In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind insbesondere
folgende Regelungen zu treffen:

a) Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden)
und das höchstzulässige Zeitguthaben (bis zu einem
Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums anfallen dürfen;

b) nach dem Umfang des beantragten Freizeitaus-
gleichs gestaffelte Fristen für das Abbuchen von
Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeitschulden
durch die/den Beschäftigten;

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben
zu bestimmten Zeiten (z. B. an so genannten
Brückentagen) vorzusehen;

d) die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits ge-
nehmigten Freizeitausgleich kurzfristig widerruft.

(6) 1Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschäftigten die
Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. 2In
diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat zu beteiligen
und – bei Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers – eine
Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.

§ 11
Teilzeitbeschäftigung

(1) 1Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere als
die vertraglich festgelegte Arbeitszeit vereinbart wer-
den, wenn sie

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen
sonstigen Angehörigen

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienst-
liche bzw. betriebliche Belange nicht entgegenstehen.
2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag
auf bis zu fünf Jahre zu befristen. 3Sie kann verlängert
werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate vor
Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stel-
len. 4Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Ar-
beitgeber im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieb-
lichen Möglichkeiten der besonderen persönlichen
Situation der/des Beschäftigten nach Satz 1 Rechnung
zu tragen.

(2) Beschäftigte, die in anderen als den in Absatz 1 ge-
nannten Fällen eine Teilzeitbeschäftigung vereinbaren
wollen, können von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass
er mit ihnen die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäf-
tigung mit dem Ziel erörtert, zu einer entsprechenden
Vereinbarung zu gelangen.
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(3) Ist mit früher Vollbeschäftigten auf ihren Wunsch
eine nicht befristete Teilzeitbeschäftigung vereinbart
worden, sollen sie bei späterer Besetzung eines Voll-
zeitarbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der
dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten bevor-
zugt berücksichtigt werden.

Protokollerklärung zu Abschnitt II:

Bei In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages bestehende Gleitzeit-
regelungen bleiben unberührt.

Abschnitt III

Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen

§ 12
Eingruppierung

[Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit der
Entgeltordnung geregelt.]

Der Tarifvertrag mit den Eingruppierungsregelungen der
§§ 12, 13 TVöD liegt noch nicht vor. Zur Eingruppierung
wird Folgendes vereinbart:11

1. 1Referenten ohne einschlägige Berufserfahrung wer-
den unter Eingruppierung in die Entgeltgruppe 13 ein-
gestellt. 2Grundsätzlich erfolgt nach fünf Jahren bei
positiver Leistungsbewertung eine Höhergruppierung
in die Entgeltgruppe 14.

2. Referenten mit einschlägiger Berufserfahrung werden
unter Eingruppierung in Entgeltgruppe 13 oder im
Ausnahmefall zur Deckung des Personalbedarfs unter
Eingruppierung in Entgeltgruppe 14 eingestellt.

3. 1Mit Wirkung ab dem 01.06.2010 können Referenten
unter bestimmten Voraussetzungen von der Entgelt-
gruppe 14 in die Entgeltgruppe 15 höher gruppiert
werden. 2Details regelt eine Niederschriftserklärung.

4. Sekretärinnen sind in Entgeltgruppe 6 eingruppiert,
Vorzimmer-Sekretärinnen in Entgeltgruppe 8 (aus-
genommen sind die Sekretärinnen des Sekretärs der
Deutschen Bischofskonferenz und des stellvertreten-
den Geschäftsführers des Verbandes der Diözesen
Deutschlands).

5. Die Ziffern 1 bis 4 gelten befristet bis zum 30.06.2015.

§ 13
Eingruppierung in besonderen Fällen

[Derzeit nicht belegt, wird im Zusammenhang mit der
Entgeltordnung geregelt.]12

§ 14
Vorübergehende Übertragung
einer höherwertigen Tätigkeit

(1) Wird der/dem Beschäftigten vorübergehend eine an-
dere Tätigkeit übertragen, die den Tätigkeitsmerkma-
len einer höheren als ihrer/seiner Eingruppierung
entspricht, und hat sie/er diese mindestens einen Monat
ausgeübt, erhält sie/er für die Dauer der Ausübung eine
persönliche Zulage rückwirkend ab dem ersten Tag
der Übertragung der Tätigkeit.

(2) Durch landesbezirklichen Tarifvertrag – für den Bund
durch einen Tarifvertrag auf Bundesebene – wird
im Rahmen eines Kataloges, der die hierfür in Frage
kommenden Tätigkeiten aufführt, bestimmt, dass die
Voraussetzung für die Zahlung einer persönlichen
Zulage bereits erfüllt ist, wenn die vorübergehend über-
tragene Tätigkeit mindestens drei Arbeitstage ange-
dauert hat und die/der Beschäftigte ab dem ersten Tag
der Vertretung in Anspruch genommen worden ist.

(3) 1Die persönliche Zulage bemisst sich für Beschäftigte,
die in eine der Entgeltgruppen 9 bis 14 eingruppiert
sind, aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Tabellenent-
gelt, das sich für die/den Beschäftigte/n bei dauerhafter
Übertragung nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergeben
hätte. 2Für Beschäftigte, die in eine der Entgeltgrup-
pen 1 bis 8 eingruppiert sind, beträgt die Zulage
4,5 v. H. des individuellen Tabellenentgelts der/des
Beschäftigten.

§ 15
Tabellenentgelt

(1) 1Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellen-
entgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach der Entgelt-
gruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der für
sie/ihn geltenden Stufe.

(2) 1Alle Beschäftigten des Bundes erhalten Entgelt nach
Anlage A (Bund). 2Die Beschäftigten der Mitglieder
eines Mitgliedverbandes der VKA erhalten Entgelt
nach Anlage A (VKA).

(3) 1Im Rahmen von landesbezirklichen bzw. für den Bund
in bundesweiten tarifvertraglichen Regelungen können
für an- und ungelernte Tätigkeiten in von Outsourcing
und/oder Privatisierung bedrohten Bereichen in den
Entgeltgruppen 1 bis 4 Abweichungen von der Ent-
gelttabelle bis zu einer dort vereinbarten Untergrenze
vorgenommen werden. 2Die Untergrenze muss im
Rahmen der Spannbreite des Entgelts der Entgelt-
gruppe 1 liegen. 3Die Umsetzung erfolgt durch Anwen-
dungsvereinbarung, für den Bund durch Bundesta-
rifvertrag.
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(4) Der Beschäftigte hat das Recht, auf Teile des Entgelts
widerruflich zu verzichten.13

§ 16 (Bund)
Stufen der Entgelttabelle

(1) 1Die Entgeltgruppen 9 bis 15 umfassen fünf Stufen
und die Entgeltgruppen 2 bis 8 sechs Stufen. 2Die
Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu § 16
(Bund) geregelt.

(2) 1Bei dem Wechsel eines Dienstnehmers von einem
Dienstgeber im Bereich der Grundordnung des kirch-
lichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsver-
hältnisse zu einem anderen Dienstgeber im Bereich
der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rah-
men kirchlicher Arbeitsverhältnisse gilt:14

a) Vordienstzeiten bei einem früheren Dienstgeber im
Geltungsbereich der Grundordnung können ange-
rechnet werden.

b) Beträgt die Unterbrechung nicht mehr als sechs
Monate, sollen Vordienstzeiten anerkannt werden,
wenn

aa) der Dienstgeberwechsel aufgrund eines be-
triebsbedingten Wegfalls des Arbeitsplatzes
bei dem früheren Dienstgeber erfolgt ist,

bb) der Dienstgeberwechsel familiär (wie bspw.
kirchliche Eheschließung, Pflege eines Ange-
hörigen) bedingt ist oder

cc) in der Vordienstzeit einschlägige Berufserfah-
rung gesammelt wurde.

2Bei aneinander gereihten befristeten Dienstverhält-
nissen mit demselben Dienstgeber, die nicht mehr als
sieben Wochen unterbrochen sind, ist von einer un-
unterbrochen zurück gelegten Tätigkeit auszugehen.

Protokollerklärung zu Absatz 2:

Vordienstzeiten sind Zeiten einer für die neue Beschäftigung
einschlägigen beruflichen Tätigkeit bei einem vorherigen
Dienstgeber.

(3) Bei dem Wechsel von einem Arbeitgeber außerhalb
des Bereichs der Grundordnung des kirchlichen
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse
zum Verband der Diözesen Deutschlands als Dienst-
geber gilt:

a) 1Bei Einstellung in eine der Entgeltgruppen 9 bis
15 werden die Beschäftigten zwingend der Stufe 1
zugeordnet. 2Etwas anderes gilt nur, wenn eine
mindestens einjährige einschlägige Berufserfahrung
aus vorherigen Tätigkeiten vorliegt. 3Ob und gege-

benenfalls inwieweit Zeiten einschlägiger Berufs-
erfahrung für die Stufenzuordnung anerkannt wer-
den, wird bei der Einstellung zwischen Dienstge-
ber und Bewerber/in verhandelt.

b) 4Bei Einstellung in eine der Entgeltgruppen 2 bis 8
werden die Beschäftigten der Stufe 1 zugeordnet,
sofern keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt.
5Verfügt die/der Beschäftigte über eine einschlägige
Berufserfahrung von mindestens drei Jahren, erfolgt
bei Einstellung nach dem 31. Dezember 2008 in
der Regel eine Zuordnung zu Stufe 3. 6Ansonsten
wird die/der Beschäftigte bei entsprechender Be-
rufserfahrung von mindestens einem Jahr der Stu-
fe 2 zugeordnet. 7Unabhängig davon kann der Ar-
beitgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des
Personalbedarfs Zeiten vorheriger beruflicher Tätig-
keiten ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung
berücksichtigen, wenn diese Tätigkeiten für die
vorgesehene Tätigkeit förderlich sind. 8Ob und ge-
gebenenfalls inwieweit Zeiten einschlägiger Berufs-
erfahrung für die Stufenzuordnung anerkannt
werden, wird bei der Einstellung zwischen Dienst-
geber und Bewerber/in verhandelt.

Protokollerklärung zu Absätzen 2 und 3:

1. Einschlägige Berufserfahrung ist eine berufliche Erfah-
rung in der übertragenen oder einer auf die Aufgabe
bezogenen entsprechenden Tätigkeit.

2. Ein Berufspraktikum nach dem TVPöD vom 27.10.2009
gilt grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Berufserfah-
rung.

(3a)Bei Einstellung von Beschäftigten in unmittelbarem
Anschluss an ein Arbeitsverhältnis im öffentlichen
Dienst (§ 34 Absatz 3 Satz 3 und 4) oder zu einem
Arbeitsgeber, der einen dem TVöD vergleichbaren
Tarifvertrag anwendet, kann die in dem vorherge-
henden Arbeitsverhältnis erworbene Stufe bei der
Stufenzuordnung ganz oder teilweise berücksichtigt
werden; Absatz 3 Satz 4 bleibt unberührt.

Niederschriftserklärung zu § 16 (Bund) Absatz 3a:

Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass die
erworbene Stufe im Sinne des § 16 (Bund) Absatz 3a auch
eine individuelle Endstufe im Sinne des § 6 Absatz 3 Satz 1,
§ 7 Absatz 2 1. Alternative oder § 8 Absatz 3 Satz 2 TVÜ-
Bund oder eine individuelle Zwischenstufe im Sinne des § 7
Absatz 3 Satz 1 oder § 8 Absatz 3 Satz 2 TVÜ-Bund sein
kann.

(4) 1Die Beschäftigten erreichen die jeweils nächste Stufe
– von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer Leistung
gemäß § 17 Absatz 2 – nach folgenden Zeiten einer
ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Ent-
geltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):



496 Amtsblatt vom 30. Dezember 2010 Nr. 36

– Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

– Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,

– Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,

– Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und

– Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5 bei den Ent-
geltgruppen 2 bis 8.

2Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu
§ 16 (Bund) geregelt.

(5) 1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 2Einstel-
lungen erfolgen zwingend in der Stufe 2 (Eingangs-
stufe). 3Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren
in der vorangegangenen Stufe erreicht; § 17 Absatz 2
bleibt unberührt.

§ 17
Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(1) Die Beschäftigten erhalten vom Beginn des Monats
an, in dem die nächste Stufe erreicht wird, das Tabel-
lenentgelt nach der neuen Stufe.

(2) 1Bei Leistungen der/des Beschäftigten, die erheblich
über dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche
Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils ver-
kürzt werden. 2Bei Leistungen, die erheblich unter dem
Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das
Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert werden.

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 2:

Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten
Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit gemäß §§ 8 und 9
SGB VII beruhen, ist diese Ursache in geeigneter Weise zu
berücksichtigen.

3Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit hat der
Arbeitgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen
für die Verlängerung noch vorliegen. 4Für die Bera-
tung von schriftlich begründeten Beschwerden von
Beschäftigten gegen eine Verlängerung nach Satz 2
bzw. 3 ist eine betriebliche Kommission zuständig.
5Die Mitglieder der betrieblichen Kommission werden
je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Betriebs-/
Personalrat benannt; sie müssen dem Betrieb/der
Dienststelle angehören. 6Der Arbeitgeber entscheidet
auf Vorschlag der Kommission darüber, ob und in
welchem Umfang der Beschwerde abgeholfen werden
soll.

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 6:

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Ent-
scheidung über die leistungsbezogene Stufenzuordnung.

Protokollerklärung zu Absatz 2:
1Die Instrumente der materiellen Leistungsanreize (§ 18)
und der leistungsbezogene Stufenaufstieg bestehen unab-
hängig voneinander und dienen unterschiedlichen Zielen.
2Leistungsbezogene Stufenaufstiege unterstützen insbeson-
dere die Anliegen der Personalentwicklung.

(3) 1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne
des § 16 (Bund) Absatz 4 Satz 1 und des § 16 (VKA)
Absatz 3 Satz 1 stehen gleich:

a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,

b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 bis zu
39 Wochen,

c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeit-
geber vor dem Antritt schriftlich ein dienstliches
bzw. betriebliches Interesse anerkannt hat,

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger
als einem Monat im Kalenderjahr,

f) Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer
höherwertigen Tätigkeit.

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von
jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 erfasst werden,
und Elternzeit bis zu jeweils fünf Jahren sind unschäd-
lich, werden aber nicht auf die Stufenlaufzeit ange-
rechnet. 3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei
Jahren, bei Elternzeit von mehr als fünf Jahren, erfolgt
eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der Unter-
brechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht nie-
driger als bei einer Neueinstellung; die Stufenlauf-
zeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten,
in denen Beschäftigte mit einer kürzeren als der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechen-
den Vollbeschäftigten beschäftigt waren, werden voll
angerechnet.

(4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe
werden die Beschäftigten derjenigen Stufe zugeordnet,
in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt
erhalten, mindestens jedoch der Stufe 2. 2Beträgt der
Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabel-
lenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1 ab
1. Januar 2010 weniger als 50 Euro in den Entgelt-
gruppen 1 bis 8 bzw. weniger als 80 Euro in den Ent-
geltgruppen 9 bis 15, so erhält die/der Beschäftigte
während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des
Unterschiedsbetrags einen Garantiebetrag von mo-
natlich 50 Euro (Entgeltgruppen 1 bis 8) bzw. 80 Euro
(Entgeltgruppen 9 bis 15).

Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 2:

Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen Entgeltan-
passungen teil.
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3Wird die/der Beschäftigte nicht in die nächsthöhere,
sondern in eine darüber liegende Entgeltgruppe höher-
gruppiert, ist das Tabellenentgelt für jede dazwischen
liegende Entgeltgruppe nach Satz 1 zu berechnen;
Satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass auf das derzeitige
Tabellenentgelt und das Tabellenentgelt der Entgelt-
gruppe abzustellen ist, in die die/der Beschäftigte hö-
hergruppiert wird.

Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 3:

Satz 3 gilt bis zum Inkrafttreten der Eingruppierungsvor-
schriften des TVöD (Entgeltordnung) nicht für Beschäftigte
im Sinne von § 38 Absatz 5 Satz 1, wenn sie von der Ent-
geltgruppe 3 in die Entgeltgruppe 5 oder von der Entgelt-
gruppe 6 in die Entgeltgruppe 8 höhergruppiert werden.

4Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe be-
ginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 5Bei einer
Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist
die/der Beschäftige der in der höheren Entgeltgruppe
erreichten Stufe zuzuordnen. 6Die/Der Beschäftigte
erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Verän-
derung wirksam wird, das entsprechende Tabellen-
entgelt aus der in Satz 1 oder Satz 5 festgelegten Stufe
der betreffenden Entgeltgruppe, ggf. einschließlich des
Garantiebetrags.

§ 18 (Bund)
Leistungsentgelt

(1) 1Ab dem 1. Januar 2007 wird ein Leistungsentgelt
eingeführt. 2Das Leistungsentgelt ist eine variable und
leistungsorientierte Bezahlung zusätzlich zum Tabel-
lenentgelt.

(2) 1Ausgehend von einer vereinbarten Zielgröße von
8 v. H. entspricht bis zu einer Vereinbarung eines hö-
heren Vomhundertsatzes das für das Leistungsentgelt
zur Verfügung stehende Gesamtvolumen 1 v. H. der
ständigen Monatsentgelte des Vorjahres aller unter den
Geltungsbereich des TVöD fallenden Beschäftigten
des jeweiligen Arbeitgebers.

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 1:

Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellen-
entgelt (ohne Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitgebers
und dessen Kosten für die betriebliche Altersvorsorge), die
in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen einschließlich Be-
sitzstandszulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall (§ 22) und
bei Urlaub, soweit diese Entgelte in dem betreffenden Ka-
lenderjahr ausgezahlt worden sind; nicht einbezogen sind
dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschädi-
gungen, Auslandsdienstbezüge einschließlich Kaufkraftaus-
gleiche und Auslandsverwendungszuschläge, Einmalzah-
lungen, Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Struktur-
ausgleiche, unständige Entgeltbestandteile und Entgelte der
außertariflichen Beschäftigten.

2Das für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehende
Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden;
es besteht die Verpflichtung zu jährlicher Auszahlung
der Leistungsentgelte.

Niederschriftserklärung zu § 18 (Bund) Absatz 2:

1Das als Zielgröße zu erreichende Gesamtvolumen von
8 v. H. wird wie folgt finanziert

– Anteil aus auslaufenden Besitzständen in pauschalier-
ter Form

– im Rahmen zukünftiger Tarifrunden.

2Die Tarifvertragsparteien führen erstmals Mitte 2008 Ge-
spräche über den Anteil aus auslaufenden Besitzständen und
über eine mögliche Berücksichtigung von Effizienzgewin-
nen.

(3) Nähere Regelungen werden in einem Bundestarifver-
trag vereinbart.

Protokollerklärungen zu Absatz 3:

1. 1Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass
die zeitgerechte Einführung des Leistungsentgelts  sinn-
voll, notwendig und deshalb beiderseits gewollt ist.
2Kommt bis zum 30. September 2007 kein Bundestarif-
vertrag zu Stande, erhalten die Beschäftigten mit dem
Tabellenentgelt des Monats Dezember 2008 6 v. H. des
für den Monat September jeweils zustehenden Tabel-
lenentgelts. 3Das Leistungsentgelt erhöht sich im Folge-
jahr um den Restbetrag des Gesamtvolumens. 4Solange
in den Folgejahren keine Einigung nach Absatz 3 zu
Stande kommt, gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend.
5Für das Jahr 2007 erhalten die Beschäftigten mit dem
Tabellenentgelt des Monats Dezember 2007 12 v. H. des
für den Monat September 2007 jeweils zustehenden
Tabellenentgelts ausgezahlt, insgesamt jedoch nicht mehr
als das Gesamtvolumen gemäß § 18 Absatz 2 Satz 1,
wenn bis zum 31. Juli 2007 keine Einigung nach Ab-
satz 3 zustande gekommen ist.

2. Die Tarifvertragsparteien bekennen sich zur weiteren
Stärkung der Leistungsorientierung im öffentlichen
Dienst.

Protokollerklärung zu § 18 (Bund):15

1Die Übernahme eines Bundestarifvertrags bedarf eines geson-
derten Beschlusses der Verbands-KODA.

*****

Der Verbands-KODA-Beschluss vom 13. Juni 2007 zur Leis-
tungsentgeltzahlung wird wie folgt geändert:

1Für das Jahr 2007 erhalten die unter den TVöD-Bund fallenden
Beschäftigten mit KODA-Verträgen mit dem Tabellenentgelt des
Monats Dezember 2007 eine weitere Pauschalzahlung in Höhe
von 6 % des ihnen für den Monat September 2007 zustehenden
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Tabellenentgelts. 2Gegebenenfalls verbleibende Differenzbeträge
zum insgesamt für das Jahr 2007 zur Verfügung stehenden Leis-
tungsentgelt-Gesamtvolumen werden nachträglich ausgezahlt.16

(4) Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt.

Niederschriftserklärung zu § 18 (Bund) Absatz 4:

Die Tarifvertragsparteien wirken darauf hin, dass der ATV
sowie die Satzung der VBL bis spätestens 31. Dezember
2006 entsprechend angepasst werden.

Protokollerklärungen zu § 18 (Bund):

1. 1Eine Nichterfüllung der Voraussetzungen für die Gewäh-
rung eines Leistungsentgelts darf für sich genommen keine
arbeitsrechtlichen Maßnahmen auslösen. 2Umgekehrt sind
arbeitsrechtliche Maßnahmen nicht durch Teilnahme an einer
Zielvereinbarung bzw. durch Gewährung eines Leistungsent-
gelts ausgeschlossen.

2. 1Leistungsgeminderte dürfen nicht grundsätzlich aus Leis-
tungsentgelten ausgenommen werden. 2Ihre jeweiligen Leis-
tungsminderungen sollen angemessen berücksichtigt wer-
den.

Niederschriftserklärung zu § 18 (Bund):

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass Leistungsent-
gelte Bezüge im Sinne des § 4 TV ATZ sind.

§ 19
Erschwerniszuschläge

(1) 1Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten gezahlt,
die außergewöhnliche Erschwernisse beinhalten. 2Dies
gilt nicht für Erschwernisse, die mit dem der Ein-
gruppierung zugrunde liegenden Berufs- oder Tätig-
keitsbild verbunden sind.

(2) Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne des Ab-
satzes 1 ergeben sich grundsätzlich nur bei Arbeiten

a) mit besonderer Gefährdung,

b) mit extremer nicht klimabedingter Hitzeeinwirkung,

c) mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung,

d) mit besonders starker Strahlenexposition oder

e) unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umständen.

(3) Zuschläge nach Absatz 1 werden nicht gewährt, soweit
der außergewöhnlichen Erschwernis durch geeignete
Vorkehrungen, insbesondere zum Arbeitsschutz, aus-
reichend Rechnung getragen wird.

(4) 1Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 15 v. H.
– in besonderen Fällen auch abweichend – des auf eine
Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Tabellen-
entgelts der Stufe 2 der Entgeltgruppe 2. 2Teilzeit-
beschäftigte erhalten Erschwerniszuschläge, die nach

Stunden bemessen werden, in voller Höhe; sofern sie
pauschaliert gezahlt werden, gilt dagegen § 24 Ab-
satz 2.

(5) 1Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Höhe der
Zuschläge werden im Bereich der VKA landesbe-
zirklich – für den Bund durch einen Tarifvertrag auf
Bundesebene – vereinbart. 2Für den Bund gelten bis
zum In-Kraft-Treten eines entsprechenden Tarifver-
trages die bisherigen tarifvertraglichen Regelungen des
Bundes fort.

Niederschriftserklärung zu § 19 Absatz 5 Satz 2:

Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht Einigkeit, dass
im Bereich des Bundes bei der Berechnung des Vomhundert-
satzes in § 5 LohnzuschlagsTV ab 1. Januar 2010 1,2 v. H.,
ab 1. Januar 2011 weitere 0,6 v. H. und ab 1. August 2011
weitere 0,5 v. H. zu berücksichtigen sind.17

§ 20
Jahressonderzahlung

(1) Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis
stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung.

(2) 1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftigten,
für die die Regelungen des Tarifsgebiets West Anwen-
dung finden,

in den Entgeltgruppen 1 bis 8 90 v. H,

in den Entgeltgruppen 9 bis 12 80 v. H. und

in den Entgeltgruppen 13 bis 15 60 v. H.

des der/dem Beschäftigten in den Kalendermonaten
Juli, August und September durchschnittlich gezahl-
ten monatlichen Entgelts; unberücksichtigt bleiben
hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit
gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan
vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit), Leis-
tungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien. 2Der
Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe
am 1. September. 3Bei Beschäftigten, deren Arbeits-
verhältnis nach dem 30. September begonnen hat, tritt
an die Stelle des Bemessungszeitraums der erste volle
Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses. 4In den Fäl-
len, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes
während des Bemessungszeitraums eine elterngeld-
unschädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, be-
misst sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschäf-
tigungsumfang am Tag vor dem Beginn der Elternzeit.

Protokollerklärung zu Absatz 2:
1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monat-
lichen Entgelts werden die gezahlten Entgelte der drei
Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer
Änderung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungs-
zeitraum nicht für alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden,
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werden die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert, durch
die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann
mit 30,67 multipliziert. 3Zeiträume, für die Krankengeld-
zuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei unberück-
sichtigt. 4Besteht während des Bemessungszeitraums an
weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der
letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalendertage Anspruch
auf Entgelt bestand, maßgeblich.

Niederschriftserklärung zu § 20 Absatz 2 Satz 1:

Die Tarifvertragsparteien stimmen überein, dass die Beschäf-
tigten der Entgeltgruppe 2Ü zu den Entgeltgruppen 1 bis 8
und die Beschäftigen der Entgeltgruppe 15Ü zu den Entgelt-
gruppen 13 bis 15 gehören.

(3) Für Beschäftigte, für die die Regelungen des Tarif-
gebiets Ost Anwendung finden, gilt Absatz 2 mit der
Maßgabe, dass die Bemessungssätze für die Jahres-
sonderzahlung 75 v. H. der dort genannten Vomhun-
dertsätze betragen.

(4) 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert
sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem
Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fort-
zahlung des Entgelts nach § 21 haben. 2Die Vermin-
derung unterbleibt für Kalendermonate,

1. für die Beschäftigte kein Tabellenentgelt erhalten
haben wegen

a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivil-
dienst, wenn sie diesen vor dem 1. Dezember
beendet und die Beschäftigung unverzüglich
wieder aufgenommen haben,

b) Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und
§ 6 Absatz 1 MuSchG,

c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum
Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind
geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der El-
ternzeit Entgeltanspruch bestanden hat,

2. in denen Beschäftigten Krankengeldzuschuss ge-
zahlt wurde oder nur wegen der Höhe des zu-
stehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss
nicht gezahlt worden ist.

Niederschriftserklärung zu § 20 Absatz 4 Satz 2 Nr. 1

Buchstabe c: Dem Entgeltanspruch steht der Anspruch auf
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld gleich.

(5) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellen-
entgelt für November ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der
Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeit-
punkt ausgezahlt werden. 3Der Beschäftigte hat das
Recht, auf die Jahressonderzahlung ganz oder teil-
weise widerruflich zu verzichten.18

(6) 1Beschäftigte, die bis zum 31. März 2005 Altersteil-
zeitarbeit vereinbart haben, erhalten die Jahressonder-
zahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis wegen
Rentenbezugs vor dem 1. Dezember endet. 2In diesem
Falle treten an die Stelle des Bemessungszeitraums
gemäß Absatz 2 die letzten drei Kalendermonate vor
Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

§ 21
Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung

1In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 6 Absatz 3
Satz 1, § 22 Absatz 1, § 26, § 27 und § 29 werden das
Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen
festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 2Die nicht
in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile wer-
den als Durchschnitt auf Basis der dem maßgebenden Er-
eignis für die Entgeltfortzahlung vorhergehenden letzten
drei vollen Kalendermonate (Berechnungszeitraum) ge-
zahlt. 3Ausgenommen hiervon sind das zusätzlich für
Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Aus-
nahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden und
Mehrarbeit), Leistungsentgelte, Jahressonderzahlungen
sowie besondere Zahlungen nach § 23 Abs. 2 und 3.

Protokollerklärungen zu den Sätzen 2 und 3:

1. 1Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberech-
nung nach Satz 2 sind Kalendermonate, in denen an allen
Kalendertagen das Arbeitsverhältnis bestanden hat. 2Hat das
Arbeitsverhältnis weniger als drei Kalendermonate bestan-
den, sind die vollen Kalendermonate, in denen das Arbeits-
verhältnis bestanden hat, zugrunde zu legen. 3Bei Änderun-
gen der individuellen Arbeitszeit werden die nach der Ar-
beitszeitänderung liegenden vollen Kalendermonate zugrunde
gelegt.

2. 1Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 beträgt bei einer durch-
schnittlichen Verteilung der regelmäßigen wöchentlichen
Arbeitszeit auf fünf Tage 1/65 aus der Summe der zu be-
rücksichtigenden Entgeltbestandteile, die für den Berech-
nungszeitraum zugestanden haben. 2Maßgebend ist die Ver-
teilung der Arbeitszeit zu Beginn des Berechnungszeitraums.
3Bei einer abweichenden Verteilung der Arbeitszeit ist der
Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln.
4Sofern während des Berechnungszeitraums bereits Fort-
zahlungstatbestände vorlagen, bleiben die in diesem Zusam-
menhang auf Basis der Tagesdurchschnitte zustehenden
Beträge bei der Ermittlung des Durchschnitts nach Satz 2
unberücksichtigt.

3. Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen
Entgeltanpassung ein, ist die/der Beschäftigte so zu stellen,
als sei die Entgeltanpassung bereits mit Beginn des Be-
rechnungszeitraums eingetreten.
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§ 22
Entgelt im Krankheitsfall

(1) 1Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge
Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert, ohne dass
sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer
von sechs Wochen das Entgelt nach § 21. 2Bei erneuter
Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit sowie
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die ge-
setzlichen Bestimmungen. 3Als unverschuldete Ar-
beitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch
die Arbeitsverhinderung in Folge einer Maßnahme der
medizinischen Vorsorge und Rehabilitation im Sinne
von § 9 EFZG. 4Medizinische Eingriffe, die gegen die
Grundsätze der katholischen Kirche verstoßen, z. B.
Sterilisation und Schwangerschaftsabbruch, gelten
nicht als Krankheit und unverschuldete Arbeitsun-
fähigkeit.19

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1:

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfä-
higkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde.

(2) 1Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 1 erhalten
die Beschäftigten für die Zeit, für die ihnen Kranken-
geld oder entsprechende gesetzliche Leistungen ge-
zahlt werden, einen Krankengeldzuschuss in Höhe
des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsächlichen
Barleistungen des Sozialleistungsträgers und dem
Nettoentgelt. 2Nettoentgelt ist das um die gesetzlichen
Abzüge verminderte Entgelt im Sinne des § 21 (mit
Ausnahme der Leistungen nach § 23 Absatz 1); bei
freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung
versicherten Beschäftigten ist dabei deren Gesamt-
kranken- und Pflegeversicherungsbeitrag abzüglich
Arbeitgeberzuschuss zu berücksichtigen. 3Für Beschäf-
tigte, die nicht der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Krankenversicherung unterliegen und bei
einem privaten Krankenversicherungsunternehmen
versichert sind, ist bei der Berechnung des Kranken-
geldzuschusses der Krankengeldhöchstsatz, der bei
Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung zustünde, zugrunde zu legen. 4Bei Teilzeit-
beschäftigten ist das nach Satz 3 bestimmte fiktive
Krankengeld entsprechend § 24 Absatz 2 zeitanteilig
umzurechnen.

(3) 1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäf-
tigungszeit (§ 34 Absatz 3)

von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende der
13. Woche
und
von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende der
39. Woche

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge der-
selben Krankheit gezahlt. 2Maßgeblich für die Berech-

nung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschäftigungs-
zeit, die im Laufe der krankheitsbedingten Arbeitsun-
fähigkeit vollendet wird.

(4) 1Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende
des Arbeitsverhältnisses hinaus gezahlt; § 8 EFZG
bleibt unberührt. 2Krankengeldzuschuss wird zudem
nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an
Beschäftigte eine Rente oder eine vergleichbare Leis-
tung auf Grund eigener Versicherung aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen
Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer
sonstigen Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht
allein aus Mitteln der Beschäftigten finanziert ist.
3Innerhalb eines Kalenderjahres kann das Entgelt im
Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 insgesamt längstens
bis zum Ende der in Absatz 3 Satz 1 genannten Fristen
bezogen werden; bei jeder neuen Arbeitsunfähigkeit
besteht jedoch mindestens der sich aus Absatz 1
ergebende Anspruch. 4Überzahlter Krankengeldzu-
schuss und sonstige Überzahlungen gelten als Vor-
schuss auf die in demselben Zeitraum zustehenden
Leistungen nach Satz 2; die Ansprüche der Beschäf-
tigten gehen insoweit auf den Arbeitgeber über. 5Der
Arbeitgeber kann von der Rückforderung des Teils des
überzahlten Betrags, der nicht durch die für den Zeit-
raum der Überzahlung zustehenden Bezüge im Sinne
des Satzes 2 ausgeglichen worden ist, absehen, es sei
denn, die/der Beschäftigte hat dem Arbeitgeber die
Zustellung des Rentenbescheids schuldhaft verspätet
mitgeteilt.

§ 23
Besondere Zahlungen

(1) 1Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in
seiner jeweiligen Fassung haben Beschäftigte, deren
Arbeitsverhältnis voraussichtlich mindestens sechs
Monate dauert, einen Anspruch auf vermögenswirk-
same Leistungen. 2Für Vollbeschäftigte beträgt die
vermögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalen-
dermonat 6,65 Euro. 3Der Anspruch entsteht frühestens
für den Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte
dem Arbeitgeber die erforderlichen Angaben schriftlich
mitteilt, und für die beiden vorangegangenen Monate
desselben Kalenderjahres; die Fälligkeit tritt nicht vor
acht Wochen nach Zugang der Mitteilung beim Arbeit-
geber ein. 4Die vermögenswirksame Leistung wird nur
für Kalendermonate gewährt, für die den Beschäftig-
ten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Kranken-
geldzuschuss zusteht. 5Für Zeiten, für die Kranken-
geldzuschuss zusteht, ist die vermögenswirksame
Leistung Teil des Krankengeldzuschusses. 6Die ver-
mögenswirksame Leistung ist kein zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt.
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(2) 1Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Vollen-
dung einer Beschäftigungszeit (§ 34 Absatz 3)

a) von 25 Jahren in Höhe von 350 Euro,

b) von 40 Jahren in Höhe von 500 Euro.
2Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in
voller Höhe. 3Im Bereich der VKA können durch
Betriebs-/Dienstvereinbarung günstigere Regelungen
getroffen werden.

(3) 1Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis
nicht geruht hat, wird der Ehegattin/dem Ehegatten
oder der Lebenspartnerin/dem Lebenspartner im Sinne
des Lebenspartnerschaftsgesetzes20 oder den Kindern
ein Sterbegeld gewährt. 2Als Sterbegeld wird für die
restlichen Tage des Sterbemonats und – in einer Sum-
me – für zwei weitere Monate das Tabellenentgelt der/
des Verstorbenen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbe-
geldes an einen der Berechtigten bringt den Anspruch
der Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Er-
löschen; die Zahlung auf das Gehaltskonto hat befrei-
ende Wirkung. 4Für den Bereich der VKA können be-
trieblich eigene Regelungen getroffen werden.

§ 24
Berechnung und Auszahlung des Entgelts

(1) 1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die
sonstigen Entgeltbestandteile ist der Kalendermonat,
soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas Abwei-
chendes geregelt ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten
Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden Kalender-
monat auf ein von der/dem Beschäftigten benanntes
Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen
Union. 3Fällt der Zahltag auf einen Samstag, einen
Wochenfeiertag oder den 31. Dezember, gilt der vor-
hergehende Werktag, fällt er auf einen Sonntag, gilt
der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. 4Ent-
geltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festgelegt
sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach § 21 sind am
Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Ent-
stehung folgt, fällig.

Protokollerklärungen zu Absatz 1:

1. Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die für eine kos-
tenfreie bzw. kostengünstigere Überweisung in einen
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union erfor-
derlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie
die dadurch entstehenden zusätzlichen Überweisungs-
kosten.

2. Soweit Arbeitgeber die Bezüge am 15. eines jeden Mo-
nats für den laufenden Monat zahlen, können sie jeweils
im Dezember eines Kalenderjahres den Zahltag vom
15. auf den letzten Tag des Monats gemäß Absatz 1
Satz 1 verschieben.

(2) Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas an-
deres geregelt ist, erhalten Teilzeitbeschäftigte das
Tabellenentgelt (§ 15) und alle sonstigen Entgeltbe-
standteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer in-
dividuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit
an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Voll-
zeitbeschäftigter entspricht.

(3) 1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder
die sonstigen Entgeltbestandteile nicht für alle Tage
eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der
auf den Anspruchszeitraum entfällt. 2Besteht nur für
einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt,
wird für jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebs-
übliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfallende
Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in
Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile ge-
zahlt. 3Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden
Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten Ent-
geltbestandteile durch das 4,348-fache der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Absatz 1 und
entsprechende Sonderregelungen) zu teilen.

(4) 1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein
Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5, ist er aufzu-
runden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzu-
runden. 2Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei
Dezimalstellen durchgeführt. 3Jeder Entgeltbestand-
teil ist einzeln zu runden.

(5) Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im
Laufe eines Kalendermonats, gilt Absatz 3 entspre-
chend.

(6) Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt
zustehende Entgeltbestandteile (z. B. Zeitzuschläge,
Erschwerniszuschläge) pauschaliert werden.

§ 25
Betriebliche Altersversorgung

Die Beschäftigten haben Anspruch auf Versicherung un-
ter eigener Beteiligung zum Zwecke einer zusätzlichen
Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe
des Tarifvertrages über die betriebliche Altersversorgung
der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag
Altersversorgung – ATV) bzw. des Tarifvertrages über die
zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes – Altersvorsorge-TV-Kommunal –
(ATV-K) in ihrer jeweils geltenden Fassung.

Niederschriftserklärung zu Abschnitt III:

Die Tarifvertragsparteien werden zeitnah Tarifverhandlungen zur
Regelung der Entgeltsicherung bei Leistungsminderung in
Ergänzung des TVöD aufnehmen.
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Abschnitt IV

Urlaub und Arbeitsbefreiung

§ 26
Erholungsurlaub

(1) 1Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch
auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts
(§ 21). 2Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit
auf fünf Tage in der Kalenderwoche beträgt der Ur-
laubsanspruch in jedem Kalenderjahr

bis zum vollendeten 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage,

bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 29 Arbeitstage

und

nach dem vollendeten 40. Lebensjahr  30 Arbeitstage.
3Maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist
das Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres
vollendet wird. 4Bei einer anderen Verteilung der
wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der
Woche erhöht oder vermindert sich der Urlaubsan-
spruch entsprechend.
5Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruch-
teil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt,
wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet;
Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag
bleiben unberücksichtigt. 6Der Erholungsurlaub muss
im laufenden Kalenderjahr gewährt und kann auch
in Teilen genommen werden.

Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 6:

Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt
werden; dabei soll ein Urlaubsteil von zwei Wochen Dauer
angestrebt werden.

(2) a) Für den über den gesetzlichen Mindesturlaub
hinausgehenden Urlaub gilt abweichend von den
rechtlichen Vorgaben für den gesetzlichen Mindest-
urlaub, dass der Urlaubsanspruch nach Ablauf des
Übertragungszeitraums auch dann verfällt, wenn der
Urlaub im Übertragungszeitraum wegen Arbeitsun-
fähigkeit des Dienstnehmers nicht genommen wer-
den kann.

b) Mit der Erteilung von Urlaub wird bis zu dessen
vollständiger Erfüllung zunächst der gesetzliche
Mindesturlaubsanspruch erfüllt.

c) 1Kann der gesetzliche Urlaub wegen Beendigung
des Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht
mehr gewährt werden, so ist er gemäß den Vor-
schriften des Bundesurlaubsgesetzes abzugelten.
2In Bezug auf den gesetzlichen Urlaubsanspruch
besteht ein Abgeltungsanspruch auch dann, wenn
die Inanspruchnahme wegen krankheitsbedingter

Arbeitsunfähigkeit nicht bis zum Ende des Kalen-
derjahres bzw. für den Fall der Übertragung bis zum
Ende des Übertragungszeitraums erfolgt ist. 3Eine
Abgeltung übergesetzlichen Urlaubsanspruchs, den
der Dienstnehmer wegen krankheitsbedingter Ar-
beitsunfähigkeit nicht genommen hat, ist ausge-
schlossen.21

(3) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgen-
den Maßgaben:

a) Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub
in den ersten drei Monaten des folgenden Kalen-
derjahres angetreten werden. Kann der Erholungs-
urlaub wegen Arbeitsunfähigkeit oder aus betrieb-
lichen/dienstlichen Gründen nicht bis zum 31. März
angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten.

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe
eines Jahres, erhält die/der Beschäftigte als Er-
holungsurlaub für jeden vollen Monat des Arbeits-
verhältnisses ein Zwölftel des Urlaubsanspruchs
nach Absatz 1; § 5 BUrlG bleibt unberührt.

c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die
Dauer des Erholungsurlaubs einschließlich eines
etwaigen Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalen-
dermonat um ein Zwölftel.

d) Das nach Absatz 1 Satz 1 fort zu zahlende Entgelt
wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.

§ 27
Zusatzurlaub

(1) Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit nach
§ 7 Absatz 1 oder ständig Schichtarbeit nach § 7 Ab-
satz 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Absatz 5
Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 zusteht, erhalten

a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammen-
hängende Monate und

b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende
Monate

einen Arbeitstag Zusatzurlaub.

(2) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schicht-
arbeit (z. B. ständige Vertreter) erhalten Beschäftigte
des Bundes, denen die Zulage nach § 8 Absatz 5
Satz 2 oder Absatz 6 Satz 2 zusteht, einen Arbeitstag
Zusatzurlaub für

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend
Wechselschichtarbeit geleistet haben,

und

b) je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend
Schichtarbeit geleistet haben.
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Protokollerklärung zu den Absätzen 1 und 2:
1Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der ab-
geleisteten Schicht- oder Wechselschichtarbeit und entsteht
im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 1
oder 2 erfüllt sind. 2Für die Feststellung, ob ständige Wech-
selschichtarbeit oder ständige Schichtarbeit vorliegt, ist eine
Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich,
bezahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den Grenzen
des § 22 unschädlich.

(3) Im Falle nicht ständiger Wechselschichtarbeit und
nicht ständiger Schichtarbeit im Bereich der VKA soll
bei annähernd gleicher Belastung die Gewährung
zusätzlicher Urlaubstage durch Betriebs-/Dienstver-
einbarung geregelt werden.

(4) 1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen
Bestimmungen mit Ausnahme von  § 125 SGB IX wird
nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalender-
jahr gewährt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub
(Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen
35 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Satz 2 ist für
Zusatzurlaub nach den Absätzen 1 und 2 hierzu nicht
anzuwenden. 4Bei Beschäftigten, die das 50. Lebens-
jahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine
Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; § 26 Absatz 1
Satz 3 gilt entsprechend.

(5) Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2
Buchstabe b entsprechend.

§ 28
Sonderurlaub

Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen Grun-
des unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts Sonder-
urlaub erhalten.

§ 29
Arbeitsbefreiung

(1) 1Als Fälle nach § 616 BGB, in denen Beschäftigte unter
Fortzahlung des Entgelts nach § 21 im nachstehend
genannten Ausmaß von der Arbeit freigestellt werden,
gelten nur die folgenden Anlässe:

a) Niederkunft der Ehefrau/
der Lebenspartnerin im
Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes22 ein Arbeitstag,

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten,
der Lebenspartnerin/des Lebens-
partners im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes,23

eines Kindes oder Elternteils         zwei Arbeitstage,

c) Umzug aus dienstlichem oder
betrieblichem Grund an einen
anderen Ort ein Arbeitstag,

d) 25- und 40-jähriges Arbeits-
jubiläum ein Arbeitstag,

e) schwere Erkrankung

aa) einer/eines Angehörigen,
soweit sie/er in demselben ein Arbeitstag
Haushalt lebt,         im Kalenderjahr

bb)eines Kindes, das das
12. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, wenn im lau-
fenden Kalenderjahr kein bis zu vier
Anspruch nach § 45 SGB V Arbeitstage im
besteht oder bestanden hat, Kalenderjahr

einer Betreuungsperson,
wenn Beschäftigte deshalb
die Betreuung ihres Kindes,
das das 8. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat oder
wegen körperlicher, geistiger
oder seelischer Behinderung bis zu vier
dauernd pflegebedürftig ist, Arbeitstage im
übernehmen muss, Kalenderjahr.

2Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere
Person zur Pflege oder Betreuung nicht sofort zur
Verfügung steht und die Ärztin/der Arzt in den
Fällen der Doppelbuchstaben aa) und bb) die
Notwendigkeit der Anwesenheit der/des Beschäf-
tigten zur vorläufigen Pflege bescheinigt. 3Die Frei-
stellung darf insgesamt fünf Arbeitstage im Kalen-
derjahr nicht überschreiten.

f) Ärztliche Behandlung von   erforderliche
Beschäftigten, wenn diese           nachgewiesene
während der Arbeitszeit             Abwesenheitszeit
erfolgen muss,                            einschl. erforder-

      licher Wegezeiten.

Niederschriftserklärung zu § 29 Absatz 1 Buchstabe f:

Die ärztliche Behandlung erfasst auch die ärztliche Unter-
suchung und die ärztlich verordnete Behandlung.

(2) 1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten
nach deutschem Recht, soweit die Arbeitsbefreiung
gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten
nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach
ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können,
besteht der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nach
§ 21 nur insoweit, als Beschäftigte nicht Ansprüche
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auf Ersatz des Entgelts geltend machen können. 2Das
fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Ersatzanspruchs
als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger. 3Die
Beschäftigten haben den Ersatzanspruch geltend zu
machen und die erhaltenen Beträge an den Arbeitgeber
abzuführen.

(3) 1Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach
§ 21 bis zu drei Arbeitstagen gewähren. 2In begrün-
deten Fällen kann bei Verzicht auf das Entgelt kurz-
fristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die
dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.

Protokollerklärung zu Absatz 3 Satz 2:

Zu den „begründeten Fällen“ können auch solche Anlässe
gehören, für die nach Absatz 1 kein Anspruch auf Arbeitsbe-
freiung besteht (z. B. Umzug aus persönlichen Gründen).

(4) 1Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewählten Ver-
treterinnen/Vertretern der Bezirksvorstände, der Lan-
desbezirksvorstände, der Landesfachbereichsvorstände,
der Bundesfachbereichsvorstände, der Bundesfach-
gruppenvorstände sowie des Gewerkschaftsrates bzw.
entsprechender Gremien anderer vertragsschließender
Gewerkschaften auf Anfordern der Gewerkschaften
Arbeitsbefreiung bis zu acht Werktagen im Jahr unter
Fortzahlung des Entgelts nach § 21 erteilt werden, so-
fern nicht dringende dienstliche oder betriebliche In-
teressen entgegenstehen. 2Zur Teilnahme an Tarifver-
handlungen mit dem Bund und der VKA oder ihrer
Mitgliedverbände kann auf Anfordern einer der ver-
tragsschließenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung
unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 ohne zeitliche
Begrenzung erteilt werden.

(5) Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von
Berufsbildungsausschüssen nach dem Berufsbildungs-
gesetz sowie für eine Tätigkeit in Organen von Sozial-
versicherungsträgern kann den Mitgliedern Arbeits-
befreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21
gewährt werden, sofern nicht dringende dienstliche
oder betriebliche Interessen entgegenstehen.

(6) 1Die Tätigkeit von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
als Versichertenvertreter im Verwaltungsrat der Kirch-
lichen Zusatzversorgungskasse (KZVK) ist dem Dienst
gleich gestellt. 2Für diese Tätigkeit sind sie zur ord-
nungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im not-
wendigen Umfang von ihrer sonstigen Tätigkeit frei-
zustellen.24

(7) Im Übrigen gilt die Regelung zur Dienstbefreiung aus
kirchlichen Anlässen (Anlage 3 zur AVO-VDD) mit
der Maßgabe, dass die Worte „§ 52 BAT und § 33
MTArb“ durch „§ 29 TVöD“ ersetzt werden.25

Abschnitt V

Befristung und Beendigung
des Arbeitsverhältnisses

§ 30
Befristete Arbeitsverträge

(1) 1Befristete Arbeitsverträge sind nach Maßgabe des
Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie anderer ge-
setzlicher Vorschriften über die Befristung von Arbeits-
verträgen zulässig. 2Für Beschäftigte, auf die die Rege-
lungen des Tarifgebiets West Anwendung finden und
deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenver-
sicherung der Angestellten unterlegen hätte, gelten die
in den Absätzen 2 bis 5 geregelten Besonderheiten;
dies gilt nicht für Arbeitsverhältnisse, für die die
§§ 57a ff. HRG, das Gesetz über befristete Arbeitsver-
träge in der Wissenschaft (Wissenschaftszeitvertrags-
gesetz) oder gesetzliche Nachfolgerungen unmittelbar
oder entsprechend gelten.

(2) 1Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sach-
lichem Grund sind nur zulässig, wenn die Dauer des
einzelnen Vertrages fünf Jahre nicht übersteigt; weiter-
gehende Regelungen im Sinne von § 23 TzBfG bleiben
unberührt. 2Beschäftigte mit einem Arbeitsvertrag nach
Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauerarbeitsplätzen
bevorzugt zu berücksichtigen, wenn die sachlichen und
persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

(3) 1Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund
soll in der Regel zwölf Monate nicht unterschreiten;
die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate
betragen. 2Vor Ablauf des Arbeitsvertrages hat der
Arbeitgeber zu prüfen, ob eine unbefristete oder be-
fristete Weiterbeschäftigung möglich ist.

(4) 1Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen
Grund gelten die ersten sechs Wochen und bei befriste-
ten Arbeitsverträgen mit sachlichem Grund die ersten
sechs Monate als Probezeit. 2Innerhalb der Probezeit
kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei Wo-
chen zum Monatsschluss gekündigt werden.

(5) 1Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probe-
zeit ist nur zulässig, wenn die Vertragsdauer mindes-
tens zwölf Monate beträgt. 2Nach Ablauf der Probezeit
beträgt die Kündigungsfrist in einem oder mehreren
aneinandergereihten Arbeitsverhältnissen bei demsel-
ben Arbeitgeber

von insgesamt mehr
als sechs Monaten vier Wochen

von insgesamt mehr
als einem Jahr sechs Wochen

zum Schluss eines Kalendermonats,
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von insgesamt mehr
als zwei Jahren drei Monate

von insgesamt mehr
als drei Jahren vier Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

3Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschäd-
lich, es sei denn, dass das Ausscheiden von der/dem
Beschäftigten verschuldet oder veranlasst war. 4Die
Unterbrechungszeit bleibt unberücksichtigt.

Protokollerklärung zu Absatz 5:

Bei mehreren aneinander gereihten Arbeitsverhältnissen
führen weitere vereinbarte Probezeiten nicht zu einer Ver-
kürzung der Kündigungsfrist.

(6) Die §§ 31, 32 bleiben von den Regelungen der Absät-
ze 3 bis 5 unberührt.

§ 31
Führung auf Probe

(1) 1Führungspositionen können als befristetes Arbeits-
verhältnis bis zur Gesamtdauer von zwei Jahren ver-
einbart werden. 2Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine
höchstens zweimalige Verlängerung des Arbeitsver-
trages zulässig. 3Die beiderseitigen Kündigungsrechte
bleiben unberührt.

(2) Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10
zugewiesenen Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis, die
vor Übertragung vom Arbeitgeber ausdrücklich als
Führungspositionen auf Probe bezeichnet worden sind.

(3) 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben
Arbeitgeber, kann der/dem Beschäftigten vorüberge-
hend eine Führungsposition bis zu der in Absatz 1 ge-
nannten Gesamtdauer übertragen werden. 2Der/Dem
Beschäftigten wird für die Dauer der Übertragung eine
Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den
Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe
und dem sich bei Höhergruppierung nach § 17 Absatz 4
Satz 1 und 2 ergebenden Tabellenentgelt gewährt.
3Nach Fristablauf endet die Erprobung. 4Bei Bewäh-
rung wird die Führungsfunktion auf Dauer übertragen;
ansonsten erhält die/der Beschäftigte eine der bis-
herigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit.

§ 32
Führung auf Zeit

(1) 1Führungspositionen können als befristetes Arbeitsver-
hältnis bis zur Dauer von vier Jahren vereinbart wer-
den. 2Folgende Verlängerungen des Arbeitsvertrages
sind zulässig:

a) in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchstens
zweimalige Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer
von acht Jahren,

b) ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige Ver-
längerung bis zu einer Gesamtdauer von zwölf
Jahren.

3Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a
bei demselben Arbeitgeber können auf die Gesamt-
dauer nach Buchstabe b zur Hälfte angerechnet wer-
den. 4Die allgemeinen Vorschriften über die Probezeit
(§ 2 Absatz 4) und die beiderseitigen Kündigungs-
rechte bleiben unberührt.

(2) Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10
zugewiesenen Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis, die
vor Übertragung vom Arbeitgeber ausdrücklich als
Führungspositionen auf Zeit bezeichnet worden sind.

(3) 1Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben
Arbeitgeber, kann der/dem Beschäftigten vorüber-
gehend eine Führungsposition bis zu den in Absatz 1
genannten Fristen übertragen werden. 2Der/Dem
Beschäftigten wird für die Dauer der Übertragung eine
Zulage gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags
zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen
Entgeltgruppe und dem sich bei Höhergruppierung
nach § 17 Absatz 4 Satz 1 und 2 ergebenden Tabel-
lenentgelt, zuzüglich eines Zuschlags von 75 v. H. des
Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten
der Entgeltgruppe, die der übertragenen Funktion
entspricht, zur nächsthöheren Entgeltgruppe nach § 17
Absatz 4 Satz 1 und 2. 3Nach Fristablauf erhält die/
der Beschäftigte eine der bisherigen Eingruppierung
entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag entfällt.

§ 33
Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses ohne Kündigung

(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kün-
digung bedarf,

a) mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte
das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen der
Regelaltersrente vollendet hat,

b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auf-
lösungsvertrag).

(2) 1Das Arbeitsverhältnis endet ferner mit Ablauf des
Monats, in dem der Bescheid eines Rentenversiche-
rungsträgers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach
die/der Beschäftigte voll oder teilweise erwerbsge-
mindert ist. 2Die/Der Beschäftigte hat den Arbeitgeber
von der Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich
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zu unterrichten. 3Beginnt die Rente erst nach der Zu-
stellung des Rentenbescheids, endet das Arbeitsver-
hältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn voran-
gehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt der Beendigung
des Arbeitsverhältnisses eine nach § 92 SGB IX er-
forderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch
nicht vor, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des
Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des
Integrationsamtes. 5Das Arbeitsverhältnis endet nicht,
wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungs-
trägers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem
Fall ruht das Arbeitsverhältnis für den Zeitraum, für
den eine Rente auf Zeit gewährt wird; beginnt die Rente
rückwirkend, ruht das Arbeitsverhältnis ab dem ersten
Tag des Monats, der auf den Monat der Zustellung
des Rentenbescheids folgt.

(3) Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht
das Arbeitsverhältnis nicht, wenn der Beschäftigte nach
seinem vom Rentenversicherungsträger festgestellten
Leistungsvermögen auf seinem bisherigen oder einem
anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbe-
schäftigt werden könnte, soweit dringende dienstliche
bzw. betriebliche Gründe nicht entgegenstehen, und
der Beschäftigte innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang des Rentenbescheids seine Weiterbeschäfti-
gung schriftlich beantragt.

(4) 1Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft den Renten-
antrag oder bezieht sie/er Altersrente nach § 236 oder
§ 236a SGB VI oder ist sie/er nicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des
Rentenbescheids das Gutachten einer Amtsärztin/eines
Amtsarztes oder einer/eines nach § 3 Absatz 4 Satz 2
bestimmten Ärztin/Arztes. 2Das Arbeitsverhältnis en-
det in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem der/
dem Beschäftigten das Gutachten bekannt gegeben
worden ist.

(5) 1Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen Arbeitsver-
hältnis nach Absatz 1 Buchstabe a geendet hat, weiter-
beschäftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeits-
vertrag abzuschließen. 2Das Arbeitsverhältnis kann
jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monats-
ende gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts
anderes vereinbart ist.

§ 34
Kündigung des Arbeitsverhältnisses

(1) 1Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des
Arbeitsverhältnisses beträgt die Kündigungsfrist zwei
Wochen zum Monatsschluss. 2Im Übrigen beträgt die
Kündigungsfrist bei einer Beschäftigungszeit (Ab-
satz 3 Satz 1 und 2)

bis zu einem Jahr        ein Monat zum Monatsschluss,

von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

(2) 1Arbeitsverhältnisse von Beschäftigten, die das 40. Le-
bensjahr vollendet haben und für die die Regelungen
des Tarifgebiets West Anwendung finden, können nach
einer Beschäftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von
mehr als 15 Jahren durch den Arbeitgeber nur aus
einem wichtigen Grund gekündigt werden. 2Soweit
Beschäftigte nach den bis zum 30. September 2005
geltenden Tarifregelungen unkündbar waren, verbleibt
es dabei.

(3) 1Beschäftigungszeit ist die bei demselben Arbeitgeber
im Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, auch wenn
sie unterbrochen ist. 2Unberücksichtigt bleibt die Zeit
eines Sonderurlaubs gemäß § 28, es sei denn, der Ar-
beitgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich
ein dienstliches oder betriebliches Interesse anerkannt.
3Wechseln Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter von
einem anderen Dienstgeber im Bereich der katho-
lischen Kirche zum Verband der Diözesen Deutsch-
lands, werden die Zeiten bei dem anderen Dienstgeber
als Beschäftigungszeit anerkannt. 4Wechseln Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeiter von einem Dienstgeber
im Bereich der evangelischen Kirche oder im Gel-
tungsbereich des TVöD-Bund, VKA oder TV-L zum
Verband der Diözesen Deutschlands, so können die
Zeiten bei dem anderen Dienstgeber als Beschäf-
tigungszeit anerkannt werden.26

§ 35
Zeugnis

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die
Beschäftigten Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis
über Art und Dauer ihrer Tätigkeit, das sich auch auf
Führung und Leistung erstrecken muss (Endzeugnis).

(2) Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch wäh-
rend des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis verlangen
(Zwischenzeugnis).

(3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses können die Beschäftigten ein Zeugnis über Art
und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges Zeug-
nis).
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(4) Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind un-
verzüglich auszustellen.

Abschnitt VI

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 36
Anwendung weiterer Tarifverträge (VKA)

(1) Neben diesem Tarifvertrag sind die nachfolgend aufge-
führten Tarifverträge in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden:

a) Tarifverträge über die Bewertung der Personal-
unterkünfte vom 16. März 1974,

b) Tarifverträge über den Rationalisierungsschutz
vom 9. Januar 1987,

c) Tarifvertrag zur sozialen Absicherung (TVsA)
vom 13. September 2005,

d) Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit
(TV ATZ) vom 5. Mai 1998,

e) Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für
ältere Beschäftigte – TV FlexAZ – vom 27. Februar
2010,

f) Tarifvertrag zur Regelung des Übergangs in den
Ruhestand für Angestellte im Flugverkehrskon-
trolldienst durch Altersteilzeitarbeit vom 26. März
1999,

g) Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Arbeit-
nehmer/-innen im kommunalen öffentlichen Dienst
(TV-EUmw/VKA) vom 18. Februar 2003,

h) Rahmentarifvertrag zur Regelung der Arbeitszeit
der Beschäftigten des Feuerwehr- und Sanitätsper-
sonals an Flughäfen vom 8. September 2004.

(2) Auf Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst
finden die Regelungen des § 1 der Anlage zu Abschnitt
VIII Sonderregelungen (VKA) § 56 BT-V auch dann
Anwendung, wenn sie außerhalb des Geltungsbereichs
des BTV oder des BT-B tätig sind.27

§ 37
Ausschlussfrist

(1) 1Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn
sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs
Monaten nach Fälligkeit von der/dem Beschäftigten
oder vom Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht
werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die ein-
malige Geltendmachung des Anspruchs auch für später
fällige Leistungen aus.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozialplan.

§ 38
Begriffsbestimmungen

(1) Sofern auf die Tarifgebiete Ost und West Bezug ge-
nommen wird, gilt Folgendes:

a) Die Regelungen für das Tarifgebiet Ost gelten für
die Beschäftigen, deren Arbeitsverhältnis in dem in
Art. 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet be-
gründet worden ist und bei denen der Bezug des
Arbeitsverhältnisses zu diesem Gebiet fortbesteht.

b) Für die übrigen Beschäftigten gelten die Regelungen
für das Tarifgebiet West.

(2) Sofern auf die Begriffe „Betrieb“, „betrieblich“ oder
„Betriebspartei“ Bezug genommen wird, gilt die Rege-
lung für Verwaltungen sowie für Parteien nach dem
Personalvertretungsrecht entsprechend, es sei denn, es
ist etwas anderes bestimmt.

(3) Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur
ohne Entscheidung der Einigungsstelle vor.

(4) Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Beschäftigte,
die ausweislich einer Bescheinigung des beauftragten
Arztes (§ 3 Absatz 4) nicht mehr in der Lage sind, auf
Dauer die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung in
vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen zugleich
teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im
Sinne des SGB VI zu sein.

(5) 1Die Regelungen für Angestellte finden Anwendung
auf Beschäftigte, deren Tätigkeit vor dem 1. Januar
2005 der Rentenversicherung der Angestellten unter-
legen hätte. 2Die Regelungen für Arbeiterinnen und
Arbeiter finden Anwendung auf Beschäftigte, deren
Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversiche-
rung der Arbeiter unterlegen hätte.

§ 39
In-Kraft-Treten, Laufzeit

(1) 1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in Kraft.
2Abweichend von Satz 1 treten

a) § 20 am 1. Januar 2007,

b) § 26 Absatz 1 und Absatz 2 Buchst. b und c sowie
§ 27 am 1. Januar 2006

in Kraft.

(2) Dieser Tarifvertrag kann von jeder Tarifvertragspartei
mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines
Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden,
frühestens jedoch zum 31. Dezember 2009.
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(3) aufgehoben28

(4) Abweichend von Absatz 2 können schriftlich gekün-
digt werden

a) die Vorschriften des Abschnitts II einschließlich des
Anhangs zu § 9 mit einer Frist von einem Monat
zum Schluss eines Kalendermonats, frühestens
jedoch zum 31. Dezember 2007 (Bund) bzw.
31. Dezember 2009 (VKA);

b) unabhängig von Buchstabe a § 8 Absatz 1 mit einer
Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalender-
vierteljahres, frühestens jedoch zum 31. Dezem-
ber 2009;

c) die jeweiligen Anlagen A (Bund bzw. VKA) zu
§ 15 ohne Einhaltung einer Frist, frühestens jedoch
zum 29. Februar 2012;

d) § 20 zum 31. Dezember eines jeden Jahres, frühes-
tens jedoch zum 31. Dezember 2008;

e) § 23 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum
Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch
zum 31. Dezember 2007;

f) § 26 Absatz 1 mit einer Frist von drei Monaten zum
Schluss eines Kalenderjahres, frühestens jedoch
zum 31. Dezember 2007.

Protokollerklärung zu Absatz 4:
1Die Tarifvertragsparteien werden prüfen, ob die getroffenen
Kündigungsregelungen den beiderseitigen Interessen hin-
reichend Rechnung tragen oder gegebenenfalls einer Ände-
rung oder Ergänzung bedürfen. 2Sollten bis zum 30. Juni 2006
keine Änderungen vereinbart worden sein, bleibt Absatz 4
unverändert in Kraft. 3Die Tarifvertragsparteien werden im
Zusammenhang mit den Verhandlungen zur neuen Entgelt-
ordnung gesonderte Kündigungsregelungen zu den §§ 12,
13 und der Anlage [Entgeltordnung] vereinbaren.

Anhang zu § 9

A. Bereitschaftszeiten
Hausmeisterinnen/Hausmeister

1Für Hausmeisterinnen/Hausmeister, in deren Tätigkeit
regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang Be-
reitschaftszeiten fallen, gelten folgende besondere Rege-
lungen zu § 6 Absatz 1 Satz 1 TVöD:
2Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und
der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit nach § 6 Absatz 1
nicht überschreiten. 3Die Summe aus Vollarbeits- und Be-
reitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden wö-
chentlich nicht überschreiten. 4Bereitschaftszeiten sind die
Zeiten, in denen sich die Hausmeisterin/der Hausmeister
am Arbeitsplatz oder einer anderen vom Arbeitgeber be-
stimmten Stelle zur Verfügung halten muss, um im Be-
darfsfall die Arbeit selbständig, ggf. auch auf Anordnung,

aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne Arbeitsleis-
tung überwiegen. 5Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte
als Arbeitszeit gewertet (faktorisiert). 6Bereitschaftszeiten
werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmäßi-
gen täglichen Arbeitszeit nicht gesondert ausgewiesen.

B. Bereitschaftszeiten im Rettungs-
dienst und in Leitstellen

(1) 1Für Beschäftigte im Rettungsdienst und in den Leit-
stellen, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht
unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen,
gelten folgende besondere Regelungen zu § 6 Absatz 1
Satz 1 TVöD:
2Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten
und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit nach § 6
Absatz 1 nicht überschreiten. 3Die Summe aus Voll-
arbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich
48 Stunden wöchentlich nicht überschreiten. 4Bereit-
schaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/der
Beschäftigte am Arbeitsplatz oder einer anderen vom
Arbeitgeber bestimmten Stelle zur Verfügung halten
muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbständig, ggf.
auch auf Anordnung, aufzunehmen und in denen die
Zeiten ohne Arbeitsleistung überwiegen. 5Bereitschafts-
zeiten werden zur Hälfte als tarifliche Arbeitszeit ge-
wertet (faktorisiert). 6Bereitschaftszeiten werden inner-
halb von Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen
Arbeitszeit nicht gesondert ausgewiesen.

(2) Die zulässige tägliche Höchstarbeitszeit beträgt zwölf
Stunden zuzüglich der gesetzlichen Pausen.

(3) Die allgemeinen Regelungen des TVöD zur Arbeitszeit
bleiben im Übrigen unberührt.

(4) Für Beschäftigte, die unter die Sonderregelungen für
den kommunalen feuerwehrtechnischen Dienst fallen,
gilt § 46 Nr. 2 Absatz 1 BT-V (VKA), auch soweit sie
in Leitstellen tätig sind.

Anhang zu § 16 (Bund)

Besondere Stufenregelungen für vorhandene
und neu eingestellte Beschäftigte (Bund)

1Abweichend von § 16 (Bund) Absatz 1 ist Endstufe

a) in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 4 bei Tätigkeiten
entsprechend

– Vergütungsgruppe Va ohne Aufstieg nach IVb BAT/
BAT-O,

– Vergütungsgruppe Vb ohne Aufstieg nach IVb BAT/
BAT-O,
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– Vergütungsgruppe Vb nach Aufstieg aus Vc BAT/
BAT-O (vorhandene Beschäftigte),

– Lohngruppe 9 MTArb/MTArb-O;

b) in der Entgeltgruppe 3 die Stufe 5 bei Tätigkeiten ent-
sprechend der

– Vergütungsgruppe VIII mit und ohne Aufstieg nach
VII BAT sowie nach Aufstieg aus IX/IXb BAT/
BAT-O,

– Lohngruppe 3 nach Aufstieg aus Lohngruppe 2 und
2a MTArb/MTArb-O (vorhandene Beschäftigte),

– Lohngruppe 2a nach Aufstieg aus Lohngruppe 2
MTArb/MTArb-O (vorhandene Beschäftigte),

– Lohngruppe 2 mit Aufstiegen nach Lohngruppe 2a
und 3 MTArb/MTArb-O;

c) in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tätigkeiten ent-
sprechend der

– Vergütungsgruppe IXb nach Aufstieg aus X BAT/
BAT-O (vorhandene Beschäftigte),

– Vergütungsgruppe X mit Aufstieg nach IXb BAT/
BAT-O,

– Vergütungsgruppe X BAT/BAT-O (vorhandene Be-
schäftigte),

– Lohngruppe 1a MTArb/MTArb-O (vorhandene Be-
schäftigte),

– Lohngruppe 1 mit Aufstieg nach Lohngruppe 1a
MTArb/MTArb-O.

Protokollerklärung:

Vorhandene Beschäftigte sind Beschäftigte im Sinne des
§ 1 Absatz 1 TVÜ-Bund.

2Abweichend von § 16 (Bund) Absatz 4 Satz 1 gelten
für die Stufenlaufzeiten folgende Sonderregelungen:

In der Entgeltgruppe 9 (Bund) wird die Stufe 3 nach
fünf Jahren in Stufe 2 und die Stufe 4 nach neun Jahre
in Stufe 3 bei Tätigkeiten entsprechend der

– Vergütungsgruppe Va ohne Aufstieg nach IVb BAT/
BAT-O,

– Vergütungsgruppe Vb ohne Aufstieg nach IVb BAT/
BAT-O (einschließlich in Vergütungsgruppe Vb
vorhandener Aufsteiger aus Vergütungsgruppe Vc
BAT/BAT-O)

erreicht; bei Tätigkeiten entsprechend der Lohngrup-
pe 9 MTArb/MTArb-O wird die Stufe 3 nach zwei
Jahren in Stufe 2 und die Stufe 4 nach sieben Jahren in
Stufe 3 erreicht.

 

Entgelt- 

gruppe 

 

Grundentgelt 

 

Entwicklungsstufen 

 Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

15 3.683,25 4.086,56 4.236,72 4.773,01 5.180,59  

14 3.335,74 3.700,42 3.914,94 4.236,72 4.730,11  

13 3.075,10 3.410,82 3.593,17 3.947,11 4.440,50  

12 2.756,55 3.056,87 3.485,90 3.861,31 4.343,98  

11 2.660,01 2.949,62 3.164,13 3.485,90 3.952,49  

10 2.563,48 2.842,35 3.056,87 3.271,39 3.678,97  

9 2.264,23 2.509,85 2.638,57 2.981,79 3.249,94 

 

8 2.119,43 2.348,96 2.456,23 2.552,76 2.660,01 2.727,58

7 1.984,29 2.198,80 2.338,24 2.445,50 2.525,94 2.601,03

6 1.945,67 2.155,89 2.263,16 2.365,05 2.434,77 2.504,50

5 1.864,15 2.064,73 2.166,62 2.268,53 2.343,61 2.397,24 

4 1.771,91 1.962,83 2.091,54 2.166,62 2.241,70 2.285,68 

3 1.742,96 1.930,65 1.984,29 2.070,10 2.134,45 2.193,45 

2 1.607,80 1.780,49 1.834,12 1.887,75 2.005,73 2.129,09 

1  1.432,98 1.458,72 1.490,90 1.520,92 1.598,15 

 

Anlage A (Bund)

Anhang 1a zu § 1 Nr. 9

Tabelle TVöD Bund

gültig vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2010

(monatlich in Euro)
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Anlage A (Bund)

Anhang 1b zu § 1 Nr. 9

Tabelle TVöD Bund

gültig vom 1. Januar 2011 bis zum 31. Juli 2011

(monatlich in Euro)

Entgelt- 
gruppe Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 3.705,35 4.111,08 4.262,14 4.801,65 5.211,67  
14 3.355,75 3.722,62 3.938,43 4.262,14 4.758,49  
13 3.093,55 3.431,28 3.614,73 3.970,79 4.467,14  
12 2.773,09 3.075,21 3.506,82 3.884,48 4.370,04  
11 2.675,97 2.967,32 3.183,11 3.506,82 3.976,20  
10 2.578,86 2.859,40 3.075,21 3.291,02 3.701,04  
9 2.277,82 2.524,91 2.654,40 2.999,68 3.269,44
8 2.132,15 2.363,05 2.470,97 2.568,08 2.675,97 2.743,95
7 1.996,20 2.211,99 2.352,27 2.460,17 2.541,10 2.616,64
6 1.957,34 2.168,83 2.276,74 2.379,24 2.449,38 2.519,53
5 1.875,33 2.077,12 2.179,62 2.282,14 2.357,67 2.411,62 
4 1.782,54 1.974,61 2.104,09 2.179,62 2.255,15 2.299,39 
3 1.753,42 1.942,23 1.996,20 2.082,52 2.147,26 2.206,61 
2 1.617,45 1.791,17 1.845,12 1.899,08 2.017,76 2.141,86 
1  1.441,58 1.467,47 1.499,85 1.530,05 1.607,74 

Anlage A (Bund)

Anhang 1c zu § 1 Nr. 9

Tabelle TVöD Bund

gültig ab 1. August 2011

(monatlich in Euro)

Entgelt- 
gruppe Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
15 3.723,88 4.131,64 4.283,45 4.825,66 5.237,73  
14 3.372,53 3.741,23 3.958,12 4.283,45 4.782,28  
13 3.109,02 3.448,44 3.632,80 3.990,64 4.489,48  
12 2.786,96 3.090,59 3.524,35 3.903,90 4.391,89  
11 2.689,35 2.982,16 3.199,03 3.524,35 3.996,08  
10 2.591,75 2.873,70 3.090,59 3.307,48 3.719,55  
9 2.289,21 2.537,53 2.667,67 3.014,68 3.285,79
8 2.142,81 2.374,87 2.483,32 2.580,92 2.689,35 2.757,67
7 2.006,18 2.223,05 2.364,03 2.472,47 2.553,81 2.629,72
6 1.967,13 2.179,67 2.288,12 2.391,14 2.461,63 2.532,13
5 1.884,71 2.087,51 2.190,52 2.293,55 2.369,46 2.423,68 
4 1.791,45 1.984,48 2.114,61 2.190,52 2.266,43 2.310,89 
3 1.762,19 1.951,94 2.006,18 2.092,93 2.158,00 2.217,64 
2 1.625,54 1.800,13 1.854,35 1.908,58 2.027,85 2.152,57 
1  1.448,79 1.474,81 1.507,35 1.537,70 1.615,78 
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Anlage A (VKA)

Anhang 2 zu § 1 Nr. 10

[Nicht von Verbands-KODA übernommen.]

B. Besonderer Teil Verwaltung (BT-V)29

Abschnitt VII

Allgemeine Vorschriften

§ 40
Geltungsbereich

(1) 1Dieser Tarifvertrag gilt für alle Beschäftigten, die unter
§ 1 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD)
fallen, soweit sie nicht von anderen Besonderen Teilen
des TVöD erfasst sind. 2Der Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst (TVöD) – Besonderer Teil Verwaltung
(BT-V) – bildet im Zusammenhang mit dem Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst – Allgemeiner Teil –
den Tarifvertrag für die Sparte Verwaltung.

(2) Soweit in den nachfolgenden Bestimmungen auf die
§§ 1 bis 39 verwiesen wird, handelt es sich um
Regelungen des TVöD – Allgemeiner Teil –.

§ 41
Allgemeine Pflichten

1Die im Rahmen des Arbeitsvertrages geschuldete Leis-
tung ist gewissenhaft und ordnungsgemäß auszuführen.
2Beschäftigte des Bundes und anderer Arbeitgeber, in de-
ren Aufgabenbereichen auch hoheitliche Tätigkeiten wahr-
genommen werden, müssen sich durch ihr gesamtes Ver-
halten zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung
im Sinne des Grundgesetzes bekennen.

§ 42
Saisonaler Ausgleich

In Verwaltungen und Betrieben, in denen auf Grund spe-
zieller Aufgaben (z. B. Ausgrabungen, Expeditionen,
Schifffahrt) oder saisonbedingt erheblich verstärkte Tä-
tigkeiten anfallen, kann für diese Tätigkeiten die regel-
mäßige Arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden in einem Zeit-
raum von bis zu sieben Tagen verlängert werden, wenn
durch Verkürzung der regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit bis zum Ende des Ausgleichszeitraums nach § 6
Absatz 2 Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich durch-
geführt wird.

§ 43
Überstunden

(1) 1Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende
Freizeit auszugleichen. 2Sofern kein Arbeitszeitkonto

nach § 10 eingerichtet ist, oder wenn ein solches be-
steht, die/der Beschäftigte jedoch keine Faktorisierung
nach § 8 Absatz 1 geltend macht, erhält die/der Be-
schäftigte für Überstunden (§ 7 Absatz 7), die nicht
bis zum Ende des dritten Kalendermonats – möglichst
aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermo-
nats – nach deren Entstehen mit Freizeit ausgeglichen
worden sind, je Stunde 100 v. H. des auf die Stunde
entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jewei-
ligen Entgeltgruppe und Stufe, höchstens jedoch nach
der Stufe 4. 3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag für
Überstunden nach § 8 Absatz 1 besteht unabhängig
von einem Freizeitausgleich.

(2) 1Für Beschäftigte der Entgeltgruppe 15 bei obersten
Bundesbehörden sind Mehrarbeit und Überstunden
durch das Tabellenentgelt abgegolten. 2Beschäftigte der
Entgeltgruppen 13 und 14 bei obersten Bundesbe-
hörden erhalten nur dann ein Überstundenentgelt,
wenn die Leistung der Mehrarbeit oder der Über-
stunden für sämtliche Beschäftigte der Behörde an-
geordnet ist; im Übrigen ist über die regelmäßige
Arbeitszeit hinaus geleistete Arbeit dieser Beschäf-
tigten durch das Tabellenentgelt abgegolten. 3Satz 1
gilt auch für Leiterinnen/ Leiter von Dienststellen und
deren ständige Vertreterinnen/Vertreter, die in die
Entgeltgruppe 14 und 15 eingruppiert sind.

§ 44
Reise- und Umzugskosten, Trennungsgeld

(1) Für die Erstattung von Reise- und Umzugskosten sowie
Trennungsgeld finden die für die Beamtinnen und
Beamten jeweils geltenden Bestimmungen entspre-
chende Anwendung.

(2) 1Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen
Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als
Arbeitszeit. 2Für jeden Tag einschließlich der Reise-
tage wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende
regelmäßige, durchschnittliche oder dienstplanmäßi-
ge Arbeitszeit berücksichtigt, wenn diese bei Nicht-
berücksichtigung der Reisezeit nicht erreicht würde.
3Überschreiten nicht anrechenbare Reisezeiten ins-
gesamt 15 Stunden im Monat, so werden auf Antrag
25 v. H. dieser überschreitenden Zeiten bei fester
Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewährt und bei glei-
tender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden
Vorschriften auf die Arbeitszeit angerechnet. 4Der be-
sonderen Situation von Teilzeitbeschäftigten ist Rech-
nung zu tragen.

(3) Soweit Einrichtungen in privater Rechtsform oder
andere Arbeitgeber nach eigenen Grundsätzen ver-
fahren, sind diese abweichend von den Absätzen 1
und 2 maßgebend.
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Abschnitt VIII 30

Sonderregelungen (Bund)

§ 45
Sonderregelungen für Beschäftigte, die zu

Auslandsdienststellen des Bundes entsandt sind

§ 46
Sonderregelungen für die Beschäftigten im

Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung

§ 47
Sonderregelungen für die Beschäftigten des Bundes-
ministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungwesen

§ 48
Sonderregelungen für

Beschäftigte im forstlichen Außendienst

§ 49 31

Sonderregelungen für Beschäftigte als Lehrkräfte

Abschnitt IX

Übergangs- und Schlussvorschriften (Bund)

§ 5032

In-Kraft-Treten, Laufzeit

(1) 1Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in Kraft.
2Er kann mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss
eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt werden,
frühestens jedoch zum 31. Dezember 2009.

(2) Abweichend von Absatz 1 können schriftlich gesondert
gekündigt werden

a) 1§ 45 Nr. 6 und 8, soweit sich die entsprechenden
besoldungsrechtlichen Grundlagen der Auslands-
bezahlung für Beamte ändern. 2Die Kündigungsfrist
beträgt einen Kalendermonat zum Schluss des
Monats der Verkündigung der Neuregelungen im
Bundesgesetzblatt folgenden Kalendermonats,

b) 1§ 46 Nr. 19 bis 21 (Kapitel III) mit einer Frist von
einem Monat zum Monatsende. 2Das Sonderkün-
digungsrecht in § 47 Sonderkündigungsrecht der
Bereitschafts- und Rufbereitschaftsregelung BT-K
bleibt unberührt,

c) Anlage C (Bund)33 ohne Einhaltung einer Frist,
frühestens jedoch zum 30. September 2009.

(3) § 45 Nr. 6 Satz 3 gilt bis zum Inkrafttreten der Ein-
gruppierungsvorschriften des TVöD (Entgeltordnung).

(4) Unbeschadet von Absatz 1 Satz 2 treten außer Kraft
§ 46 Nr. 4 Abs. 3b mit Ablauf des 30. November 2010.
§ 46 Nr. 4 Abs. 3a und 3c mit Ablauf des 30. September
2012.

Niederschriftserklärung:

Die Tarifvertragsparteien sind sich einig, die Niederschrifts-
erklärungen zum TVöD BT-V um folgende Niederschrifts-
erklärung zu ergänzen:
1Der Zeitpunkt des Außerkrafttretens wurde im Einklang mit
dem Zeitpunkt des Außerkrafttretens des § 13 Absatz 2 der
Arbeitszeitverordnung für die Beamtinnen und Beamten des
Bundes (AZV) festgelegt. 2Falls der Geltungszeitraum für
die in § 13 Absatz 2 AZV enthaltene Opt-out-Regelung ver-
längert wird, werden die Tarifvertragsparteien Gespräche
über eine Verlängerung des Geltungszeitraumes der tarif-
lichen Opt-out-Regelung für das Feuerwehrpersonal führen.34

(5) Unbeschadet von Absatz 1 Satz 2 tritt § 46 Nr. 11
Absatz 6 mit Ablauf des 30. November außer Kraft.35

 * * * * *

Anlage 1 zur AVO-VDD

Ordnung zur Fort- und Weiterbildung 36

§ 1
Fort- und Weiterbildung

(1) 1Fortbildung im Sinne dieser Regelung sind Bildungs-
maßnahmen, die auf der Ausbildung aufbauen und
diese tätigkeitsbezogen weiterführen und vertiefen.
2Die Fortbildung soll helfen, die in Ausbildung, Stu-
dium und Berufspraxis erworbene Qualifikation  zur
Wahrnehmung der Dienstaufgaben zu erhalten und zu
verbessern. 3Sie soll auch neue Erkenntnisse für die
berufliche Praxis vermitteln, zur Verdeutlichung des
eigenen Selbstverständnisses beitragen und die Zusam-
menarbeit sowie gemeinsame Verantwortung für den
kirchlichen Dienst fördern.

(2) Weiterbildung im Sinne dieser Regelung sind Bil-
dungsmaßnahmen im Sinne einer ergänzenden Aus-
bildung, die eine zusätzliche abgeschlossene berufliche
Qualifikation zum Ziel haben sowie Bildungsmaß-
nahmen, die nicht unmittelbar auf den ausgeübten
Dienst bezogen  sind und die zur Übernahme von Ver-
antwortung in Kirche, Staat und Gesellschaft befähi-
gen.

§ 2
Anspruch und Dauer der Freistellung

(1) 1Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter hat einen
Anspruch auf Dienstbefreiung unter Fortzahlung
der Vergütung für Fort- und Weiterbildung von fünf
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Arbeitstagen im Kalenderjahr. 2Verteilt sich die dienst-
planmäßige Arbeitszeit auf mehr oder weniger als fünf
Arbeitstage in der Kalenderwoche, erhöht oder ver-
mindert sich die Freistellung entsprechend.

(2) Sofern der Freistellungsanspruch für ein Jahr nicht in
Anspruch genommen wurde, kann der Anspruch auf
Antrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters in das
nächste Kalenderjahr übertragen werden.

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 setzt eine Beschäfti-
gungszeit von zwölf Monaten in den Dienststellen und
Einrichtungen des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands voraus.

(4) Die Geltendmachung erfolgt durch rechtzeitigen schrift-
lichen Antrag. Der Antrag kann nur abgelehnt werden,
wenn dringende dienstliche oder betriebliche Gründe
entgegenstehen.

§ 3
Pflichtfortbildung

1Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet,
an vom Dienstgeber angeordneten Fortbildungsmaßnah-
men teilzunehmen. 2Hierbei wird die persönliche Lebens-
situation berücksichtigt.

§ 4
Anrechnung

(1) Freistellungsansprüche nach den staatlichen Weiter-
bildungsgesetzen und nach entsprechenden arbeits-
rechtlichen Regelungen werden auf die Freistellung
nach dieser Regelung angerechnet.

(2) Nicht angerechnet werden vom Dienstgeber angeor-
dnete bzw. angebotene Fortbildungen sowie Ansprüche
auf Grund der KODA-Ordnung und der MAVO.

§ 5
Kosten der Fort- und Weiterbildung

(1) Der Dienstgeber trägt die Kosten (Fahrtkosten, Kursge-
bühr, Unterbringung) für von ihm angeordnete Fort-
bildungsmaßnahmen (§ 3).

(2) 1Bei freiwilliger Fortbildung (§ 2) werden bei aner-
kanntem dienstlichem Interesse die anfallenden Kosten
im Sinne des Absatzes 1 auf Antrag zur Hälfte erstattet.
2Ansonsten trägt die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter
die entstandenen Kosten.

(3) Wird eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter auf Ver-
anlassung oder im Rahmen des Personalbedarfs des

Dienstgebers fortgebildet, so werden, sofern keine
Ansprüche gegen andere Kostenträger bestehen, vom
Dienstgeber die Kosten der Fortbildung im Sinne des
Absatzes 1 getragen.

(4) Die Kosten für Weiterbildungsmaßnahmen trägt die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter selbst.

§ 6
Rückzahlung der Fortbildungskosten

(1) 1Endet das Arbeitsverhältnis durch Kündigung der Mit-
arbeiterin oder des Mitarbeiters oder aus einem von
ihr/ihm zu vertretenden Grund, so kann der Dienst-
geber die Erstattung seiner Aufwendungen für die Fort-
bildung im Sinne des § 5 verlangen, wenn dies vor
Beginn der Maßnahme mit der Mitarbeiterin oder dem
Mitarbeiter vereinbart wurde. 2Dies gilt nicht, wenn
die Mitarbeiterin im Anschluss an die Mutterschutzfrist
oder die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter im An-
schluss an den Erziehungsurlaub gekündigt oder einen
Aufhebungsvertrag geschlossen hat.

(2) 1Endet das Beschäftigungsverhältnis gemäß Absatz 1
Satz 1 nach Abschluss der Fortbildung

– in den ersten sechs Monaten, sind die vollen Auf-
wendungen,

– nach sechs Monaten bis zum Ende des ersten Jah-
res, ist die Hälfte der Aufwendungen zu erstatten.

2Nach einem Jahr entfällt die Rückzahlungsverpflich-
tung. 3In Härtfällen kann auf die Rückforderung ganz
oder teilweise verzichtet werden.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt zum 01.01.1996 in Kraft.

Anlage 2 zur AVO-VDD

Beihilfeordnung und Kirchliche Höherversicherung
für den Verband der Diözesen Deutschlands37

(Teil A, Teil B)

Ordnung zur Gewährung von Beihilfen in
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen:

Teil A

§ 1
Regelungsbereich

(1) Die Beihilfeordnung regelt die Gewährung von Bei-
hilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen an die
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Beschäftigten (Beamte, Angestellte und Auszubil-
dende) des Verbandes der Diözesen Deutschlands
(VDD). Die Beihilfeberechtigung und der Umfang des
Anspruchs auf Beihilfeleistungen richten sich nach
dem Beihilferecht der Bundesrepublik Deutschland
(Bund), jedoch nach Maßgabe der in dieser Ordnung
getroffenen Vorgaben.

(2) Diese Beihilfeordnung tritt an Stelle der bisher für die
Beschäftigten des VDD geltenden Regelungen über
Beihilfeleistungen. Sie regelt die Beihilfegewährung
gleichermaßen für bereits Beschäftigte wie für neu
hinzukommende Beschäftigte.

§ 2
Umfang der Beihilfeberechtigung

(1) Für die Beschäftigten des VDD werden die Bestim-
mungen, die für Beamte und Angestellte im öffent-
lichen Dienst des Bundes gelten, entsprechend an-
gewandt, soweit in dieser Beihilfeordnung keine
anderen Regelungen getroffen sind. Dabei gelten
insbesondere die Beihilfevorschriften des Bundes
gemäß der Bundesbeihilfeverordnung (BBhV).

(2) Dienstnehmer erhalten Beihilfen nach den Grund-
sätzen, die im Bund für Beschäftigte gelten, deren
Arbeitsverhältnis vor dem 1. August 1998 geschlossen
wurde.

(3) Freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung
versicherte Dienstnehmer erhalten Leistungen wie in
der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversi-
cherte Beschäftigte. Ein darüber hinausgehender An-
spruch besteht nicht.

(4) Privat krankenversicherte Beschäftigte erhalten Bei-
hilfeleistungen wie in der privaten Krankenversiche-
rung versicherte Dienstnehmer mit Beitragszuschuss
des Dienstgebers nach § 257 SGB V. Dies gilt nicht
für Beamte.

(5) Teilzeitbeschäftigte erhalten Beihilfen wie Vollzeit-
beschäftigte.

(6) Beihilfen werden nicht gewährt zu Aufwendungen aus
Anlass medizinischer Eingriffe, die gegen kirchliche
Grundsätze verstoßen (z. B. Schwangerschaftsab-
bruch und Sterilisation).

§ 3
Angehörige

(1) Nach dem Beihilferecht berücksichtigungsfähige An-
gehörige erhalten Leistungen entsprechend den Grund-
sätzen, die für den Beschäftigten gelten.

(2) Privat krankenversicherte Ehegatten gesetzlich ver-
sicherter Beschäftigter gelten als nicht berücksichti-
gungsfähige Angehörige. Gesetzlich versicherte Ange-
hörige von privat versicherten Beschäftigten erhalten
Beihilfeleistungen entsprechend der Grundsätze von
gesetzlich versicherten Beschäftigten.

§ 4
Zusammentreffen von Beihilfeansprüchen

(1) Die Berücksichtigungsfähigkeit eines privat kranken-
versicherten geringfügig Beschäftigten als Angehöri-
ger bei einem Beihilfeberechtigten, der einen Beihilfe-
anspruch nach beamtenrechtlichen Grundsätzen hat,
schließt die Beihilfeberechtigung nach dieser Ordnung
aus.

(2) Privat krankenversicherte Kinder von privat kran-
kenversicherten Beschäftigten haben keinen Anspruch
auf Leistungen, wenn ein Anspruch auf Beihilfe über
einen anderen öffentlich-rechtlichen Dienstgeber be-
steht.

(3) Personen, die vor Beginn einer Elternzeit oder eines
Sonderurlaubs aus familienpolitischen Gründen An-
spruch auf Beihilfe nach beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten oder Grundsätzen haben, werden während der El-
ternzeit/Beurlaubung nicht berücksichtigungsfähige
Angehörige eines beim VDD Beschäftigten.

§ 5
Ende der Beihilfeansprüche

(1) Beschäftigte erhalten Beihilfeansprüche nur für die
Dauer ihrer aktiven Dienstzeit, für Zeiten des Mutter-
schutzes und der Elternzeit sowie für Zeiten von ge-
nehmigtem Sonderurlaub. Der Beihilfeanspruch ent-
fällt mit Eintritt in den Ruhestand.

(2) Beamte erhalten auch nach Beendigung ihrer aktiven
Dienstzeit Beihilfe, solange sie Versorgungsleistungen
beziehen.

§ 6
Übergangsregelungen

Dienstnehmer des VDD, die zum 31. März 2009 Beihilfe-
leistungen wie in der gesetzlichen Krankenversicherung
freiwillig Versicherte mit Beitragszuschuss (Beihilfeleis-
tungen auch für stationäre Heilbehandlungen; Tarif 8251)
erhalten haben, behalten diesen Anspruch weiter. Im
Übrigen gelten die Vorschriften dieser Ordnung, insbe-
sondere § 5 Absatz 1.
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Ordnung
für eine Höherversicherung in Krankheitsfällen:

Teil B

§ 1
Regelungsbereich

(1) Teil B regelt die Voraussetzungen für den Abschluss
eines Versicherungsvertrages über eine Höherver-
sicherung bei der Bayerischen Beamtenkrankenkasse
AG für Mitarbeiter im Angestelltenverhältnis und
Auszubildende im Dienst des Verbandes der Diözesen
Deutschlands.

(2) Die Höherversicherung ist bei der Bayerischen Beam-
tenkrankenkasse möglich. Sie erfolgt in Form der
Tarife 820K, 820K2 und PEP.

§ 2
Geltungsbereich

(1) Beschäftigte, bei denen die Dauer des Dienstverhält-
nisses, gegebenenfalls zusammengerechnet mit unmit-
telbar vorausgegangenen Dienstverhältnissen, nicht
auf weniger als ein Jahr befristet ist und die Beihil-
feleistungen gemäß § 2 der Beihilfeordnung erhalten,
können sich zusätzlich, bei eigener Kostentragung des
Beitrags, in der kirchlichen Höherversicherung nach
den Tarifen 820K, 820K2 und PEP versichern.

(2) Versicherungsfähig sind auch gesetzlich krankenver-
sicherte Angehörige (Ehegatte, Kinder) der Beschäf-
tigten im Sinne von Absatz 1.

(3) Die Versicherung endet mit Beendigung des Dienst-
verhältnisses des Beschäftigten, jedoch nicht bei Ein-
tritt des Beschäftigten in die Elternzeit, den Sonder-
urlaub, den Ruhestand, es sei denn, es erfolgt in diesen
Fällen eine Abmeldung.

(4) Die aus den Tarifen 820K, 820K2 und PEP ausschei-
denden Versicherten haben die Möglichkeit, die Ver-
sicherung – sofern die tariflichen Voraussetzungen dazu
gegeben sind – ohne erneute Gesundheitsprüfung zu
den Bedingungen der entsprechenden Einzelversiche-
rung fortzusetzen. Voraussetzung ist, dass die Versiche-
rung mindestens drei Monate bestanden hat und der
schriftliche Antrag auf Fortführung innerhalb von zwei
Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Vertrag dem
Versicherer zugeht.

§ 3
Versicherungsleistungen und -bedingungen

(1) Die Versicherungsleistungen ergeben sich aus der
Leistungsbeschreibung der Tarife 820K, 820K2 und

PEP der Bayerischen Beamtenkrankenkasse AG. Die
jeweils gültigen Fassungen sind Bestandteil des Teil B.

(2) Die Bestimmungen des Vertrags über die Beihilfe-
ablöseversicherung und die kirchliche Höherversiche-
rung sowie des Gruppenversicherungsvertrags PEP
zwischen dem Verband der Diözesen Deutschlands und
der Bayerischen Beamtenkrankenkasse AG sind eben-
falls Bestandteil des Teil B.

Gemeinsame Bestimmungen

Diese Beihilfeordnung (Teil A und Teil B)
tritt zum 1. April 2009 in Kraft.

2. Sonstige Vorschriften

Geburtszuschuss

(1) Die/Der Beschäftigte erhält bei der Geburt eines Kin-
des eine Geburtskostenpauschale in Höhe von 315 €
je Kind.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht auch, wenn das
Beschäftigungsverhältnis wegen Elternzeit oder Son-
derurlaubs zum Zwecke der Erziehung eines Kindes
ruht.

(3) Etwaige Leistungen Dritter, insbesondere aus der Bei-
hilfeversicherung, werden auf den Anspruch nach Ab-
satz 1 nicht angerechnet.

(4) Der vom VDD gewährte Geburtszuschuss darf zu-
sammen mit gleichen oder ähnlichen Leistungen aus
anderen Dienstverhältnissen beider Elternteile im Be-
reich der katholischen Kirche den Betrag von 315 €
nicht übersteigen.

Diese Regelung tritt zum 1. April 2009 in Kraft.

Anlage 3 zur AVO-VDD

Dienstbefreiung aus kirchlichen Anlässen

In Ergänzung der in § 29 TVöD enthaltenen Regelungen
soll Dienstbefreiung aus folgenden kirchlichen Anlässen
bzw. zur Wahrnehmung kirchlicher Aufgaben gewährt
werden: 38

I. 1. Als Mitglied von Schieds-, Einigungs-, Schlich-
tungs- und Vermittlungsstellen der katholischen
Kirche, einer anderen Kirche oder kirchlichen Ge-
meinschaft für die Dauer der unumgänglich not-
wendigen Abwesenheit.

2. Für die Teilnahme an Sitzungen für überörtliche
kirchliche Rats- und Verwaltungsgremien gilt Zif-
fer 1 entsprechend.
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3. anlässlich der Taufe, Erstkommunion,
Firmung oder kirchlichen Ehe-
schließung eines Kindes 1 Arbeitstag

3a. bei Übernahme eines Tauf- oder
Firmpatenamtes sowie als Erst-
kommumion- oder Firmhelfer
anlässlich der Taufe, Erstkom-
munion oder Firmung 1 Arbeitstag

4. aus Anlass der kirchlichen Ehe-
schließung der Mitarbeiterin
oder des Mitarbeiters  2 Arbeitstage

4a. aus Anlass der kirchlichen Feier
des 25-jährigen Jubiläums der
kirchlichen Eheschließung 1 Arbeitstag

5. zur Teilnahme an Exerzitien
oder Einkehrtagen im Rahmen
der betrieblichen Möglichkeiten
jährlich bis zu 3 Arbeitstagen

6. zur Teilnahme an Katholikentagen
im Rahmen der betrieblichen Mög-
lichkeiten alle zwei Jahre bis zu 3 Arbeitstagen

II. Fällt in Fällen der Ziffer I.3, 3a oder 4a der Anlass der
Freistellung auf einen arbeitsfreien Tag, so entfällt der
Anspruch auf Freistellung.

Eine Inanspruchnahme einer Dienstbefreiung in dem-
selben Jahr sowohl nach Ziffer I.5 als auch nach Ziffer
I.6 ist nicht möglich.

Diese Regelungen gelten für nichtkatholische christ-
liche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entsprechend.

III. Vorstehende Regelung gilt mit Wirkung vom 01.07.1996.

Anlage 4 zur AVO-VDD

Altersteilzeit39

Der Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit (TV ATZ)
vom 05.05.1998, der Änderungstarifvertrag Nr. 1 vom
15.03.1999 zum Tarifvertrag zur Regelung der Altersteil-
zeit und der Änderungstarifvertrag Nr. 2 vom 30.06.2000
zum Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit gelten
mit Wirkung vom 01.11.2001 für die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Verbandes der Diözesen Deutschlands.

§ 2 Absatz 2 TVATZ findet Anwendung mit der Maßga-
be, dass mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die das
60. Lebensjahr vollendet haben und die übrigen Voraus-
setzungen des Absatz 1 erfüllen, die Änderung des Ar-
beitsverhältnisses in ein Altersteilzeitarbeitsverhältnis ver-
einbart werden soll, wenn nicht dringende dienstliche bzw.
betriebliche Gründe entgegenstehen.

Anlage 5 zur AVO-VDD

Ordnung zum Abschluss einer betrieblichen
Zusatzversicherung bei der Kirchlichen

Zusatzversorgungskasse des Verbandes der
Diözesen Deutschlands (KZVK)

– Versorgungsordnung –*

in der Fassung des Beschlusses der Verbands-KODA vom
17.06.2002 – geändert durch Beschluss der Verbands-
KODA vom 31.03.2004 und Protokollerklärung vom
21.08.2006 –

Mit [*] gekennzeichnete Regelungen sollen einheitlich
geregelt werden.

Abschnitt I

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung gilt für Arbeitsverhältnisse von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des Verbandes der
Diözesen Deutschlands.

(2) Arbeitsverhältnisse, in denen bei Inkrafttreten dieser
Ordnung Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung
über andere Durchführungswege eingeräumt waren,
bleiben, soweit sie fortbestehen, unberührt.

§ 2
Versorgungsanspruch [*40]

Anspruch auf eine zusätzliche Alters-, Erwerbsminde-
rungs- und Hinterbliebenenversorgung (Zusatzversor-
gung) besteht vom Beginn des Arbeits-/Ausbildungsver-
hältnisses an für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
unter § 1 fallen sowie für gemäß der Ordnung für Berufsaus-
bildungsverhältnisse zu ihrer Ausbildung Beschäftigte,

a) die das 17. Lebensjahr vollendet haben,

b) die bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres die Warte-
zeit erfüllen können, wobei frühere Versicherungs-
zeiten, die auf die Wartezeit angerechnet werden, zu
berücksichtigen sind,

c) mit denen die Pflichtversicherung – auch in den
Fällen des § 3, mit Ausnahme der Buchstaben g)
und h) – arbeitsvertraglich vereinbart wurde.

§ 3
Ausnahmen von der Versicherungspflicht [*]

(1) Versicherungsfrei sind Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die

a) eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf lebens-
längliche Versorgung nach beamten- oder soldaten-
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rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder
entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen
mindestens in Höhe der beamtenrechtlichen Min-
destversorgungsbezüge haben und denen Hin-
terbliebenenversorgung gewährleistet ist oder

b) bis zum Beginn der Beteiligung ihres Dienstgebers
bei der KZVK oder einer anderen Zusatzversor-
gungseinrichtung, von der Versicherungen über-
geleitet werden, nach einer kollektivrechtlichen Re-
gelung, einer Ruhelohnordnung oder einer ent-
sprechenden Bestimmung für den Fall der Dienst-
unfähigkeit oder des Erreichens einer Altersgrenze
einer Anwartschaft oder einen Anspruch auf eine
vom Dienstgeber zu gewährende lebenslängliche
Versorgung und Hinterbliebenenversorgung auf der
Grundlage des nach der Regelung ruhegeldfähigen
Arbeitsentgelts und der Dauer der Dienstjahre, Be-
triebszugehörigkeit oder dergleichen haben oder

c) geringfügig im Sinne des § 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV
beschäftigt sind oder

d) für das bei den Beteiligten bestehende Arbeitsver-
hältnis aufgrund gesetzlicher, tariflicher oder ver-
traglicher Vorschrift einer anderen Zusatzversor-
gungseinrichtung (Versorgungsanstalt der deut-
schen Bühnen, Versorgungsanstalt der deutschen
Kulturorchester, Bahnversicherungsanstalt Abtei-
lung B oder einer gleichartigen Versorgungsein-
richtung) angehören muss oder

e) aufgrund einer KODA-Regelung, der Satzung der
KZVK oder der Satzung einer anderen Zusatzver-
sorgungseinrichtung, von der Versicherungen über-
geleitet werden, von der Pflicht zur Versicherung
befreit worden sind oder

f) als Beschäftigte eines Mitglieds eines der Vereini-
gung der kommunalen Arbeitgeberverbände ange-
hörenden Arbeitgeberverbandes nicht unter den
Personenkreis des § 1 des Tarifvertrages über die
zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes (ATV-K) fallen oder als Be-
schäftigte eines sonstigen Beteiligten nicht unter den
Personenkreis dieser Vorschrift fielen, wenn die Be-
teiligten diesen Tarifvertrag anwenden würden oder

g) bei der Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen
oder der Versorgungsanstalt der deutschen Kultur-
orchester freiwillig weiterversichert sind, und zwar
auch dann, wenn diese freiwillige Weiterversiche-
rung später als drei Monate nach Beginn des Ar-
beitsverhältnisses endet oder

h) Rente wegen Alters nach §§ 35 - 40 bzw. §§ 236 -
238 SGB VI als Vollrente erhalten oder erhalten
haben oder bei denen der Versicherungsfall der
Altersrente bei einer Zusatzversorgungseinrichtung,
von der Überleitungen erfolgen, eingetreten ist oder

i) Anspruch auf Übergangsversorgung nach Num-
mer 6 der Sonderregelungen 2n oder Nummer 4
der Sonderregelungen 2 x zum Bundes-Angestellten-
tarifvertrag besitzen oder

k) mit Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit zu einem aus-
ländischen System der sozialen Sicherung nicht der
Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung unterliegen und sich dort auch nicht frei-
willig versichert haben oder

l) ihre Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen
Rentenversicherung oder einem sonstigen Alters-
sicherungssystem auf ein Versorgungssystem der
europäischen Gemeinschaften oder ein Versor-
gungssystem einer europäischen Einrichtung (z. B.
europäisches Patentamt, europäisches Hochschul-
institut, Eurocontrol) übertragen haben oder

m) als Mitglied des Versorgungswerks der Presse auf
ihren schriftlichen Antrag von der Versicherungs-
pflicht befreit worden sind oder

n) als Beschäftigte mit einer wissenschaftlichen Tä-
tigkeit an Hochschulen oder Forschungseinrich-
tungen für ein auf nicht mehr als fünf Jahre befris-
tetes Arbeitsverhältnis eingestellt wurden und bisher
keine Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzver-
sorgung haben auf ihren schriftlichen Antrag von
der Kasse befreit worden sind.

(2) Absatz 1 Buchst. a und b gilt nicht für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die nur Anspruch auf Witwen-,
Witwer- oder Waisengeld oder einen entsprechenden
Unterhaltsbeitrag haben.

§ 4
Versicherung [*]

(1) Der Dienstgeber erfüllt den Anspruch auf Zusatzver-
sorgung durch Versicherung bei der KZVK nach Maß-
gabe dieser Versorgungsordnung.

(2) 1Der Anspruch auf Leistungen aus der Zusatzversor-
gung richtet sich ausschließlich nach der Satzung der
KZVK in ihrer jeweiligen Fassung sowie den Aus-
führungsbestimmungen zur Satzung. 2Dieser Anspruch
kann nur gegenüber der KZVK geltend gemacht wer-
den.

§ 5
Freiwillige Versicherung [*]

(1) 1Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird die Mög-
lichkeit eröffnet, durch Entrichtung eigener Beiträge
unter Inanspruchnahme der steuerlichen Förderung bei
der KZVK nach deren Satzungsvorschriften eine zu-
sätzliche kapitalgedeckte Altersvorsorge im Rahmen
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der betrieblichen Altersversorgung aufzubauen. 2Nach
Beendigung der Pflichtversicherung kann die be-
stehende oder neu aufgenommene freiwillige Ver-
sicherung – unabhängig davon, ob eine steuerliche
Förderung möglich ist – längstens bis zum Eintritt des
Versicherungsfalls fortgesetzt werden. 3Die Fortset-
zung ist innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Mona-
ten nach Beendigung der Pflichtversicherung zu bean-
tragen.

(2) Die eigenen Beiträge der Pflichtversicherten zur frei-
willigen Versicherung werden entsprechend deren
schriftlicher Ermächtigung vom Dienstgeber aus dem
Arbeitsentgelt an die Zusatzversorgungseinrichtung
abgeführt.

(3) Die freiwillige Versicherung kann in Anlehnung an
das Punktemodell als Höherversicherung erfolgen.

(4) Das Nähere regelt die Satzung der KZVK.

§ 6
Anmeldung und Abmeldung [*]

(1) Der Dienstgeber meldet die Mitarbeiterin/den Mitar-
beiter mit Beginn des versicherungspflichtigen Ver-
tragsverhältnisses bei der KZVK an.

(2) Mit Ende des versicherungspflichtigen Vertragsver-
hältnisses meldet der Dienstgeber die Versicherten bei
der KZVK ab.

§ 7
Beiträge/Zuschüsse

(1) 1Der Beitrag des Dienstgebers zur Zusatzversorgung
beträgt 4 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts.
2Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt sind die steuer-
pflichtigen Bezüge. 3Bestandteile des zusatzversor-
gungspflichtigen Entgelts oberhalb der Summe aus
Endgrundvergütung und Familienzuschlag einer/s kin-
derlos verheirateten Angestellten der Vergütungsgrup-
pe I BAT (VKA) bzw. BAT-O (VKA) – jährlich einmal
einschließlich der Zuwendung, wenn die/der Beschäf-
tigte eine zusatzversorgungspflichtige Zuwendung
erhält – werden mit dem 3,25-fachen Wert als Be-
rechnungsgrundlage herangezogen, wenn für die/den
Beschäftigte/n am 31.12.2001 schon und am 01.01.2002
noch eine zusätzliche Umlage nach Maßgabe der
Satzung der KZVK gezahlt wurde. 4Soweit im Rahmen
der Pflichtversicherung der Freibetrag des § 3 Nr. 63
Einkommensteuergesetz (EStG) ausgeschöpft ist,
werden die darüber hinaus gehenden Pflichtbeitrags-
leistungen im Rahmen des § 40 b EStG pauschal ver-
steuert; die Pauschalbesteuerung trägt der /die Beschäf-
tigte.41

Protokollnotiz zu § 7 (1) Satz 4:

Dies gilt nur für vor dem 01.01.2005 erteilte Versorgungs-
zusagen.42

5Bei einer nach dem 31.12.2002 beginnenden Alters-
teilzeit nach dem Altersteilzeitgesetz ist zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt während der Altersteilzeit-
arbeit das 1,8-fache der Bezüge, soweit es nicht in
voller Höhe zusteht. 6Wird ein Beitrag an die gesetz-
liche Rentenversicherung gezahlt, der den Mindest-
beitrag nach § 3 Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe (b) des
Altersteilzeitgesetzes übersteigt, ist das zusatzpflich-
tige Entgelt entsprechend zu erhöhen. 7Eine Entgelt-
umwandlung vermindert nicht die Bemessungsgrund-
lage nach Satz 1.

[*] (2) Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt sind

a) Bestandteile des Arbeitsentgelts, die durch
KODA-Regelung, Tarifvertrag, Betriebsver-
einbarung oder Arbeitsvertrag ausdrücklich
als nicht zusatzversorgungspflichtig bezeichnet
sind,

b) Aufwendungen des Dienstgebers für eine Zu-
kunftssicherung des/der Beschäftigten,

c) Krankengeldzuschüsse,

d) einmalige Zahlungen (z. B. Zuwendungen,
Urlaubsabgeltungen), die aus Anlass der Been-
digung, des Eintritts des Ruhens oder nach der
Beendigung des Arbeitsverhältnisses gezahlt
werden; die Teilzuwendung, die der Mitarbei-
terin und dem Mitarbeiter, die mit Billigung ihres
bisherigen Dienstgebers zu einem anderen kirch-
lichen Dienstgeber übertreten, der seine Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei der KZVK oder
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung, zu
der die Versicherungen übergeleitet werden,
versichert, gezahlt wird, ist dagegen zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt,

e) einmalige Zahlungen (z. B. Zuwendungen) inso-
weit, als bei ihrer Berechnung Zeiten berück-
sichtigt sind, für die keine Beiträge für laufen-
des zusatzversorgungspflichtiges Entgelt zu ent-
richten sind,

f) vermögenswirksame Leistungen, Jubiläumszu-
wendungen,

g) Sachbezüge, die während eines Zeitraumes ge-
währt werden, für den kein laufendes zusatz-
versorgungspflichtiges Entgelt zusteht,

h) geldwerte Vorteile, die steuerlich als Arbeitslohn
gelten,

i) geldliche Nebenleistungen, wie Ersatz von Wer-
bungskosten (z. B. Aufwendungen für Werk-
zeuge, Berufskleidung, Fortbildung) sowie Zu-
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schüsse (z. B. zu Fahr-, Heizungs-, Wohnungs-,
Essens-, Kontoführungskosten),

k) Mietbeiträge an Beschäftigte mit Anspruch auf
Trennungsgeld (Trennungsentschädigung)

l) Schulbeihilfen,

m) einmalige Zuwendungen anlässlich des Erwerbs
eines Diploms einer Verwaltungs- oder Wirt-
schaftsakademie,

n) Prämien im Rahmen des behördlichen oder be-
trieblichen Vorschlagswesens,

o) Erfindervergütungen,

p) Kassenverlustentschädigungen (Mankogelder,
Fehlgeldentschädigungen),

q) Einkünfte, die aus ärztlichen Liquidationser-
lösen zufließen,

r) einmalige Unfallentschädigungen,

s) Aufwandsentschädigungen; reisekostenähnliche
Entschädigungen; Entgelte aus Nebentätigkei-
ten; Tantiemen, Provisionen, Abschlussprämien
und entsprechende Leistungen; einmalige und
sonstige nicht laufend monatlich gezahlte über-
oder außertarifliche Leistungen oder vergleich-
bare Leistungen in nicht kollektivrechtlich ge-
regelten Arbeitsverhältnissen,

t) Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
arbeit.

[*] (3) 1Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist fer-
ner der Teil des steuerpflichtigen Arbeitsentgelts,
der nach Anwendung des Absatzes 2 den 2,5-fachen
Wert der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze
in der gesetzlichen Rentenversicherung übersteigt.
2Haben Beschäftigte für einen Kalendermonat oder
für einen Teil eines Kalendermonats Anspruch auf
Krankengeldzuschuss – auch wenn dieser wegen
der Höhe der Belastungen des Sozialversicherungs-
trägers nicht gezahlt wird –, gilt für diesen Kalen-
dermonat als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt
der Urlaubslohn (zuzüglich eines etwaigen Sozial-
zuschlags) bzw. die Urlaubsvergütung für die Tage,
für die Anspruch auf Lohn, Vergütung, Urlaubs-
lohn, Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge be-
steht. 3In diesem Kalendermonat geleistete ein-
malige Zahlungen sind neben dem Urlaubslohn
bzw. der Urlaubsvergütung nach Maßgabe der
Sätze 1 und 2 zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
4Für Pflichtversicherte, die zur Übernahme von
Aufgaben der Entwicklungshilfe im Sinne des § 1
Entwicklungshelfer-Gesetz vom 18.06.1969 in der
jeweils geltenden Fassung ohne Arbeitsentgelt be-
urlaubt sind, hat der Beteiligte für die Zeit der
Beurlaubung Beiträge an die Kasse abzuführen,

wenn der Träger der Entwicklungshilfe die Bei-
träge erstattet. 5Für die Bemessung der Beiträge gilt
als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt das Entgelt,
von dem nach § 166 Absatz 1 Nr. 4 SGB VI die
Beiträge für die gesetzliche Rentenversicherung
zu berechnen sind.

[*] (4) 1Von der Verpflichtung zur Beitragszahlung gemäß
Absatz 1 kann bis zu einer Mindesthöhe von zwei
v. H. für die Dauer von bis zu drei Jahren abgewi-
chen werden, wenn sich die Einrichtung in einer
wirtschaftlichen Notlage befindet. 2Die Feststellung
der wirtschaftlichen Notlage wird  durch die Kom-
mission oder einem von ihr eingesetzten Ausschuss
getroffen. 3Die Regelung kann verlängert werden.

[*] (5) Beiträge sind für den Zeitraum zu tragen, für den
der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter ein Anspruch auf
Vergütung oder auf Sozialbezüge nach der für sie
maßgebenden Vergütungsordnung zusteht.

[*] (6) Der Dienstgeber trägt darüber hinaus weitere
Zuschüsse/Sanierungsgelder nach Maßgabe der
Satzung der KZVK.

§ 8
Soziale Komponenten [*]

(1) Für die Pflichtversicherten ergeben sich Versorgungs-
punkte aus Beiträgen, Gutschriften aus Überschüssen
und für soziale Komponenten nach Maßgabe der
Satzung der KZVK und der Absätze 2 bis 5.

(2) Für jeden vollen Kalendermonat ohne Arbeitsentgelt,
in dem das Arbeitsverhältnis wegen einer Elternzeit
nach § 15 des Bundeserziehungsgeldgesetzes ruht,
werden für jedes Kind, für das ein Anspruch auf El-
ternzeit besteht, die Versorgungspunkte berücksichtigt,
die sich bei einem zusatzversorgungspflichtigen Ent-
gelt von 500,00 Euro in diesem Monat ergeben würden.

(3) Während der Altersteilzeit nach dem Altersteilzeitge-
setz werden den aufgrund der Pflichtversicherung für
Entgelte erworbenen Versorgungspunkten so viele Ver-
sorgungspunkte hinzugerechnet, dass diese insgesamt
mit dem 1,8-fachen Wert berücksichtigt werden.

(4) 1Bei Invalidität werden vom Eintritt des Versiche-
rungsfalls, frühestens von der letzten Beitragszahlung
zur Pflichtversicherung, bis zur Vollendung des
60. Lebensjahres Versorgungspunkte hinzugerech-
net. 2Die Hinzurechnung beträgt für jeweils 12 volle,
bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres fehlende
Kalendermonate so viele Versorgungspunkte, wie dies
dem Verhältnis vom durchschnittlichem monatlichen
zusatzversorgungspflichtigen Entgelt der letzten drei
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Kalenderjahre vor Eintritt des Versicherungsfalls zum
Referenzentgelt entspricht; bei Berechnung des durch-
schnittlichen Entgelts werden Monate ohne zusatzver-
sorgungspflichtiges Entgelt nicht berücksichtigt. 3Ist
in diesem Zeitraum kein zusatzversorgungspflichtiges
Entgelt angefallen, ist für die Berechnung nach Satz 2
das Entgelt zu Grunde zu legen, das sich als durch-
schnittliches monatliches zusatzversorgungspflichtiges
Entgelt im Kalenderjahr vor dem Rentenbeginn er-
geben hätte.

(5) In dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten
Gebiet werden für die Pflichtversicherung, unabhängig
vom tatsächlichen Beitrag, Versorgungspunkte auf
der Basis des Beitragssatzes hinzugerechnet, der auch
im übrigen Bundesgebiet gemäß § 7 Absatz 1 für die
Pflichtversicherung erhoben wird.

a) Die hinzugerechneten Versorgungspunkte werden
zu einem Drittel aus den Überschüssen des Ab-
rechnungsverbandes P der KZVK und zu einem
weiteren Drittel durch einen Zuschuss der zum
31.12.2001 vorhandenen Beteiligten aus dem
übrigen Bundesgebiet und schließlich zu einem
weiteren Drittel durch einen Zuschuss des Ver-
bandes der Diözesen Deutschlands in seiner Ei-
genschaft als Dachorganisation aller Diözesen
finanziert.

b) 1Der insgesamt zur Finanzierung aufzubringende
Zuschuss ergibt sich im Jahre 2002 aus der Differenz
zwischen dem Pflichtbeitrag Ost und dem Pflicht-
beitrag West (1 v. H. und 4 v. H. des zusatzver-
sorgungspflichtigen Entgelts). 2Er vermindert sich
jährlich insoweit, wie der Pflichtbeitrag Ost ange-
hoben wird. 3Der Beitragssatz Ost wird in zehn jähr-
lichen Schritten von jeweils 0,3 Prozentpunkten
angehoben.

c) 1Basis für die Belastung des jeweiligen Dienstgebers
ist das jährliche zusatzversorgungspflichtige Ent-
gelt aller am 31.12.2001 bei ihm pflichtversicherten
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter. 2Das Verhältnis die-
ses Entgelts zum gesamten jährlichen zusatzver-
sorgungspflichtigen Entgelt aller Dienstgeber im
übrigen Bundesgebiet ist der Verteilungsmaßstab.

Abschnitt II

Übergangsregelungen für
Anwartschaften der Versicherten

§ 9
Grundsätze [*]

(1) 1Für die Versicherten werden die Anwartschaften
(beitragslose Versorgungspunkte) nach dem am
31.12.2000 geltenden Recht der Zusatzversorgung

entsprechend den §§ 73 und 74 der Satzung der KZVK
ermittelt. 2Die Anwartschaften nach Satz 1, unter Ein-
schluss des Jahres 2001, werden in Versorgungspunkte
umgerechnet, indem der Anwartschaftsbetrag durch
den Messbetrag von 4,00 Euro geteilt wird; sie werden
dem Versorgungskonto (§ 34 Absatz 1 der Satzung der
KZVK) ebenfalls gutgeschrieben.

(2) 1Das Jahr 2001 wird entsprechend dem „Altersvor-
sorgeplan 2001“ (Anlage 1) berücksichtigt; dies gilt
auch für im Jahr 2001 eingetretene Rentenfälle. 2Ist
der Versicherungsfall der teilweisen oder vollen Er-
werbsminderung im Jahr 2001 eingetreten, gilt Satz 1
mit der Maßgabe, dass die zusatzversorgungsrechtliche
Umsetzung der Neuregelungen im gesetzlichen Er-
werbsminderungsrecht aus der 33. Satzungsänderung
berücksichtigt wird.

(3) Soweit auf Vorschriften des bis zum 31.12.2000 gel-
tenden Zusatzversorgungsrechts verwiesen wird, er-
folgt dies durch Benennung der bisherigen entspre-
chenden Vorschriften der Satzung.

(4) 1Für die Berechnung der Anwartschaften sind, soweit
jeweils erforderlich, die Rechengrößen (Entgelt, Ge-
samtbeschäftigungsquotient, Steuertabelle, Sozialver-
sicherungsbeiträge, Familienstand u. a.) vom 31.12.2001
maßgebend; soweit gesamtversorgungsfähiges Entgelt
zu berücksichtigen ist, ergibt sich dieses aus den ent-
sprechenden Kalenderjahren vor dem 01.01.2002;
dabei bleibt die Dynamisierung zum 01.01.2002 un-
berücksichtigt. 2Für die Rentenberechnung nach § 18
Absatz 2 Betr AVG ist das am 31.12.2001 geltende
Rentenrecht maßgebend.

(5) 1Beanstandungen gegen die mitgeteilten beitragslosen
Versorgungspunkte sind innerhalb einer Ausschluss-
frist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises
der KZVK schriftlich unmittelbar gegenüber der
KZVK zu erheben. 2Auf die Ausschlussfrist ist in dem
Nachweis hinzuweisen.

§ 10
Höhe der Anwartschaften für am 31.12.2001 schon

und am 01.01.2002 noch Pflichtversicherte [*]

(1) 1Die Anwartschaften der am 31.12.2001 schon und am
01.01.2002 noch Pflichtversicherten berechnen sich
nach § 18 Absatz 2 BetrAVG, soweit sich aus Absatz 2
nichts anderes ergibt. 2Satz 1 gilt entsprechend für
Beschäftigte, die nach den am 31.12.2000 geltenden
Vorschriften der KZVK als pflichtversichert gelten.
3§ 35 a in der am 31.12.2001 geltenden Fassung der
Satzung der KZVK findet Anwendung, soweit seine
Voraussetzungen zum 31.12.2001 bereits erfüllt wa-
ren (*).
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* Der Wortlaut des § 35 a der Satzung der KZVK a. F.:

§ 35a der Satzung der KZVK in der am 31.12.2001

geltenden Fassung:

Versicherungsrente auf Grund des Gesetzes

zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung

Bei einem Versicherten, der nach dem 21. Dezember 1974 und

nach Vollendung seines 35. Lebensjahres aus einem Arbeitsver-

hältnis ausgeschieden ist, auf Grund dessen er

a) seit mindestens zehn Jahren ununterbrochen durch denselben

Beteiligten oder dessen Rechtsvorgänger pflichtversichert

gewesen ist oder

b) wenn das Arbeitsverhältnis mindestens zwölf Jahre ohne

Unterbrechung bestanden hatte – seit mindestens drei Jahren

ununterbrochen durch denselben Beteiligten oder dessen

Rechtsvorgänger pflichtversichert gewesen ist, wird, wenn

ein Anspruch auf Versicherungsrente entsteht, die Versiche-

rungsrente hinsichtlich dieses Abschnittes der Pflichtver-

sicherung abweichend von § 35 Absatz 1 Satz 1 wie folgt

berechnet:

1. Der monatliche Betrag der Versicherungsrente beträgt

für je zwölf Umlagemonate (§ 63 Abs. 5), die auf Grund

des nach Buchstabe a oder b maßgebenden Arbeitsver-

hältnisses zurückgelegt worden sind, 0,4 v. H. des Ent-

gelts nach Nr. 2; ein verbleibender Rest von weniger als

zwölf Umlagemonaten bleibt bei der Berechnung unbe-

rücksichtigt.

2. Entgelt im Sinne der Nr. 1 ist das Entgelt, das nach § 34

Abs. 1, 1a und 2 im Zeitpunkt der Beendigung des Ar-

beitsverhältnisses gesamtversorgungsfähig gewesen

wäre, wenn in diesem Zeitpunkt der Versicherungsfall

eingetreten wäre und die Versorgungsrente am Ersten

des folgenden Kalendermonats begonnen hätte.

3. 1War der Versicherungsrentenberechtigte während des

nach Nummer 1 maßgebenden Zeitraumes teilzeitbe-

schäftigt (§ 34a), ist für jeden Versicherungsabschnitt

ein Beschäftigungsquotient und für das maßgebende Ar-

beitsverhältnis ein Gesamtbeschäftigungsquotient zu bil-

den (§ 34a Abs. 2 und 3). 2War der Versicherungsrenten-

berechtigte während des nach § 34 für die Berechnung

des gesamtversorgungsfähigen Entgelts maßgebenden

Berechnungszeitraumes teilzeitbeschäftigt, gilt für die Er-

mittlung des Entgelts im Sinne der Nr. 2 § 34a Abs. 4

sinngemäß. Entgelt im Sinne der Nr. 2 ist das entspre-

chend dem Gesamtbeschäftigungsquotienten herabge-

setzte Entgelt. 3Erreicht der nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 sich

ergebende Betrag nicht den Betrag, der sich bei Anwen-

dung des § 35 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a, b, d und e auf den

in Satz 1 bezeichneten Abschnitt der Pflichtversicherung

ergeben würde, so ist dieser Betrag maßgebend. 4Eine

Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses in den in § 28

Abs. 3 Satz 1 Buchst. a und b genannten Fällen gilt nicht

als Unterbrechung im Sinne des Satzes 1 Buchst. a.

(2) 1Für Beschäftigte in den alten Bundesländern, die am
01.01.2002 das 55. Lebensjahr vollendet haben
(rentennahe Jahrgänge), ist Ausgangswert für die bis
zum 31.12.2001 in der Zusatzversorgung (Gesamt-
versorgung) erworbene Anwartschaft die Versorgungs-
rente, die sich unter Beachtung der Maßgaben des
§ 72 der Satzung der KZVK, insbesondere unter
Berücksichtigung der Mindestgesamtversorgung (§ 32
Absatz 5 der Satzung der KZVK a. F.) und des § 35a
Absatz 1 Satz 2 der Satzung der KZVK a. F., für den
Berechtigten bei Eintritt des Versicherungsfalls am
31.12.2001, frühestens jedoch zum Zeitpunkt der
Vollendung des 63. Lebensjahres vor Berücksichtigung
des Abschlags ergeben würde. 2Von diesem Aus-
gangswert ist der Betrag abzuziehen, den die Ver-
sicherten aus dem Punktemodell bis zur Vollendung
des 63. Lebensjahres vor Berücksichtigung des Ab-
schlags noch erwerben könnten, wenn für sie zusatz-
versorgungspflichtige Entgelte in Höhe des mit dem
Gesamtbeschäftigungsquotienten vervielfachten ge-
samtversorgungsfähigen Entgelts gezahlt würden.
3Sind am 31.12.2001 die Voraussetzungen für die
Berücksichtigung des § 100 Absatz 3 der Satzung der
KZVK a. F. erfüllt, berechnet sich der Versorgungs-
vomhundertsatz nach dieser Vorschrift mit der Maß-
gabe, dass nach § 100 Absatz 3 Satz 2 der Satzung der
KZVK a. F. abzuziehende Monate die Monate sind,
die zwischen dem 31.12.1991 und dem Ersten des
Monats liegen, der auf die Vollendung des 63. Lebens-
jahres folgt. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für Beschäftigte,
die am 31.12.2001 eine Rente für schwerbehinderte
Menschen beanspruchen könnten, wenn sie zu diesem
Zeitpunkt bereits das 60. Lebensjahr vollendet hätten,
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des
63. Lebensjahres das entsprechende, für sie individu-
ell frühestmögliche Eintrittsalter in die abschlags-
freie Rente für schwerbehinderte Menschen maßgeb-
lich ist.

(3) Für Pflichtversicherte, die vor dem 14.11.2001 Alters-
teilzeit oder einen Vorruhestand vereinbart haben, gilt
Absatz 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass an die
Stelle des 63. Lebensjahres das vereinbarte Ende des
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses bzw. in den Fällen des
Vorruhestandes das Alter tritt, zu dem nach der Vor-
ruhestandsvereinbarung die Rente beginnen würde.

(4) 1Für die Berechnung der beitragslosen Versorgungs-
punkte nach Absatz 2 ist die Rentenauskunft des ge-
setzlichen Rentenversicherungsträgers zum Stichtag
31.12.2001 nach Durchführung einer Kontenklärung
maßgebend. 2Die Pflichtversicherten haben, sofern sie
nicht bereits über eine Rentenauskunft aus dem Jahr
2001 verfügen, bis zum 30.09.2002 eine Rentenaus-
kunft zu beantragen und diese unverzüglich der KZVK
zu übersenden. 3Sofern die Rentenauskunft aus von
den Pflichtversicherten zu vertretenden Gründen bis
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zum 31.12.2003 nicht beigebracht wird, werden die
beitragslosen Versorgungspunkte nach Absatz 1 be-
rechnet. 4Bei Vorliegen besonderer Gründe kann die
KZVK eine angemessene Fristverlängerung gewäh-
ren. 5Soweit bis zum 31.12.2002 bereits ein bestands-
oder rechtskräftiger Rentenbescheid der gesetzlichen
Rentenversicherung vorliegt, ist – abweichend von
Satz 1 – dieser Grundlage für die Berechnung nach
Absatz 2.

(5) 1Für die Zeit bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres
werden Entgeltpunkte in Höhe des jährlichen Durch-
schnitts der in dem Zeitraum vom 01.01.1999 bis
31.12.2001 tatsächlich aus Beitragszeiten erworbenen
Entgeltpunkte in Ansatz gebracht. 2Bei Pflichtver-
sicherten, die nicht in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versichert sind, wird der anzurechnende
Bezug nach der bisher geltenden Regelung berück-
sichtigt; Zuschüsse werden in Höhe des jährlichen
Durchschnitts der in der Zeit vom 01.01.1999 bis
31.12.2001 tatsächlich gemeldeten Zuschüsse in An-
satz gebracht. 3Ist in den Jahren 1999 bis 2001 kein
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt bezogen worden,
ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt das zusatzver-
sorgungspflichtige Entgelt, das sich ergeben hätte,
wenn für den gesamten Monat Dezember 2001 eine
Beschäftigung vorgelegen hätte. 4Sind in den Jahren
1999 bis 2001 keine Entgeltpunkte erworben worden,
ist für die Ermittlung der Entgeltpunkte das rentenver-
sicherungspflichtige Entgelt maßgebend, das im Monat
Dezember 2001 bezogen worden wäre, wenn während
des gesamten Monats eine Beschäftigung vorgelegen
hätte; für die Ermittlung der Zuschüsse gilt dies ent-
sprechend.

(6) 1Für die Berechnung der beitragslosen Versorgungs-
punkte nach Absatz 1 und 2 haben die Pflichtver-
sicherten bis zum 31.12.2002 ihrem Dienstgeber den
Familienstand am 31.12.2001 (§ 32 Absatz 3c Satz 1
Buchst. a und b der Satzung der KZVK a. F.) mitzu-
teilen. 2Der Dienstgeber hat die Daten an die KZVK
zu melden.

(7) Für die Dynamisierung der Anwartschaften gelten die
Regelungen der Satzung der KZVK.

§ 11
Höhe der Anwartschaften für am

01.01.2002 beitragsfrei Versicherte [*]

(1) 1Die beitragslosen Versorgungspunkte der am 01.01.2002
beitragsfrei Versicherten werden nach der am 31.12.2001
geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt.
2Für die Dynamisierung der Anwartschaften gelten die
Regelungen der Satzung der KZVK.

(2) 1Für Beschäftigte, für die § 107 a der Satzung der
KZVK a. F. gilt, findet Absatz 1 mit der Maßgabe An-
wendung, dass beitragslose Versorgungspunkte nur
nach § 35a der Satzung der KZVK a. F. berechnet
werden und dass der Berechnung das Entgelt zugrunde
zu legen ist, das bei Pflichtversicherung in den letzten
fünf Jahren vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses
zusatzversorgungspflichtig gewesen wäre. 2Für Be-
schäftigte nach Satz 1 gilt die Wartezeit als erfüllt.

(3) Für die freiwillig Weiterversicherten gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

§ 12
Übergangsregelung für die Hinzurechnung

von Versorgungspunkten [*]

1Bei Beschäftigten, die am 01.01.2002 bereits 20 Jahre
pflichtversichert sind, werden für jedes volle Kalender-
jahr der Pflichtversicherung bis zum 31.12. 2001 durch-
schnittlich mindestens 1,84 Versorgungspunkte berück-
sichtigt. 2Bei Beschäftigten, deren Gesamtbeschäftigungs-
quotient am 31.12.2001 kleiner als 1,0 ist, gilt Satz 1 ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass der Faktor 1,84 mit dem
am 31.12.2001 maßgebenden Gesamtbeschäftigungs-
quotienten multipliziert wird.

§ 13
Sterbegeld [*]

Sterbegeld wird bei Fortgeltung des bisherigen Rechts
Anspruchsberechtigten unter Berücksichtigung des am
31.12.2001 maßgebenden Gesamtbeschäftigungsquotien-
ten in folgender Höhe gezahlt für Sterbefälle:

im Jahr 2002 1.535,00 Euro,

im Jahr 2003 1.500,00 Euro,

im Jahr 2004 1.200,00 Euro,

im Jahr 2005    900,00 Euro,

im Jahr 2006    600,00 Euro,

im Jahr 2007    300,00 Euro.

Ab dem Jahr 2008 fällt das Sterbegeld weg.

§ 14
Inkrafttreten [*]

1Das bisherige Gesamtversorgungssystem wird mit Ab-
lauf des 31.12.2000 geschlossen. 2Für das Jahr 2001 gel-
ten die bisherigen arbeitsrechtlichen Regelungen fort.

Diese Ordnung tritt zum 01.01.2002 in Kraft.
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Protokollnotiz:
1Dienstgeber- und Mitarbeiterseite verpflichten sich, vor späte-
ren Änderungen von Vorschriften der Satzung der KZVK, die
das materielle Leistungsrecht betreffen, Verhandlungen mit dem
Ziel eines einheitlichen Vorgehens in den Organen der KZVK
aufzunehmen. 2Kommen übereinstimmende Beschlüsse der ar-
beitsrechtlichen Kommissionen zustande, werden sich Dienst-
geber- und Mitarbeiterseite gemeinsam dafür einsetzen, dass
diese in die Satzung der KZVK übernommen werden.

Anmerkungen:

1 In der Fassung vom 01.07.1994 – zuletzt geändert durch Beschluss
der Verbands-KODA vom 15.11.2010.

2 Text der „Grundordnung“: Die deutschen Bischöfe Nr. 51, 11. erg.
Aufl. 2008, S. 15-20 – Inkraftsetzung veröffentlicht in: Kirchliches
Amtsblatt für die Diözese Mainz vom 15.4.1994, S. 45.

3 Unbefristete Übernahme des Tarifvertrags für den öffentlichen
Dienst (TVöD) vom 13.09.2005 (TVöD-Bund) durch Beschluss der
Verbands-KODA vom 22.09.2006 – i. d. F. des Änderungs-TV Nr. 5
zum TVöD vom 27.02.2010 [Änd.-TV von der Verbands-KODA
übernommen durch Beschluss vom 26.05.2010]. – Abweichungen
vom TVöD-Bund sind als Verbands-KODA-Beschlüsse unterstrichen
kenntlich gemacht.

4 Bis zur endgültigen Klärung der Zuständigkeit der Verbands-KODA
für sog. Dienstvertragsbeamte durch die Vollversammlung des Ver-
bandes der Diözesen Deutschlands bleiben diese aus dem Geltungs-
bereich der Ordnung ausgeschlossen.

5 Gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 20.03.2003 werden die
Beschlüsse der Zentral-KODA hier in Anlage 6 zur AVO-VDD do-
kumentiert.

6 Abweichungen ergeben sich gemäß Protokollnotiz zu § 1b Absatz 2
in: Konkurrenzregelungen zum Ortszuschlag § 29 BAT
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und deren Ehegatten, die im kirch-
lichen oder öffentlichen Dienst tätig sind, erhalten zusammen nur
100 % des Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2
des für sie maßgebenden Ortszuschlages.

7 Vgl. hierzu Beschluss der Zentral-KODA vom 06.11.2008: Anlage 6,
Nr. 4: Einbeziehungsklausel [von der Verbands-KODA übernom-
men durch Beschluss vom 18.11.2009].

8 Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006.

9 Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006.

10 Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006.

11 Beschluss der Verbands-KODA vom 26.05.2010.

12  Vgl. hierzu den Beschluss der Verbands-KODA vom 26.05.2010 zu
§ 12 TVöD-Bund.

13 Gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 28.01.2009 eingefügt.

14 Die Neufassung der Absätze (2) und (3) des § 16 TVöD-Bund ge-
mäß Beschluss der Verbands-KODA vom 26.05.2010 nimmt Bezug
auf die „Ordnung zur Anerkennung von Stufenlaufzeiten“ der Zen-
tral-KODA [siehe Anlage 6, Nr. 5].

15 Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006.

16 Beschluss der Verbands-KODA vom 29.10.2007 in Verbindung mit
dem schriftlichen Beschlussverfahren vom 28.11.2007.

17 Geändert durch Änd.-TV Nr. 5 zum TVöD vom 27.02.2010 [von der
Verbands-KODA übernommen durch Beschluss vom 26.05.2010].

18 Gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 28.01.2009.

19 Ergänzung gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006.

20 Wird gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006 und
vom 13.06.2007 gestrichen.

21 Ergänzung gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 18.11.2009.
Bisheriger Abschnitt 2 wird dadurch Abschnitt 3.

22 Wird gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006 ge-
strichen.

23 Wird gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006 ge-
strichen.

24 Beschluss der Verbands-KODA vom 17.06.2002 wird hier ergänzt
durch Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006.

25 Ergänzung gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006.

26 Neufassung der Sätze 3 und 4 gemäß Beschluss der Verbands-KODA
vom 22.09.2006.

27 Änderungen durch Änd.-TV Nr. 3 zum TVöD vom 27.07.2009:
Bisheriger Text wird Absatz (1), neuer Text eingefügt als Absatz (2)
– [von der Verbands-KODA übernommen durch Beschluss vom
26.05.2010].

28 § 39 Absatz 3 wird durch Änd.-TV Nr. 2 zum TVöD vom 31.03.2008
aufgehoben.

29 Unbefristete Übernahme der Abschnitte VII und IX des Tarifver-
trags für den öffentlichen Dienst (TVöD) – B. Besonderer Teil
vom 13.09.2005 gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom
22.09.2006 – i. d. F. Änd.-TV Nr. 5  zum TVöD-Bund –BT-V vom
31.03.2009 [von der Verbands-KODA übernommen durch Beschluss
vom 26.05.2010]. – [Die letzten Änderungs-TVe Nr. 6 vom
27.07.2009, Nr. 7 vom 13.11.2009, Nr. 8 vom 24.11.2009 und Nr. 9
vom 27.02.2010 hat die Verbands-KODA nur zur Kenntnis genom-
men, weil sie Abschnitt VIII betreffen, der nicht von der Verbands-
KODA übernommen worden ist.].

30 Abschnitt VIII. ist von der Verbands-KODA nicht übernommen wor-
den, weil er Einrichtungen des VDD nicht betrifft.

31 Gemäß Änd.-TV Nr. 4 zum TVöD – BT-V vom 06.10.2008 neu ein-
gefügt.

32 Im Änd.-TV Nr. 4 zum TVöD – BT-V vom 06.10.2008 ist im Ab-
schnitt VIII: Sonderreglungen (Bund) nach § 48 der  § 49 (neu):
Sonderregelungen für Beschäftigte als Lehrkräfte einfügt worden.
Dadurch beginnt der Abschnitt IX: Übergangs- und Schlussvor-
schriften (Bund) mit der neuen Paragraphenzählung § 50.

33 betr. „Bereitschaftsdienstentgelte“, die im Änd.-TV Nr. 2 zum TVöD-
BT-V geregelt werden; Regelung trifft nicht auf Einrichtungen des
VDD zu, deswegen gelten auch die betr. Tabellen z. Zt. nicht für
den VDD.

34 Eingefügt worden durch Änd.-TV Nr. 3 zum TVöD-Bund –BT-V
vom 12.09.2008 [von der Verbands-KODA übernommen durch
Beschluss vom 26.05.2010].

35 Eingefügt worden durch Änd.-TV Nr. 5 zum TVöD-Bund –BT-V
vom 31.03.2009 [von der Verbands-KODA übernommen durch
Beschluss vom 26.05.2010].

36 Die „Regelung zur Fort- und Weiterbildung“ ist durch Beschluss der
Verbands-KODA vom 29.11.1995 mit Wirkung vom 01.01.1996 in
Kraft gesetzt worden. In der hier überarbeiteten Fassung tritt sie durch
Beschluss der Verbands-KODA vom 22.09.2006 als Anlage 1 zur
AVO-VDD: „Ordnung zur Fort- und Weiterbildung“ in Kraft.

37 Durch Beschluss der Verbands-KODA vom 28.01.2009  ersetzt die-
se neue BEIHILFEORDNUNG die bisherigen Beihilferegelungen [Be-
schluss der Verbands-KODA vom 29.9.1998 und vom 22.09.2006].
Bisherige Beihilferegelungen gelten noch für „Altfälle“.

38 Beschluss der Verbands-KODA vom 24.07.1996; hier i. d. F. des
Beschlusses der Verbands-KODA vom 22.09.2006: Regelung
„Dienstbefreiung aus kirchlichen Anlässen“ (Anlage 3 zur AVO-
VDD) mit der Maßgabe, dass die Worte „§ 52 BAT und § 33 MTArb“
durch „§ 29 TVöD“ ersetzt werden.

39 Beschluss der Verbands-KODA vom 08.11.2001.
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* 40  Diese Ordnung regelt die kollektiv-arbeitsrechtliche Überleitung des
Gesamtversorgungssystems in das Punktemodell auf der Grundlage
des Altersvorsorgeplans 2001 vom 13.11.2001 (Anlage 1) nach Maß-
gabe der KODA-Regelungen.

41 Einfügung von Satz 4 und Änderung der Reihenfolge der Sätze 4-6
in 5-7 durch Beschluss der Verbands-KODA vom 31.03.2004. Diese
Regelung gilt mit Wirkung vom 01.01.2005.

42 Protokollnotiz gemäß Beschluss der Verbands-KODA vom 21.08.2006

*****

Anlage 1 (*)

Altersvorsorgeplan 2001 Berlin,
13.11.01, 18:30 Uhr

Dieser Tarifvertrag gilt einheitlich für die Tarifgebiete Ost
und West.

1. Ablösung des Gesamtversorgungssystems

1.1 1Das bisherige Gesamtversorgungssystem wird mit
Ablauf des 31.12.2000 geschlossen und durch das
Punktemodell ersetzt. 2Zur juristischen Bewertung
vgl. Anlage 1.

1.2 Auf ein Zurückfallen der Renten und Anwart-
schaften auf den Stand des Jahres 2000 wird ver-
zichtet.

1.3 1Durch den Systemwechsel erhalten die Arbeitneh-
mer die Möglichkeit, eine zusätzliche kapitalge-
deckte Altersversorgung durch eigene Beiträge
unter Inanspruchnahme der steuerlichen Förderung
aufzubauen (Riester-Rente). 2Diese Möglichkeit
soll auch bei den Zusatzversorgungskassen eröff-
net werden.
3Die Möglichkeit der Entgeltumwandlung besteht
derzeit – einheitlich für alle Arbeitnehmer – nicht;
die Tarifvertragsparteien geben sich eine Verhand-
lungszusage für eine tarifvertragliche Regelung zur
Entgeltumwandlung.

1.4 1Die Umlagefinanzierung wird auch nach System-
wechsel beibehalten. 2Sie kann schrittweise nach
den Möglichkeiten der einzelnen Zusatzversor-
gungskassen durch Kapitaldeckung abgelöst wer-
den (Kombinationsmodell).

2. Punktemodell

2.1 1Die Leistungsbemessung erfolgt nach dem Punkte-
modell. 2Es werden diejenigen Leistungen zuge-
sagt, die sich ergeben würden, wenn eine Gesamt-
Beitragsleistung von 4 v. H. vollständig in ein
kapitalgedecktes System eingezahlt würde.

2.2 1Soweit eine Kapitaldeckung vorhanden ist, wer-
den die tatsächlich erzielten Kapitalerträge veran-
schlagt.

2Soweit keine Kapitaldeckung vorhanden ist, wird
jährlich die laufende Verzinsung der zehn größten
Pensionskassen gemäß jeweils aktuellem Geschäfts-
bericht des Bundesaufsichtsamtes für das Versiche-
rungswesen (bzw. Nachfolgeeinrichtung) zugrunde
gelegt.
3Überschüsse werden wie bei einer Pensionskasse
festgestellt. 4Von diesem Überschüssen werden
nach Abzug der Verwaltungskosten (soweit fiktiv:
2 v. H.) vorrangig die sozialen Komponenten und
dann Bonuspunkte finanziert.

Soziale Komponenten sind:

a) Zurechnungszeiten bei Erwerbsminderungs-
und Hinterbliebenenrenten (vgl. Textziffer 2.5)

b) Kindererziehungszeiten
Berücksichtigung eines Beitrages von 20 Euro
pro Monat pro Kind für die Dauer der gesetz-
lichen Erziehungszeit (ohne Beschäftigung).

c) 1Übergangsregelung für alle Versicherten mit ei-
ner Mindestpflichtversicherungszeit von 20 Jah-
ren, die monatlich weniger als 3.600 DM brutto
verdienen. 2Ihre erworbenen Anwartschaften
werden festgestellt und ggf. auf mindestens 0,8
Versorgungspunkte für jedes volle Kalenderjahr
der Pflichtversicherung angehoben (Einbezie-
hung des Beschäftigungsquotienten).

2.3 1Die als Anlage beigefügte Tabelle kommt zur
Anwendung. 2Diese Tabelle basiert auf folgenden
Parametern:
3Ein Zinssatz entsprechend § 2 der Deckungs-
rückstellungsverordnung von derzeit 3,25 v. H. vor
Eintritt des Versorgungsfalls wird zugrunde gelegt.
4Nach Eintritt des Versorgungsfalls gilt ein Zins-
satz von 5,25 v. H. 5Bei Änderungen des Verord-
nungs-Zinssatzes gilt dieser bis zum Wirksam-
werden einer entsprechenden tarifvertraglichen An-
passung fort. 6Die versicherungsmathematischen
Berechnungen basieren auf den Richttafeln 1998
von Klaus Heubeck.

2.4 1Die Versicherungsfälle entsprechen denen in der
gesetzlichen Rentenversicherung (Altersrenten,
Erwerbsminderungsrenten, Hinterbliebenenrenten).
2Bei teilweiser Erwerbsminderung wird die Hälfte
des Betrages gezahlt, der bei voller Erwerbsmin-
derung zustünde. 3Abschläge werden für jeden Mo-
nat der vorzeitigen Inanspruchnahme der Rente
(wie gesetzliche Rentenversicherung) in Höhe von
0,3 v. H. erhoben; höchstens jedoch insgesamt
10,8 v. H.

2.5 1Bei Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenren-
ten vor Vollendung des 60. Lebensjahres werden
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Versorgungspunkte hinzugerechnet. 2Für ein Refe-
renzentgelt wird für jedes Kalenderjahr vor Voll-
endung des 60. Lebensjahres je ein Versorgungs-
punkt hinzugerechnet.

2.6 1Von den Verpflichtungen zur Beitragszahlung in
der Textziffer 2.1 dieses Tarifvertrages kann bis zu
einer Mindesthöhe von zwei v. H. für die Dauer
von bis zu drei Jahren im Rahmen eines landes-
bezirklichen Tarifvertrages abgewichen werden,
wenn sich der Betrieb in einer wirtschaftlichen
Notlage befindet. 2Die Feststellung der wirtschaft-
lichen Notlage wird durch eine paritätisch besetz-
te Kommission der Tarifvertragsparteien getroffen.
3Die Regelung kann verlängert werden.

2.7 1Entgelte aus Altersteilzeit werden in Höhe des
vereinbarten Entgelts mindestens jedoch mit 90 %
des vor Beginn der Altersteilzeit maßgebenden
Wertes berücksichtigt (wie nach bisherigem Recht).
2Fälle des Vorruhestandes werden wie nach altem
Recht behandelt.

3. Übergangsrecht

3.1 Die Höhe der laufenden Renten und der Ausgleichs-
beträge wird zum 31.12.2001 festgestellt.

3.2 1Die laufenden Renten werden als Besitzstands-
renten weitergezahlt. 2Die abbaubaren Ausgleichs-
beträge werden in Höhe des Dynamisierungsge-
winns abgebaut.

3.3 Die Besitzstandsrenten und die Neurenten werden
beginnend mit dem Jahr 2002 jeweils zum 1.7. eines
Jahres bis 2007 mit 1 v. H. jährlich dynamisiert.

3.4 Die Anwartschaften der am 31.12.2001 schon und
am 01.01.2002 noch pflichtversicherten Arbeitneh-
mer werden wie folgt berechnet:

3.4.1 1Es gelten die Berechnungsvorgaben des § 18 Ab-
satz 2 BetrAVG. 2Der danach festgestellte Betrag
wird in Versorgungspunkte unter Berücksichtigung
eines Zinssatzes von 3,25 umgerechnet und in das
Punktemodell transferiert. 3Die transferierten Ver-
sorgungspunkte nehmen an der Dynamisierung
nach Ziffer 2.2 teil.

3.4.2 Für Arbeitnehmer im Tarifgebiet West, die am
01.01.2002 das 55. Lebensjahr vollendet haben
(rentennahe Jahrgänge), gilt folgende Besitzstands-
regelung: Auf der Grundlage des am 31.12.2000
geltenden Rechts der Zusatzversorgung ist Aus-
gangswert für die Bemessung des in das Punkte-
modell zu transferierenden Betrages die individu-
ell bestimmte Versorgungsrente im Alter von 63
(bei Behinderten Alter entsprechend gesetzlicher
Rentenversicherung) unter Berücksichtigung der

Mindestgesamtversorgung und des § 44a VBL-
Satzung bzw. entsprechende Versorgungsregelung;
die gesetzliche Rente ist nach persönlichen Daten
anzurechnen; von diesem nach den Bemessungs-
größen per 31.12.2001 einmalig ermittelten Aus-
gangswert ist die aus dem Punktemodell noch zu
erwerbende Betriebsrente abzuziehen; die Diffe-
renz ist die Besitzstandsrente; sie wird in Ver-
sorgungspunkte umgerechnet und in das Punkte-
modell transferiert.

3.4.3 Textziffer 3.4.2 gilt entsprechend für solche Arbeit-
nehmer, die im Jahre 2001 das 55. Lebensjahr voll-
endet und vor Inkrafttreten des Tarifvertrages Al-
tersteilzeit bzw. Vorruhestand vereinbart haben.

3.5 Die im bisherigen Versorgungssystem erworbe-
nen Anwartschaften von Arbeitnehmern, die am
01.01.2002 nicht mehr pflichtversichert sind und
die eine unverfallbare Anwartschaft haben, wer-
den entsprechend der bisherigen Versicherungs-
rentenberechnung festgestellt, transferiert und nicht
dynamisiert.

4. Finanzierung

4.1 Jede Kasse regelt ihre Finanzierung selbst.
Zusätzlicher Finanzbedarf über die tatsächliche
Umlage des Jahres 2001 hinaus (Stichtag 01.11.2001)
– mindestens jedoch ab Umlagesatz von 4 v. H. –
wird durch steuerfreie, pauschale Sanierungsgelder
gedeckt.

Im Tarifgebiet West verbleibt es bei den von den
Arbeitnehmern bei Zusatzversorgungskassen ge-
leisteten Beiträgen.

4.2 Für die VBL-West gilt:
1Ab 2002 betragen die Belastungen der Arbeitge-
ber 8,45 v. H. 2Dies teilt sich auf in eine steuer-
pflichtige, mit 180 DM/Monat pauschal versteuer-
te Umlage von 6,45 v. H. und steuerfreie pauscha-
le Sanierungsgelder von 2,0 v. H., die zur Deckung
eines Fehlbetrages im Zeitpunkt der Schließung
dienen sollen.

Ab 2002 beträgt der aus versteuertem Einkommen
zu entrichtende Umlagebeitrag der Arbeitnehmer
1,41 v. H.

4.3 Die Verteilung der Sanierungsgelder auf Arbeit-
geberseite bestimmt sich nach dem Verhältnis der
Entgeltsumme aller Pflichtversicherten zuzüglich
der neunfachen Rentensumme aller Renten zu den
entsprechenden Werten, die einem Arbeitgeberver-
band bzw. bei Verbandsfreien, dem einzelnen Ar-
beitgebern zuzurechnen sind; ist ein verbandsfreier
Arbeitgeber einer Gebietskörperschaft mittelbar
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oder haushaltsmäßig im wesentlichen zuzuord-
nen, wird dieser bei der Gebietskörperschaft ein-
bezogen.
Arbeitgebern, die seit dem 1. November 2001 durch
Ausgliederung entstanden sind, sind zur Feststel-
lung der Verteilung der Sanierungszuschüsse Ren-
ten in dem Verhältnis zuzurechnen, das dem Ver-
hältnis der Zahl der Pflichtversicherten des Aus-
gegliederten zu der Zahl der Pflichtversicherten des
Ausgliedernden zum 1. November 2001 entspricht.

4.4 Bei abnehmendem Finanzierungsbedarf für die lau-
fenden Ausgaben werden die übersteigenden Ein-
nahmen – getrennt und individualisierbar – zum
Aufbau einer Kapitaldeckung eingesetzt.

5. 1Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass
mit diesem Tarifvertrag das Abwandern von Be-
trieben oder Betriebsteilen aus den Zusatzversor-
gungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes ver-
hindert wird. 2Während der Laufzeit des Tarif-
vertrages überprüfen die Tarifvertragsparteien, ob
es zu signifikanten Abwanderungen aus einzelnen
Zusatzversorgungseinrichtungen gekommen ist.
3Sie beauftragen einen Gutachter, die Gründe für
eventuelle Abwanderungen darzustellen. 4Dies gilt
auch für den Tarifvertrag über sozialverträgliche
Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der
Umgestaltung der Bundeswehr.

6. Laufzeit des Tarifvertrages bis zum 31.12.2007.

Anlage 1 zum Altersvorsorgeplan 2001 (*)

Juristische Zulässigkeit des rückwirkenden
Systemwechsels zum 31.12.2000

1Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass der rück-
wirkende Wechsel vom Gesamtversorgungssystem in
ein Punktemodell zum 01.01.2001 verfassungsrechtlich
zulässig ist. 2Dies gilt auch für den Transfer der am
31.12.2000 bestehenden Anwartschaften.

3Für das Jahr 2001 ist aus verwaltungstechnischen Grün-
den eine Einführungsphase für das neue System vorgese-
hen, in der sich Anwartschaften technisch weiterhin nach
den Berechnungsmethoden des alten Systems fortent-
wickeln. 4Diese für die Betroffenen günstige Übergangs-
regelung liegt in der Normsetzungsbefugnis der Tarifver-
tragsparteien.

5Seit dem Ergebnis der Tarifrunde 2000 konnte niemand
auf den Fortbestand des bisherigen Versorgungssystems
vertrauen und deshalb davon ausgehen, dass diese unver-
ändert bestehen bleiben würde.

6Sollte ein Bundesgericht abschließend feststellen, dass
Arbeitnehmer oder Versorgungsempfänger mit Vor-

dienstzeiten (Beschäftigungen außerhalb des öffentlichen
Dienstes) im neuen System im Hinblick auf den Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts vom 22.03.2000 (1 BvR
1136/96) höhere als die überführten Ansprüche zustehen,
werden den Berechtigten diese Ansprüche auch dann rück-
wirkend erfüllt, wenn sie sie nicht vor der neuen Entschei-
dung geltend gemacht haben.

Anlage 2 zum Altersvorsorgeplan 2001 (*)

Rentenformel im Punktemodell

ohne Zwischenschaltung eines Regelbeitrages
und bei Überschussanteilen in Form

von beitragslosen Versorgungspunkten

1Die Rentenhöhe ist abhängig von der gesamten Erwerbs-
biografie im öffentlichen Dienst. 2In jedem Beschäfti-
gungsjahr t werden Versorgungspunkte VPt erworben. 3Die
Höhe der Versorgungspunkte ergibt sich aus der Formel:

VP
t
 = E

t
 / RE x Tab

x

Ggf. wird VPt aus Überschüssen erhöht.

Darin bedeuten

VPt Versorgungspunkt für das Jahr t

Et Entgelt des Versicherten im Jahr t

RE Referenzentgelt

Tabx Tabellenwert für das Alter x
des Versicherten im Jahr t

Im Versorgungsfall ergibt sich die Rente nach der Formel

Rente = [ Summe aller VP
t
 ] x Messbetrag

Der Messbetrag beträgt 0,4 % des Referenzentgeltes.

x Tab
x

x Tab
x

x Tab
x

x Tab
x

17 3,1 29 2,1 41 1,5 53 1,0
18 3,0 30 2,0 42 1,4 54 1,0
19 2,9 31 2,0 43 1,4 55 1,0
20 2,8 32 1,9 44 1,3 56 1,0
21 2,7 33 1,9 45 1,3 57 0,9
22 2,6 34 1,8 46 1,3 58 0,9
23 2,5 35 1,7 47 1,2 59 0,9
24 2,4 36 1,7 48 1,2 60 0,9
25 2,4 37 1,6 49 1,2 61 0,9
26 2,3 38 1,6 50 1,1 62 0,8
27 2,2 39 1,6 51 1,1 63 0,8
28 2,2 40 1,5 52 1,1 64 0,8

        u. älter
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Anlage 6 zur AVO-VDD

Beschlüsse der Zentral-KODA1

1. Entgeltumwandlung2

Unter Bezugnahme auf § 17 Abs. 3 und 5 Betriebsrenten-
gesetz (BetrAVG) beschließt die Zentral-KODA gemäß
§ 3 Abs. 1 Ziff. 1 ZKO folgende Regelung:

1. 1Der Mitarbeiter (Arbeitnehmer und zu seiner Aus-
bildung Beschäftigte) hat Anspruch auf Entgeltum-
wandlung bei der Kasse, bei der auch seine zusätz-
liche betriebliche Altersversorgung durchgeführt
wird. 2Voraussetzung ist, dass die dafür zuständige
Kasse satzungsrechtlich die entsprechende Mög-
lichkeit schafft. 3Im Einzelfall können die Vertrags-
parteien bei Vorliegen eines sachlichen Grundes
arbeitsvertraglich vereinbaren, dass die Entgeltum-
wandlung bei einer anderen Kasse oder Einrichtung
erfolgt. 4Die Regelung gilt unabhängig davon, ob
der Mitarbeiter die steuerliche Förderung nach § 3
Nr. 63 EStG oder nach § 10a EStG in Anspruch
nimmt.

1.a Soweit aufgrund staatlicher Refinanzierungsbedin-
gungen für bestimmte Berufsgruppen die Entgelt-
umwandlung ausgeschlossen ist, besteht auch kein
Anspruch nach dieser Regelung.

1.b 1Der Höchstbetrag für die Entgeltumwandlung wird
begrenzt auf jährlich bis zu 4 v. H. der jeweiligen
Beitragsbemessungsgrenze (West) in der allgemei-
nen Rentenversicherung zuzüglich 1800 Euro für
nach dem 31.12.2004 neu abgeschlossene Verträge.
2Im Einvernehmen zwischen Dienstgeber und Dienst-
nehmer können auch höhere Beträge umgewandelt
werden.

2. 1Erfolgt eine steuerliche Förderung, findet diese zu-
nächst Anwendung auf Beiträge des Dienstgebers,
sodann auf umgewandelte Entgeltbestandteile des
Mitarbeiters. 2Liegt die Summe aus dem Beitrag des
Dienstgebers und der Entgeltumwandlung oberhalb
der Grenze gemäß § 3 Nr. 63 EStG, wird der über-
steigende Teil des Beitrags nach § 40 b EStG pau-
schal versteuert, soweit die rechtliche Möglichkeit
dazu besteht und nicht bereits vom Dienstgeber ge-
nutzt wird. 3Die Pauschalsteuer ist dann vom Mit-
arbeiter zu tragen.

3. Bemessungsgrundlage für Ansprüche und Forderun-
gen zwischen Dienstgeber und Mitarbeiter bleibt das
Entgelt, das sich ohne die Entgeltumwandlung er-
geben würde.

4. 1Bietet die für die zusätzliche betriebliche Altersver-
sorgung zuständige Kasse bis zum 31. Oktober 2002

keine rechtliche Möglichkeit für die Durchführung
der Entgeltumwandlung, soll die zuständige arbeits-
rechtliche Kommission eine andere Kasse festlegen,
bei der die Entgeltumwandlung durchgeführt wer-
den kann. 2Nimmt die zuständige Kommission die-
se Festlegung nicht vor, hat auf Verlangen des Mit-
arbeiters der Dienstgeber festzulegen, dass die
Entgeltumwandlung bei der KZVK Köln oder der
Selbsthilfe VvaG durchzuführen ist.

5.1 1Wandelt ein krankenversicherungspflichtig Be-
schäftigter Entgelt um, leistet der Arbeitgeber in je-
dem Monat, in dem Arbeitsentgelt umgewandelt
wird, einen Zuschuss in Höhe von 13 % des jewei-
ligen sozialversicherungsfrei in die zusätzliche be-
triebliche Altersversorgung umgewandelten Betra-
ges. 2Der Zuschuss wird nicht gewährt im Falle der
Nettoumwandlung (Riester-Rente).

5.2 Für umgewandelte Beträge, die unter Berücksichti-
gung des Höchstbetrages im Jahresdurchschnitt die
steuerlichen Freibeträge überschreiten, besteht kein
Anspruch auf einen Zuschuss.

5.3 1Der Zuschuss ist spätestens zum Zahlungstermin
des Dezembergehaltes fällig. 2Scheidet der Mitar-
beiter vorher aus, ist der Zuschuss zum Zeitpunkt
des Ausscheidens fällig. 3Aus abrechnungstechni-
schen und steuerlichen Gründen soll der Zuschuss
einmal im Jahr gezahlt werden. 4Der Zuschuss wird
vom Dienstgeber an die zuständige Altersvorsor-
geeinrichtung abgeführt.

6. Der Anspruch auf Entgeltumwandlung besteht, so-
lange er gesetzlich ermöglicht wird.

Erläuterung zur Umsetzung des Beschlusses:

Es wird sicher gestellt, dass bei der Reihenfolge der umzuwan-
delnden Beiträge vorrangig die sozialversicherungsfreien Bei-
träge zugunsten des Dienstgebers Verwendung finden, zweit-
rangig die sozialversicherungsfreien Beiträge, die zuschussfähig
sind einschließlich des sich daraus ergebenden steuer- und so-
zialversicherungsfreien Zuschusses, drittrangig erst die sozial-
versicherungsfreien Beiträge.

*****

2. Ordnung für den Arbeitszeitschutz
im liturgischen Bereich 3

§ 1
Geltungsbereich

(1) 1Diese Ordnung gilt für Tätigkeiten von Mitarbeitern
im liturgischen Bereich, auf die gem. § 18 Absatz 1
Nr. 4 ArbZG das Arbeitszeitgesetz nicht anzuwenden
ist. 2In den liturgischen Bereich fallen nur solche Auf-
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gaben, die für die Vorbereitung, Durchführung und
Nachbereitung von Gottesdiensten und /oder aus damit
im Zusammenhang stehenden Gründen notwendig sind.

(2) Weitere berufliche Tätigkeiten sind bei der Ermittlung
der höchstzulässigen Arbeitszeit zu berücksichtigen.

(3) Für die Ruhezeit von Mitarbeitern, denen in demselben
oder einem anderen Arbeitsverhältnis auch Tätigkeiten
außerhalb des liturgischen Bereichs übertragen sind,
ist diese Ordnung anzuwenden, wenn die nach Ablauf
der Ruhezeit zu verrichtende Tätigkeit in den Gel-
tungsbereich dieser Ordnung fällt.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Hinsichtlich der in dieser Ordnung verwendeten Begriffe
wird § 2 des Arbeitszeitgesetzes vom 06.06.1994 (BGBl. I
S. 1170) für entsprechend anwendbar erklärt.

§ 3
Arbeitszeit

(1) Die Arbeitszeit ist dienstplanmäßig auf höchstens
6 Tage in der Woche zu verteilen.

(2) 1Die tägliche Arbeitszeit darf 8 Stunden nicht über-
schreiten. 2Sie kann auf bis zu 10 Stunden nur ver-
längert werden, wenn innerhalb von 26 Wochen im
Durchschnitt 8 Stunden täglich nicht überschritten
werden.

(3) Die tägliche Arbeitszeit kann an Ostern und Weihnach-
ten an bis zu drei aufeinander folgenden Tagen sowie
an bis zu 8 besonderen Gemeindefesttagen auf bis zu
12 Stunden verlängert werden, wenn die über 8 Stun-
den hinausgehende Arbeitszeit innerhalb von 4 Wochen
ausgeglichen wird.

(4) 1Zusammen mit Beschäftigungsverhältnissen außer-
halb des liturgischen Bereichs soll die wöchentliche
Arbeitszeit 48 Stunden nicht überschreiten. 2Bei Ab-
schluss eines Arbeitsvertrages hat der Dienstgeber zu
überprüfen, ob und gegebenenfalls mit welchem zeit-
lichen Umfang weitere Arbeitsverhältnisse bestehen.

§ 4
Ruhepausen

1Die Arbeit ist durch im Voraus feststehende Ruhepausen
von mindestens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr
als 6 bis zu 9 Stunden und von mindestens 45 Minuten
bei einer Arbeitszeit von mehr als 9 Stunden insgesamt zu
unterbrechen. 2Die Pausen nach Satz 1 können in Zeitab-

schnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt
werden. 3Länger als 6 Stunden hintereinander dürfen Mit-
arbeiter nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden.

§ 5
Ruhezeit

(1) Mitarbeiter müssen nach Beendigung der täglichen
Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von min-
destens 11 Stunden haben.

(2) 1Soweit die zeitliche Lage der Gottesdienste oder an-
dere Tätigkeiten im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 dies
erfordern, kann die Mindestdauer der Ruhezeit bis zu
fünf mal innerhalb von vier Wochen auf bis zu 9 Stun-
den verkürzt werden, wenn die Kürzung der Ruhezeit
innerhalb von vier Wochen durch Verlängerung anderer
Ruhezeiten auf jeweils mindestens 12 Stunden ausge-
glichen wird. 2Diese Verkürzung darf nicht öfter als
2 mal aufeinander erfolgen.

(3) Die Ruhezeit kann an Ostern und Weihnachten an bis
zu zwei aufeinander folgenden Tagen sowie vor oder
nach der täglichen Arbeitszeit an einem besonderen
Gemeindefeiertag (z. B. Patronatsfest) auf bis zu 7 Stun-
den verkürzt werden, wenn die Verkürzung innerhalb
von 2 Wochen durch Verlängerung anderer Ruhezeiten
ausgeglichen wird.

§ 6
Arbeit an Sonn- und Feiertagen

(1) An Sonn- und Feiertagen dürfen Mitarbeiter nur zu
Tätigkeiten im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2 herange-
zogen werden.

(2) Werden Mitarbeiter an einem auf einen Werktag fal-
lenden gesetzlichen Feiertag oder an einem Werktag,
an dem aufgrund einer besonderen kirchlichen Feier-
tagsregelung oder betrieblichen Regelung nicht gear-
beitet wird, dienstplanmäßig beschäftigt, wird die ge-
leistete Arbeit dadurch ausgeglichen, dass die Mitar-
beiter

a) innerhalb der nächsten 4 Wochen einen zusätzlichen
arbeitsfreien Tag erhalten
oder

b) einmal im Jahr für je 2 Wochenfeiertage einen
arbeitsfreien Samstag mit dem darauf folgenden
Sonntag erhalten.

§ 7
Inkrafttreten

1Diese Ordnung tritt am 01.01.2006 in Kraft. 2Arbeitszeit-
schutzregelungen, die von in Art. 7 GrO genannten Kom-
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missionen beschlossen und spätestens bis zum 01.01. 2006
in Kraft gesetzt sind, bleiben einschließlich etwaiger künf-
tiger Änderungen unberührt.

*****

3. Kinderbezogene Entgeltbestandteile4

1Kinderbezogene Entgeltbestandteile, auf die zum Zeit-
punkt des Wechsels von einem Dienstgeber im Bereich
der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen
kirchlicher Arbeitsverhältnisse (GrO) zu einem anderen
Dienstgeber Anspruch besteht, werden vom neuen Dienst-
geber als Besitzstand weitergezahlt, so lange den Beschäf-
tigten nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) oder nach
dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) Kindergeld gezahlt
wird oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 oder 65 EStG
oder der §§ 3 oder 4 BKGG gezahlt würde. 2An die Stelle
des bisherigen Besitzstands tritt eine andere geldwerte
Leistung, wenn diese in der aufgrund von Art. 7 GrO er-
richteten zuständigen Kommission ausdrücklich als kinder-
bezogener Entgeltbestandteil gekennzeichnet worden ist.
3Diese Regelung gilt für alle Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die zwischen dem 1. Januar 2009 und dem 31. De-
zember 2012 den kirchlichen Dienstgeber wechseln,
jeweils für die Dauer von insgesamt vier Jahren. 4Nach
zwei Jahren halbiert sich der jeweilige Besitzstandswah-
rungsanspruch.
5Günstigere Besitzstandswahrungsklauseln in bestehen-
den und künftigen Regelungen der zuständigen Kommis-
sionen bleiben unberührt.

*****

4. Einbeziehungsklausel5

In die Arbeitsvertragsformulare ist folgender Passus auf-
zunehmen:
„Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes ist Bestand-
teil des Arbeitsvertrages.“

*****

5. Ordnung über die Anrechnung von Vordienst-
zeiten zur Anerkennung von Stufenlaufzeiten6

Die Zentral-KODA beschließt die nachfolgende Ordnung:

Ordnung über die Anrechnung von Vordienstzeiten zur
Anerkennung von Stufenlaufzeiten

1. Soweit in den kirchlichen Arbeitsvertragsordnungen
Regelungen zur Anerkennung von sog. Stufenlaufzeiten
zur Bestimmung der Stufe innerhalb einer Entgeltgruppe
vorgesehen sind, gelten folgende Vorschriften:

1.1 Bei aneinander gereihten befristeten Dienstverhältnis-
sen mit demselben Dienstgeber, die nicht mehr als
sieben Wochen unterbrochen sind, ist von einer unun-
terbrochen zurückgelegten Tätigkeit auszugehen.

1.2Bei dem Wechsel eines Dienstnehmers von einem
Dienstgeber im Bereich der Grundordnung des
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Ar-
beitsverhältnisse zu einem anderen Dienstgeber
im Bereich der Grundordnung des kirchlichen
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhält-
nisse gilt:

a) Vordienstzeiten bei einem früheren Dienstgeber
im Geltungsbereich der Grundordnung können
angerechnet werden.

b) Beträgt die Unterbrechung nicht mehr als sechs
Monate, sollen Vordienstzeiten anerkannt wer-
den, wenn
aa) der Dienstgeberwechsel aufgrund eines be-

triebsbedingten Wegfalls des Arbeitsplatzes
bei dem früheren Dienstgeber erfolgt ist,

bb) der Dienstgeberwechsel familiär (wie bspw.
kirchliche Eheschließung, Pflege eines An-
gehörigen) bedingt ist oder

cc) in der Vordienstzeit einschlägige Berufs-
erfahrung gesammelt wurde.

Protokollerklärung zu Ziffer 1.2:
Vordienstzeiten im Sinne dieser Ordnung sind Zeiten
einer für die neue Beschäftigung einschlägigen berufli-
chen Tätigkeit bei einem vorherigen Dienstgeber.

2. Bei der Entscheidung über die Anrechnung von Vor-
dienstzeiten sind die Möglichkeiten der Refinanzierung
aus der öffentlichen Hand mit abzuwägen.

3. Von den vorstehenden Vorschriften abweichende, für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter günstigere Regelungen
in den Arbeitsvertragsordnungen bleiben unberührt.

4. Diese Ordnung tritt am 1. März 2010 in Kraft.

Anmerkungen:

1 Gemäß § 1b Absatz 1a AVO-VDD bzgl. Beschlüsse der Zentral-KODA.
2 Beschluss der Zentral-KODA gemäß § 3 Absatz 1 Ziffer 1 Zentral-

KODA-Ordnung (ZKO) vom 15.04.2002; zuletzt geändert durch Be-
schluss vom 12.11.2009; i. d. F. der letzten Änderung durch die Zen-
tral-KODA von der Verbands-KODA übernommen durch Beschluss
vom 26.05.2010.

3 Beschluss der Zentral-KODA gemäß § 3 Absatz 1 Ziffer 3 b) Zen-
tral-KODA-Ordnung vom 01.07.2004. „Der nachfolgende Beschluss
der Zentral-KODA … Die Ordnung über den Arbeitsschutz im liturgi-
schen Bereich wird für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ver-
bandes der Diözesen Deutschlands mit Wirkung vom 01.01.2006 in
Kraft gesetzt.“

4 Beschluss der Zentral-KODA vom 06.11.2008 gemäß § 10 Absatz 3
in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Ziffer 3. lit. der Zentral-KODA-
Ordnung – von der Verbands-KODA übernommen durch Beschluss
vom 18.11. 2009.

5 Beschluss der Zentral-KODA vom 06.11.2008 gemäß § 3 Absatz 1
Nr. 2 Zentral-KODA-Ordnung – von der Verbands-KODA übernom-
men durch Beschluss vom 18.11.2009.

6 Beschluss der Zentral-KODA vom 12.11.2009 gemäß § 3 Absatz 1
Ziffer 3 d) Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) – von der Verbands-
KODA übernommen durch Beschluss vom 26.05.2010.
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Anlage 7 zur AVO-VDD

Übernommene Tarifverträge in die AVO-VDD1

1.

Tarifvertrag
über Einmalzahlungen für die

Jahre 2005, 2006 und 2007
für den Bereich des Bundes2

vom 9. Februar 2005

[Hier nicht abgedruckt]

*****
2.

Tarifvertrag
über die einmalige Sonderzahlung 2009 3

vom 31. März 2008

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die in einem Ar-
beitsverhältnis zum Bund oder zu einem Arbeitgeber ste-
hen, der Mitglied eines Mitgliedverbandes der Vereini-
gung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) ist,
und die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages für
den öffentlichen Dienst (TVöD) fallen.

§ 2
Einmalige Sonderzahlung

(1) Die Beschäftigten erhalten mit dem Entgelt für den
Kalendermonat Januar 2009 eine einmalige Sonder-
zahlung in Höhe von 225 Euro, wenn sie an mindestens
einem Tag dieses Monats Anspruch auf Entgelt haben.

Protokollerklärung zu Absatz 1:
1Anspruch auf Entgelt im Sinne des Absatzes 1 sind auch
der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 21
Satz 1 TVöD genannten Ereignisse und der Anspruch auf
Krankengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 TVöD), auch wenn
dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversiche-
rungsträgers nicht gezahlt wird. 2Einem Anspruch auf Ent-
gelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45
SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und der
Bezug von Mutterschaftsgeld nach §13 MuSchG oder § 200
RVO. 3Saisonkräfte, die im Januar 2009 in einem unbefris-
teten Arbeitsverhältnis stehen, erhalten im November 2009
von der einmaligen Sonderzahlung je angefangenem Be-
schäftigungsmonat im Kalenderjahr 2009 ein Zwölftel.

(2) 1§ 24 Absatz 2 TVöD gilt entsprechend. 2Satz 1 gilt auch
für Beschäftigte, für die gemäß § 3 des Tarifvertrages zur
sozialen Absicherung (TVsA) vom 13. September 2005
eine herabgesetzte regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
gilt. 3Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am
1. Januar 2009. 4Beginnt das Arbeitsverhältnis erst

nach dem 1. Januar 2009, sind die Verhältnisse des ers-
ten Tages des Arbeitsverhältnisses maßgeblich.

(3) Wird im Laufe des Monats Januar 2009 ein neues
Arbeitsverhältnis begonnen, wird kein weiterer An-
spruch begründet.

(4) Die einmalige Sonderzahlung ist bei der Bemessung
sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.

§ 3
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

*****

3.

Tarifvertrag über eine einmalige Pauschalzahlung 4

vom 27. Februar 2010

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte im Sinne des § 38
Absatz 5 Satz 1 TVöD, die unter den Geltungsbereich des
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) fallen.

§ 2
Einmalige Pauschalzahlung

(1) Für das Jahr 2010 erhalten Beschäftigte, die am
31. Dezember 2009 in den Entgeltgruppen 2 bis 8 nach
§ 17 Absatz 1 in Verbindung mit § 17 Absatz 7 Satz 1
TVÜ-Bund/TVÜ-VKA und Anlage 4 TVÜ-Bund/
Anlage 3 TVÜ-VKA eingruppiert waren und deren
Arbeitsverhältnis in der Zeit vom 1. Oktober 2005 bis
zum 31. Dezember 2009 begonnen hat, eine einmalige
Pauschalzahlung in Höhe von 250 Euro, fällig mit dem
Entgelt für den Monat Juli 2010, sofern sie für min-
destens einen Tag im Jahr 2010 bis zum 31. Juli 2010
Anspruch auf Entgelt haben und das Arbeitsverhältnis
zu diesem Zeitpunkt besteht.

Protokollerklärung zu Absatz 1:
1Anspruch auf Entgelt im Sinne des Absatzes 1 ist auch der
Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 21 Satz 1
TVöD genannten Ereignisse und der Anspruch auf Kran-
kengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 TVöD), auch wenn dieser
wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungs-
trägers nicht gezahlt wird. 2Einem Anspruch auf Entgelt
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V
oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und der Bezug
von Mutterschaftsgeld nach § 13 MuSchG oder § 200 RVO.
3Saisonkräfte, die mindestens einen Tag im Jahr 2010 bis
zum 31. Juli 2010 in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis
stehen, erhalten im Monat November 2010 von der einma-
ligen Pauschalzahlung je angefangenem Beschäftigungs-
monat im Kalenderjahr 2010 ein Zwölftel.
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(2) 1Die Pauschalzahlung nach Absatz 1 erhalten auf An-
trag auch Beschäftigte,

– deren Arbeitsverhältnis in der Zeit vom 1. Januar 2010
bis 1. Juli 2010 begonnen hat,

– die die Voraussetzungen eines Tätigkeitsmerkmals
erfüllen, das einen Aufstieg nach einer Dauer von
längstens einem Jahr vorsieht und

– deren Arbeitsverhältnis am 30. September 2010
fortbesteht.

2Satz 1 gilt nicht für Beschäftigte, die bereits entspre-
chend der Aufstiegsgruppe eingruppiert sind. 3Die
Pauschalzahlung ist im September 2010 fällig.

(3) 1Absätze 1 und 2 gelten auf Antrag entsprechend für
nach § 3 TVÜ-Bund/TVÜ-VKA am 1. Oktober 2005
in den TVöD übergeleitete Beschäftigte, denen in den
jeweiligen Zeiträumen der Absätze 1 und 2 eine andere
Tätigkeit übertragen wurde, die zu einer neuen Ein-
gruppierung nach § 17 Absatz 1 in Verbindung mit
§ 17 Absatz 7 Satz 1 TVÜ-Bund/TVÜ-VKA und
Anlage 4 TVÜ-Bund/Anlage 3 TVÜ-VKA geführt hat.
2Satz 1 gilt nicht für Beschäftigte, die von ihrem
Antragsrecht nach § 28a Absatz 7 TVÜ-VKA keinen
Gebrauch gemacht haben.

(4) Teilzeitbeschäftigte erhalten die Pauschalzahlung an-
teilig entsprechend dem Umfang ihrer Arbeitszeit
am 31. Dezember 2009 in den Fällen des Absatzes 1
und entsprechend dem Umfang ihrer Arbeitszeit am
1. Juli 2010 in den Fällen des Absatzes 2.

(5) Keine Pauschalzahlung erhalten

– Beschäftigte im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 2 TVöD,

sowie im Bereich der VKA

– Beschäftigte, die unter die Anlage 4 TVÜ-VKA
fallen,

– Beschäftigte, auf die am 31. Dezember 2009 die An-
lage C (VKA) zum TVöD (Beschäftigte im Sozial-
und Erziehungsdienst) Anwendung gefunden hat.

(6) Die einmalige Pauschalzahlung steht anspruchsbe-
rechtigten Beschäftigten nur einmal zu.

§ 3
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010
in Kraft.

Berlin/Frankfurt am Main, den 27. Februar 2010

*****

4.
Tarifvertrag

über die einmalige Sonderzahlung 20115

vom 27. Februar 2010

§ 1
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für Personen, die unter den Gel-
tungsbereich eines der nachstehenden Tarifverträge fallen:

a) Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD),

b) Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Diens-
tes (TVAöD) – Allgemeiner Teil – oder

c) Tarifvertrag für Praktikantinnen/Praktikanten des
öffentlichen Dienstes (TVPöD).

§ 2
Einmalige Sonderzahlung 2011 für Beschäftigte

(1) Die unter § 1 Buchst. a fallenden Beschäftigten erhalten
mit dem Entgelt für den Kalendermonat Januar 2011
eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 240 Euro,
wenn sie an mindestens einem Tag dieses Monats An-
spruch auf Entgelt haben.

Protokollerklärung zu Absatz 1:
1Anspruch auf Entgelt im Sinne des Absatzes 1 sind auch
der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 21
Satz 1 TVöD genannten Ereignisse und der Anspruch auf
Krankengeldzuschuss (§ 22 Abs. 2 TVöD), auch wenn dieser
wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungs-
trägers nicht gezahlt wird. 2Einem Anspruch auf Entgelt
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V
oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und der Bezug
von Mutterschaftsgeld nach § 13 MuSchG oder § 200 RVO.
3Saisonkräfte, die im Januar 2011 in einem unbefristeten
Arbeitsverhältnis stehen, erhalten im November 2011 von
der einmaligen Sonderzahlung je angefangenem Beschäfti-
gungsmonat im Kalenderjahr 2011 ein Zwölftel.

(2) 1§ 24 Absatz 2 TVöD gilt entsprechend. 2Satz 1 gilt
auch für Beschäftigte, für die gemäß § 3 des Tarifver-
trages zur sozialen Absicherung (TVsA) vom 13. Sep-
tember 2005 eine herabgesetzte regelmäßige wöchent-
liche Arbeitszeit gilt. 3Maßgeblich sind die jeweiligen
Verhältnisse am 1. Januar 2011. 4Beginnt das Arbeits-
verhältnis erst nach dem 1. Januar 2011, sind die
Verhältnisse des ersten Tages des Arbeitsverhältnisses
maßgeblich.

(3) Wird im Laufe des Monats Januar 2011 ein neues
Arbeitsverhältnis begonnen, wird kein weiterer An-
spruch begründet.

(4) Die einmalige Sonderzahlung ist bei der Bemessung
sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.
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§ 3
Einmalige Sonderzahlung 2011

für Auszubildende und
Praktikantinnen/Praktikanten

Für die unter § 1 Buchst. b und c fallenden Auszubilden-
den und Praktikantinnen/Praktikanten gilt § 2 mit der
Maßgabe, dass sie eine einmalige Sonderzahlung in Höhe
von 50 Euro erhalten.

§ 4
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010
in Kraft.

Berlin/Frankfurt am Main, den 27. Februar 2010

Anmerkungen:

1 Gemäß § 1b Absatz 2 Satz 2 AVO-VDD neu übernommene Tarif-
verträge.

2 Veröffentlicht in: GMBl 56(2005)731 f. – von der Verbands-KODA
übernommen durch Beschluss vom 13.06.2007.

3 Veröffentlicht in: GMBl. 59(2008)1273 – von der Verbands-KODA
übernommen durch Beschluss vom 09.09.2008.

4 Veröffentlicht in: GMBl. 61(2010)822 – von der Verbands-KODA
übernommen durch Beschluss vom 26.05.2010.

5 Veröffentlicht in: GMBl 61(2010)822 f. – von der Verbands-KODA
übernommen durch Beschluss vom 26.05.2010.

[Anlage 8 bis 10 bleiben bisher unbesetzt]

Anlage 11 zur AVO-VDD

Tarifvertrag
zur Überleitung der Beschäftigten

des Bundes in den TVöD und
zur Regelung des Übergangsrechts

(TVÜ-Bund)

vom 13. September 2005

[Text des Tarifvertrags einschließlich
der redaktionellen Änderungen vom 24.11.2005

veröffentlicht in: GMBl 57(2006)503-534]

Von der Verbands-KODA gemäß § 1b Absatz 2 AVO-VDD über-
nommen durch Beschluss vom 22.09.2006 – i. d. F. des Änd.-TV
Nr. 3 zum TVÜ-Bund vom 27.02.2010 – veröffentlicht in:

GMBl 61(2010)811 f. [von der Verbands-KODA übernommen
durch Beschluss vom 26.05.2010].

Anlage 12 zur AVO-VDD

Tarifvertrag für die Kraftfahrer
und Kraftfahrerinnen des Bundes

   (KraftfahrerTV Bund)

   vom 13. September 2005

[Text des Tarifvertrags einschließlich
der redaktionellen Änderungen vom 24.11.2005

 veröffentlicht in: GMBl 56(2005)545-553]

Von der Verbands-KODA gemäß § 1b Absatz 2 AVO-VDD über-
nommen durch Beschluss vom 22.09.2006 – i. d. F. des Änd.-TV
Nr. 2 zum Kraftfahrer-TV vom 27.02.2010 – veröffentlicht in:

GMBl 61(2010)812-818 [von der Verbands-KODA übernommen
durch Beschluss vom 26.05.2010].

Anlage 13 zur AVO-VDD

Tarifvertrag für Auszubildende
des öffentlichen Dienstes (TVAöD)

– Allgemeiner Teil –

vom 13. September 2005

[Text des Tarifvertrags einschließlich
der redaktionellen Änderungen vom 24.11.2005

veröffentlicht in: GMBl 56(2005)535-539]

Von der Verbands-KODA gemäß § 1b Absatz 2 AVO-VDD über-
nommen durch Beschluss vom 22.09.2006 – i. d. F. des Änd.-TV
Nr. 2 zum TVAöD vom 31.03.2008 – veröffentlicht in:

GMBl 59(2008)1264 [von der Verbands-KODA übernommen
durch Beschluss vom 09.09.2008].

Tarifvertrag für Auszubildende
des öffentlichen Dienstes (TVAöD)

– Besonderer Teil BBiG –

vom 13. September 2005

[Text des Tarifvertrags einschließlich
der redaktionellen Änderungen vom 24.11.2005

veröffentlicht in: GMBl 56(2005)541-543]

Von der Verbands-KODA gemäß § 1b Abschnitt 2 der AVO-
VDD übernommen durch Beschluss vom 22.09.2006 – i. d. F.
des Änd.-TV Nr. 3 zum TVAöD-BBiG vom 27.02.2010 – veröf-
fentlicht in:

GMBl 61(2010)819 f. [von der Verbands-KODA übernommen
durch Beschluss vom 26.05.2010].
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Anlage 14 zur AVO-VDD

Tarifvertrag über das Leistungsentgelt für die
Beschäftigten des Bundes (LeistungsTV-Bund)

vom 25. August 2006

[Text des Tarifvertrags i. d. F. vom 25.08.2006 veröffentlicht in:

GMBl 57(2006)1082-1088]

Von der Verbands-KODA gemäß § 1b Absatz 2 AVO-VDD über-
nommen mit Ergänzungen und Änderungen rückwirkend zum
01.01.2007 befristet bis 31.12.2010 gemäß Beschluss der Ver-
bands-KODA vom 29.10.2007 i. V. mit dem schriftlichen Be-
schlussverfahren vom 28.11.2007.

Freiburg im Breisgau, den 9. Dezember 2010

Dr. Robert Zollitsch
Erzbischof von Freiburg

Vorsitzender der Vollversammlung
des Verbandes der Diözesen Deutschlands

Nr. 429

Amtsblatt der Erzdiözese – Jahrgangsab-
schluss

Mit dieser Ausgabe ist der Jahrgang 2009/2010 des Amts-
blattes der Erzdiözese Freiburg abgeschlossen.

Das Inhaltsverzeichnis wird im 1. Quartal 2011 einer
Nummer des Amtsblattes beigelegt.

Nr. 430

49. Grundkurs der Überdiözesanen Mesner-
schule

Die Arbeitsgemeinschaft der süddeutschen Mesnerver-
bände führt in Zusammenarbeit mit dem Bildungszentrum
der Erzdiözese München und Freising (Kardinal-Döpfner-
Haus) vom 14. März bis 1. April 2011 den 49. Grund-
kurs für Mesnerinnen und Mesner durch.

Die seit Jahren bewährten Dozenten werden die dienst-
jungen Mesnerinnen und Mesner in Glaubenslehre –
Sakramentenlehre und Liturgik – Mesnerdienst und Kon-
takt zu den Mitmenschen – Lektorenschulung – Erhal-
tung des kirchlichen Kunstbesitzes – Pflege liturgischer

Mitteilungen

Geräte und Paramente – Bedienung von Lautsprecheran-
lagen – Betreuung von Turmuhren und Läuteanlagen –
Verwendung und Behandlung von Kerzen – Blumen-
schmuck in der Kirche – Gartenanlagen – Umweltschutz
in den Pfarreien – Unfallschutz und Unfallverhütung –
Kirchliche Versicherungen und praktischen Mesnerdienst
unterrichten.

Heute werden an die Mesnerinnen und Mesner hohe An-
forderungen gestellt. Deshalb wird der Besuch dieser
Grundausbildung für alle hauptberuflichen (ab 20 Std.)
Mesnerinnen und Mesner von den Bischöfen und den süd-
deutschen Mesnerverbänden empfohlen. Voraussetzung
für eine Teilnahme ist der Abschluss der Probezeit.

Die Kosten für den Grundkurs betragen 1.050,00 € und
verteilen sich wie folgt: Erzdiözese 540,00 €, Pfarrei
310,00 €, Teilnehmer 200,00 €. Die Fahrtkosten für die
Hin- und Rückfahrt trägt die Kirchenstiftungskasse der
betreffenden Pfarrei.

Die Herren Pfarrer werden gebeten, ihre in Frage kom-
mende Mesnerin oder ihren Mesner auf diesen Grundkurs
aufmerksam zu machen und ihr/ihm die Teilnahme zu er-
möglichen.

Schriftliche Anmeldungen für den 49. Grundkurs werden
ab sofort von der Überdiözesanen Mesnerschule angenom-
men. Die Anmeldung sollte umgehend erfolgen, da die
Nachfrage sehr groß ist, und die Teilnehmerzahl be-
schränkt ist. Anmeldungen bitte an folgende Adresse:
Schulleiter Martin Thullner, Staufenstr. 4, 83278 Traun-
stein/Haslach, Tel.: (08 61) 1 36 24 oder (01 70) 2 71 62 36,
Fax: (08 61) 1 66 28 99, Thullner.Martin@gmx.de.

Nr. 431

Kardinal-Bertram-Stipendium

Die Kardinal-Bertram-Stiftung fördert in Verbindung
mit dem Institut für ostdeutsche Kirchen- und Kulturge-
schichte e. V. die Erforschung der schlesischen Kirchen-
geschichte. Es gewährt jährlich zwei Kardinal-Bertram-
Stipendien in Höhe von je 2.000,00 €, um Forschungsreisen
in Archive innerhalb und außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland zu ermöglichen.

Zur Bearbeitung werden 2011 folgende Themen ausge-
schrieben:

1) Kirchliches Amtsblatt des Erzbischöflichen Ordi-
nariats in Breslau 1922 bis 1933 im Spiegel der Zeit-
geschichte.
Beratung: Dr. Werner Chrobak, Bischöfl. Zentralbib-
liothek, St. Petersweg 11-13, 93047 Regensburg, Tel.:
(09 41) 5 97 25 23, bibliothek@bistum-regensburg.de.

Nichtamtliche kirchliche Mitteilungen
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2) Die jüngeren Kirchenpatrozinien des Archidiako-
nats Breslau ab 1241 bis 1500.
Beratung: Msgre Dr. Paul Mai, Bischöfl. Zentralbib-
liothek, St. Petersweg 11-13, 93047 Regensburg, Tel.:
(09 41) 5 97 25 22, bibliothek@bistum-regensburg.de
und Msgre Prof. Dr. Werner Marschall, Klarastr. 18,
79106 Freiburg i. Br.

3) Hedwigskirchen in Deutschland nach 1945.
Beratung: Dr. Max Tauch, Grünstr. 6, 41460 Neuss,
Tel.: (0 21 31) 2 12 48 und Dr. Werner Chrobak,
Bischöfl. Zentralbibliothek, St. Petersweg 11-13,
93047 Regensburg, Tel.: (09 41) 5 97 25 23,
bibliothek@bistum-regensburg.de.

4) Domherr Anton Gottfried Steiner (1790 bis 1806).
Sein Einfluss auf Liturgie und Gesang.
Beratung: Privatdozent Dr. Rainer Bendel, Bangert-
weg 7, 72072 Tübingen, Tel.: (0 70 71) 64 08 90,
bendel.maidl@googlemail.com.

Um ein Kardinal-Bertram-Stipendium können sich Studie-
rende und Absolventen von Hochschulen in der Bundes-
republik Deutschland, insbesondere Theologen und His-
toriker, bewerben. Bevorzugt werden jüngere katholische
Antragsteller. Bewerbungen mit genauer Angabe der Per-
sonalien und des Studienganges sind bis 28. Februar 2011
an das Institut für ostdeutsche Kirchen- und Kulturgeschich-
te e. V., St. Petersweg 11-13, 93047 Regensburg, zu richten.

Die Entscheidung über die Zuerkennung trifft das Kura-
torium des Kardinal-Bertram-Stipendiums in einer Sitzung
anfangs März 2011. Es wählt für jeden Stipendiaten ei-
nen Tutor aus. Die Bearbeitung beginnt im Jahr 2011,

zunächst mit der Durchsicht der in Bibliotheken vorhan-
denen Quellen und Literatur, dann durch Reisen in aus-
wärtige Archive. Jeder Stipendiat wird von einem Tutor
betreut; dieser zeigt ihm die Problemstellung seines The-
mas auf, erteilt ihm Ratschläge für die Materialsammlung
in den in Frage kommenden Bibliotheken und Archiven,
die planvolle und methodische Stoffauswahl sowie die wis-
senschaftliche Darstellungsform.

Das Manuskript ist bis zum 15. Oktober 2013 dem Insti-
tut für ostdeutsche Kirchen- und Kulturgeschichte e. V.
in zweifacher Ausfertigung einzureichen. Sein Umfang
soll in der Regel 150 Schreibmaschinenseiten nicht über-
schreiten. Die Bewertung geschieht durch den Tutor und
einen zweiten Gutachter. Druckreife Manuskripte sind zur
evtl. Veröffentlichung in den „Arbeiten zur schlesischen
Kirchengeschichte“, im „Archiv für schlesische Kirchen-
geschichte“ oder in der Reihe „Forschungen und Quellen
zur Kirchen- und Kulturgeschichte Ostdeutschlands“ vor-
gesehen. Die Stipendiatsarbeit kann auch nach ihrem Ab-
schluss Grundlage einer theologischen bzw. philosophi-
schen Dissertation bilden.

Nr. 432

Verkauf einer Klais-Orgel

Die Pfarrei St. Fridolin in Lörrach bietet eine Klais-Orgel
(Baujahr 1995, mit 12 Registern, 1 Manual und Pedal)
zum Kauf an. Anfragen an das Kath. Pfarramt St. Fridolin,
Fridolinsgasse 15, 79540 Lörrach, Tel.: (0 76 21) 24 05,
st.fridolin@seelsorgeeinheit-loerrach.de.


